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Es bleibt beim alten Kurs 

EU-Geld direkt an die Banken 


D ie Aufregung über die Ergeb¬ 
nisse des jüngsten Euro- und 
EU-Gipfels am 28729. Juni in 
Brüssel war gewaltig. Verwirrung bis 
in die Reihen der Regierungsfrakti¬ 
onen hinein. „Italien und Spanien 
siegten im Verhandlungspoker“ und 
„Angela Merkel erleidet bei EU-Gip- 
fel Niederlage“ titelte Spiegel-online 
im Gleichklang mit fast allen anderen 
deutschen Medien. So viel Uniformi¬ 
tät in der Sprachregelung lässt fragen, 
was dahinter verborgen werden soll. 
Im Wesentlichen lassen sich die Er¬ 
gebnisse des Treffens der Staats- und 
Regierungschefs der 27 EU-Staaten 
bzw. der 17 Euro-Staaten auf folgende 
Hauptpunkte zusammenfassen: 

★ Der Zugriff auf den „Euro-Ret- 
tungsschirm“ (ESM) wird unter be¬ 
stimmten Bedingungen erleichtert. 
Vor allem sollen in den EU-Staaten 
ansässige Großbanken in Zukunft 
direkt Hilfsgelder aus diesem „Ret¬ 
tungsschirm“ erhalten, ohne den bis¬ 
herigen Umweg über die jeweiligen 
Staaten. Damit wird deutlicher, wofür 
die EU-„Rettungsschirme“ eigentlich 
da sind und auch bisher schon funk¬ 
tioniert haben: für die Rettung von 
maroden Banken und Finanzkonzer¬ 
nen, die sich mit unseriösen Kredit¬ 


geschäften, Geldanlagen und Speku¬ 
lationen verzockt haben. Das Geld 
aus den EU-Rettungsschirmen beka¬ 
men - entgegen der landläufigen Dar¬ 
stellung in den Medien - auch bisher 
schon nicht „die Griechen“ oder „die 
Portugiesen“, die im Gegenteil mit 
massiven Lohn- und Rentenkürzun¬ 
gen, Sozialabbau, Entlassungen und 
Privatisierungen für von ihnen nicht 
verursachte Schulden zur Kasse ge¬ 
zwungen wurden. Nun soll EU-Geld 
also auch direkt an die Banken flie¬ 
ßen, ohne Einschaltung der jeweiligen 
Regierungen (und damit auch ohne 
etwaige Kontrolle durch Parlamente). 
Details sind noch zu regeln. 

★ Auch Euro-Staaten in Finanznöten 
sollen unter bestimmten Umständen 
künftig „Hilfen“ erhalten, ohne dass 
sie sich dem strengen Regime der 
Spar- und Privatisierungsdiktate, der 
strikten Kontrolle und Bevormun¬ 
dung durch die EU-Oberen unter¬ 
werfen. Voraussetzung dafür ist aber, 
dass die Regierungen dieser Staaten 
vorher schon genügend „Sparwillen“ 
und Entschlossenheit zum Sozialab¬ 
bau unter Beweis gestellt und ent¬ 
sprechende EU-Empfehlungen ein¬ 
gehalten haben. 


★ Der vor allem von Frankreichs neu¬ 
em Staatspräsidenten Hoflande gefor¬ 
derte „Wachstumspakt“ in Höhe von 
120 Milliarden Euro wurde im Prin¬ 
zip beschlossen. Damit sollen gro¬ 
ße, strategisch wichtige und vor al¬ 
lem grenzübergreifende Projekte in 
den Bereichen Verkehr, Energie und 
Kommunikationsnetze finanziert wer¬ 
den. Das soll zur „Ankurbelung“ der 
Wirtschaft dienen. Details dazu müs¬ 
sen ebenfalls erst noch ausgearbeitet 
werden. 

★ Weitergehende Vorstellungen zur 
Sanierung und Weiterentwicklung 
der Euro-Zone, die von EU-Ratsprä- 
sident van Rompuy unter dem Titel 
„Weg zu einer echten Wirtschafts¬ 
und Währungsunion“ präsentiert wor¬ 
den sind, wurden nach kontroverser 
Debatte aufgrund der bereits im Vor¬ 
feld geäußerter Einwände von Kanz¬ 
lerin Merkel nicht beschlossen. Eine 
weitere Diskussion über ein neues Pa¬ 
pier zu diesem Thema wurde auf spä¬ 
ter vertagt. Frau Merkel hatte in den 
Rompuy-Texten einen Einstieg in die 
„Vergemeinschaftung von Schulden“ 
entdeckt und deshalb entschieden da¬ 
gegen Front gemacht. 

Es stimmt also, dass die deutsche 
Kanzlerin beim Euro-Gipfel be¬ 


stimmte Konzessionen gemacht hat, 
die sie kurz vorher noch vehement ab¬ 
gelehnt hat. Aber zugleich hat sie sich 
mit dem hartnäckigen Nein zu „Euro¬ 
bonds“ und ähnlichen Konzepten zur 
Schuldenbekämpfung weiter durch¬ 
gesetzt. Das Einlenken Merkels in 
zwei Punkten kam zustande, weil Ita¬ 
liens Regierungschef Monti und sein 
spanischer Amtsbruder Rajoy damit 
drohten, den „Wachstumspakt“ und 
damit praktisch den ganzen Gipfel 
platzen zu lassen, wenn ihren Forde¬ 
rungen nach Soforthilfe gegen akuten 
Krisenprobleme nicht nachgegeben 
wird. Deshalb musste eine „dramati¬ 
sche Nachtsitzung“ eingelegt werden. 
Ein Scheitern des Gipfels konnte sich 
Frau Merkel in der gegebenen Situati¬ 
on nicht leisten. Denn dann wäre die 
Zweidrittelmehrheit im Bundestag 
bei den für den nächsten Tag ange¬ 
setzten Abstimmungen über „Fiskal¬ 
pakt“ und ESM gefährdet gewesen. 
Sie konnte die Zugeständnisse aber 
machen, weil sie im Anschluss nicht 
ohne Grund behaupten konnte, am 
bisherigen Kurs von „Leistung, Ge¬ 
genleistung, Konditionalität und Kon¬ 
trolle“ gegenüber den Schuldenstaa¬ 
ten sei festgehalten worden. 

Georg Polikeit 


Es ist was faul im Staate... 


Rücktritt des Verfassungsschutzpräsidenten klärt nichts 


erfassungsschutzpräsident 
Heinz Fromm ist zurückge- 
treten.Allenthalben wird von 
einem honorigen Schritt nach einer 
beispiellosen Pannenserie gespro¬ 
chen. Warum aber ist - zum Beispiel 
- das gezielte Schreddern von Akten 
zum Nationalsozialistischen Unter¬ 
grund (NSU) eine Panne? Wer soll 
das glauben? 

Oder ist die Entlassung von vier 
NSU-Helfern auf Druck des Bundes¬ 
gerichtshofes eine Panne? Oder die 
visionäre Erklärung des damaligen 
Innenministers Schily („kein rechts¬ 
extremistischer Hintergrund“) un¬ 


mittelbar nach dem Nagelbombenat¬ 
tentat von Köln, nur eine Panne? Die 
Anwesenheit von Verfassungsschutz- 
Agenten im Umfeld der NSU-Atten- 
tate. Alles nur Pannen? Soviel Panne 
gibt es nicht. Soviel Zufall auch nicht. 
Es handelt sich in allen diesen Fällen 
um zweckgerichtete Aktionen - von 
politischen Beamten und Politikern. 
Dabei endet die Verantwortung kei¬ 
neswegs bei den diversen Innenmi¬ 
nistern, sondern bei denen, die die 
Richtlinien der Politik bestimmen, 
den Kanzlerlnnen. 

„Das ist ein Staatsskandal“, sagt Petra 
Pau, für „Die Linke“ im Parlamenta¬ 


rischen Untersuchungsausschuss, und 
meint das Aktenschreddern. Es ist 
aber auch der richtige Ausdruck für 
das gesamte Verhalten von diversen 
Behörden und hochrangigsten Poli¬ 
tikern, die die Demokratie schützen 
sollen und stattdessen anscheinend 
lieber Faschisten schützen. 
Rücksichtslose Aufklärung täte da 
not und wird auch vollmundig im Sti¬ 
le von Roland Koch gefordert. Frau 
Pau sagt dazu: „Die parlamentarische 
Kontrolle sieht so aus: Es gibt elitäre 
Gremien. Die Regierung oder die Ge¬ 
heimdienste berichten dort gelegent¬ 
lich, was sie wollen - nie mehr. Und 


selbst wenn es brisant wird, müssen 
die auserwählten Parlamentarier ihre 
Zweifel mit ins Grab nehmen. Sie dür¬ 
fen nicht mal mit ihren Fraktionsvor¬ 
sitzenden darüber reden. Das Gehei¬ 
me bleibt so geheim. Die vermeint¬ 
lichen Kontrollgremien sind also ein 
sprachloser Club toter Ohren.“ 

So geht es nicht. An der Frage der 
Bekämpfung des faschistischen Ter¬ 
rors entscheidet sich womöglich das 
Schicksal dieser Demokratie. Es ist 
was faul im Staate. Und auch aus die¬ 
sem Elend zu erlösen, können wir nur 
selber tun. Adi Reiher 




Rote Karte für den 
„Fies-Kahl-Pakt“ 


Während vor dem Reichstag De¬ 
monstranten die „Rote Karte für den 
Fies-Kahl-Pakt“ zeigten, beschloss der 
Bundestag am 29. Juni zwei grundge¬ 
setzwidrige Verträge. 

Für die DKP ist der Fiskalpakt eine 
Kriegserklärung zur Zerstörung öf¬ 
fentlicher sozialer Dienstleistungen 
und grundlegender sozialer Arbei¬ 
terrechte und politischer Rechte der 
Bürger Europas. Gegen seine Ratifi¬ 
zierung müsse breiter Widerstand und 
gemeinsamer Kampf um Alternativen 
entwickelt werden. 
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Feier- Verordnung 

Die Bundesregierung ordnet an: 

1. Im Unterschied zu früheren Fußball¬ 
meisterschaften sind nach der EM 2012 
aufgepflanzte schwarz-rot-goldene Fah¬ 
nen auf den Köpfen und schwarz-rot- 
golden lackierte Bretter vor dem Ge¬ 
sicht nicht abzubauen, sondern bis auf 
Weiteres ordentlich zu tragen. 

2. Die schwarz-rot-goldene Schland- 
Stimmung ist beizubehalten, nachdem 
der deutsche Fiskal-Pakt mit seinen Sta¬ 
bilisierungsstellschrauben für das Volk 
beschlossen wurde. Es herrscht daher 
bis auf Weiteres Feierlaune. Vuvuzelas 
können bei den örtlichen Finanzämtern 
kostenlos auf die allgemeine Lage neu 
eingestimmt werden. 

3. Public-Viewing-Übertragungen fin¬ 
den mindestens wöchentlich statt. Da¬ 
bei werden regelmäßig europäische Völ¬ 
ker, die nicht zahlungswillig sind, vorge¬ 
führt, abgeführt und anschließend nach 
Afrika übers Mittelmeer abgeschoben. 
Die geographischen Grenzen haben 
sich leicht geändert: der afrikanische 
Kontinent beginnt seit gestern Nach¬ 
mittag bei den vormals griechischen 
Grenzen. 

4. Bis zur nächsten Fußball-Weltmeis¬ 
terschaft herrscht im ganzen Land 
schwarz-rot-goldener Fiskaltaumel 
ohne weitere Begründung - und ohne 
Sinn. Die Regierung kennt ab sofort nur 
noch deutsche Europäer. 

Abschließende 

Kon toauszugsm i ttei l ung 

Sehr geehrter Kontoinhaber, 
wie die Europäische Union beschlossen 
hat, sollen ab dem Jahr 2018 die Banken 
selbst für ihre Pleiten haften. 

Wir begrüßen eine solche Regelung 
selbstverständlich. Leider ist es aber so, 
dass unser Bankvorstand überraschend 
zu der Erkenntnis gekommen ist, dass 
unsere Bank möglicherweise bereits in 
den nächsten Monaten pleite ist. 

Aus diesem Grund haben wir von den 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
Gebrauch gemacht und zur Sicherheit 
der Bank von allen unseren Kunden 
anteilig eine Kapitalerhöhung eingezo¬ 
gen. Wir bedanken uns auch bei Ihnen 
in diesem Zusammenhang für Ihr soli¬ 
darisches Verhalten. 

Sie haben daher zur Zeit auf Ihrem 
Girokonto einen Minusbetrag von 
9 873,55 Euro. Bitte gleichen Sie diesen 
umgehend aus, andernfalls sind wir ge¬ 
zwungen, gegen Sie ein Zwangsvollstre¬ 
ckungsverfahren zu veranlassen. 

Der Bankenvorstand. Werner Lutz 
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Sozialkolumne von Manfred Dietenberger 

Sozialer Wohnungsbau 
ist so gut wie tot 



Wut, Empörung und 


3 500 demonstrieren in Kiel gegen 


Für das Grundrecht auf Streik, für So¬ 
lidarität mit den 1 000 Entlassenen 
der zum Helios/Fresenius-Konzern 
gehörenden Beschäftigten der Damp- 
Gruppe und gegen die Tarifpolitik 
nach Gutsherrenart (die UZ berichte¬ 
te in ihrer letzten Ausgabe) gingen am 
Samstag 3 500 Mitarbeiter aus nord¬ 
deutschen 

Kliniken in Kiel auf die Straße. 

Wut, Empörung - aber vor allem 
Kampfbereitschaft prägten das Bild 
der Demonstration und Kundgebung, 
zu der die Gewerkschaften ver.di und 
NGG (Nahrung Genuss Gastronomie) 
aufgerufen hatten. 

Im Mittelpunkt der Forderungen stand 
die Rücknahme der Massenkündigung 
der Damper Mitarbeiter der Zentra¬ 
len Service-Gesellschaft (ZSG) durch 
den Helios-Konzern und das „Ange¬ 
bot“ des Abschlusses eines Überlei¬ 
tungstarifvertrages zu miserabelen 
Bedingungen (z.B. Lohneinbußen 
von 20 Prozent). Und: Für jeden fünf¬ 
ten der bisherigen ZSG-Mitarbeiter 
wird es auch bei dem neuen Helios- 
Dienstleister keinen Arbeitsplatz ge¬ 
ben, da die Bereiche „neu organisiert 
werden würden“ (so Helios in einem 
Brief an die Mitarbeiter). Zur Damp- 
Gruppe gehören elf Krankenhäuser 
und Reha-Kliniken in Schleswig-Hol¬ 
stein, Mecklenburg-Vorpommern und 
Hamburg mit 5 600 Mitarbeitern. Heli¬ 
os verweigert sich seit Monaten in den 
Tarifverhandlungen für die Damp- 
Gruppe einer konstruktiver Verhand¬ 
lungsweise. Bei einer Urabstimmung 
sprachen sich daraufhin 86 Prozent der 
ver.di-Mitglieder für einen Streik aus. 


Den 1 000 Kolleginnen während der 
Tarifauseinandersetzung zu kündigen 
sei unglaublich, rief ver.di-Vorsitzen¬ 
der Frank Bsirske den Demonstranten 
in Kiel zu. „Das ist ein beispielloser 
Vorgang, den es in der Bundesrepu¬ 
blik Deutschland seit 1947 nicht ge¬ 
geben hat.“ Das sei ein Frontalangriff 
auf das Streikrecht, der alle Gewerk¬ 
schaften und Arbeitnehmer betreffe. 
„Hier soll ein Exempel statuiert wer¬ 
den, um den 38 000 Mitarbeitern des 
Helios-Konzerns zu zeigen, was pas¬ 
sieren kann, wenn man sich für seine 
Belange einsetzt“, sagte Bsirske. „Das 
ist ein Wink mit dem Zaunpfahl.“ Die 
Kündigungen und die Begleitschrei¬ 
ben des Konzerns an die Mitarbeiter 
dienten offenkundig der Einschüch¬ 
terung und der Erpressung. Ziel der 
Rotstiftpolitik von Helios sei allein 
die Steigerung der Rendite auf dem 
Rücken der Mitarbeiter, aber auch zu 
Lasten der Patienten und der Versor¬ 
gungsqualität. 

Gewerkschaften lassen 
sich nicht spalten 

Unterstützung sicherte den Mitarbei¬ 
tern auch Franz-Josef Möllenberg, Vor¬ 
sitzender der NGG, zu. Die Gewerk¬ 
schaften ließen sich durch die Arbeit¬ 
geber nicht spalten, man habe den 
Tarifstreit gemeinsam begonnen und 
werde gemeinsam für das Streikrecht 
und die Rücknahme der Kündigungen 
kämpfen. Es könne nicht zugelassen 
werden, dass sich Helios den Kauf der 
Damp-Gruppe durch das Lohndum¬ 
ping bei den Mitarbeitern finanzieren 
lasse. Ziel der Gewerkschaften sei ein 
Überleitungstarifvertrag für die Mit¬ 
arbeiter der ZSG, in dem Mitarbeiter¬ 


rechte gewahrt werden und Löhne ge¬ 
sichert würden, die nicht dazu führten, 
dass die Mitarbeiter so wenig verdien¬ 
ten, dass sie um Aufstockerleistungen 
des Bundes bitten müssten, machte 
Möllenberg deutlich. 

Ellen Paschke, Mitglied des ver.di- 
Bundesvorstandes, forderte auf der 
Kundgebung: „Krankenhäuser bilden 
die Grundlagen der Daseinsfürsorge 
und gehören deshalb in die öffentli¬ 
che Hand- sie dürfen keine Spekula¬ 
tionsobjekte für Konzerninteressen 
sein.“ Die Streiks bei Helios in der ak¬ 
tuellen Tarifrunde werden fortgesetzt 
und ausgeweitet, kündigte sie an - 
trotz Streikbrechern, die vom Heli¬ 
os-Konzern 300 Euro Tagesprämie, 
freie Kost und Logis und freies Ki¬ 
lometergeld erhielten. Die Gewerk¬ 
schaft werde deshalb ihre Aktivitäten 
ausweiten: ver.di wird die Patienten 
in den Helios-Krankenhäusern infor¬ 
mieren und Solidaritätsunterschriften 
sammeln, es finden Mahnwachen vor 
allen Helios-Kliniken statt und es 
werde geprüft, ob an allen Helios- 
Standorten zu Warnstreiks aufgeru¬ 
fen werden soll. 

Keine marktkonforme Demokratie 

Politik mache Fehler, räumte Ralf 
Stegner, SPD-Landesvorsitzender, 
ein. Aber sie mache sie nicht zwei 
Mal, versicherte er mit Blick auf zu¬ 
rückliegende Privatisierungen im 
Gesundheitswesen. Er versprach, im 
Schleswig-Holsteinischen Landtag 
ein Tariftreuegesetz auf den Weg zu 
bringen. Unternehmen, die ihre Mit¬ 
arbeiter nicht vernünftig bezahlten, 
dürften auch nicht in den Genuss öf¬ 
fentlicher Gelder kommen, so wie der 


„Bei Zamek fängt der Wahnsinn an!“ 

DKP Düsseldorf solidarisch mit kämpfenden Kolleginnen 


Gestützt auf die neueste Studie des 
Pestel-Instituts warnt der Direktor 
des Deutschen Mieterbundes (DMB), 
Lukas Siebenkotten: „Bis zum Jahr 
2017 werden in Deutschland 825 
000 Mietwohnungen, insbesondere 
in Ballungszentren, Groß- und Uni¬ 
versitätsstädten fehlen, wenn weiter¬ 
hin nur 60 000 bis 70 000 Mietwoh¬ 
nungen jährlich neu gebaut werden“. 
Die Mieten werden noch schneller 
steigen. „Kommen dann noch weiter 
steigende Heizkosten und/oder teure 
energetische Modernisierungen dazu, 
werden die Mieten für einen Groß¬ 
teil der Mieter in Deutschland nicht 
mehr bezahlbar sein“. 

Aktuell fehlen in den zehn Großstäd¬ 
ten Deutschlands mehr als 100 000 
Mietwohnungen. Rund 6 300 Miet¬ 
wohnungen fehlen laut Mieterbund 
allein in Düsseldorf. 20 500 werden es 
in fünf Jahren sein, wenn alles bleibt 
wie es ist. In Köln ist die Lage ähnlich 
dramatisch. Die Folge sind Mietpreis¬ 
steigerungen von 20 bis 30 Prozent, 
besonders bei der Wieder- und Neu¬ 
vermietung der Wohnungen. 
Darunter leiden werden auch die 
zehn Prozent der Mieterhaushalte, 
die häufiger aus beruflichen Grün¬ 
den umziehen müssen und auch jun¬ 
ge Menschen, die eine Familie grün¬ 
den und eine gemeinsame Wohnung 
beziehen wollen, oder Studenten, die 
zum Studium in die Stadt ziehen. Die 
Anzahl der öffentlich geförderten, 
erschwinglichen Sozialwohnungen 
ist aber von 155 000 im Jahr 2000 auf 
95 500 Ende 2011 zurückgegangen. 
Mietwohnungen, besonders in den 
zentrumsnahen Vierteln, wurden und 
werden in atemberaubendem Tempo 
in Eigentumswohnungen umgewan¬ 
delt, die für die große Masse unbe¬ 
zahlbar sind. Ergebnis: Der Anteil 
der günstigen Mietwohnungen un¬ 
ter sechs Euro/qm ist dramatisch ab¬ 
gesunken. 2009 gab es davon noch 
48 Prozent, 2011 waren es nur noch 
33 Prozent. Das Aufeinandertreffen 
von fehlenden Wohnungen, steigen¬ 
den Mieten und geringen Einkom¬ 
men oder mittleren Einkommen wird 
sich, falls diese asoziale Entwicklung 
nicht endlich gestoppt wird, beson¬ 
ders stark auf Familien, Singles und 
Rentner auswirken. Für sie wird es 
fast unmöglich noch eine bezahlba¬ 
re Wohnung auf dem „Wohnungs¬ 
markt“ zu finden. Gerade aber diese 
Bevölkerungsgruppen wären drin¬ 
gend auf öffentlich geförderte Woh¬ 
nungen angewiesen. 

Dies gilt auch für die von der sprung¬ 
haft steigenden Altersarmut betrof¬ 
fenen Menschen, die oft barrierefreie 
Wohnungen bräuchten. Sie werden 
aufgrund der künstlichen Verknap¬ 
pung von bedarfsgerechten bezahl¬ 


baren Wohnungen und wegen der 
unter kapitalistischen Bedingungen 
daher steigenden Mieten, entwe¬ 
der schlechtere Wohnverhältnisse in 
Kauf nehmen oder aber einen über¬ 
durchschnittlich großen Teil ihres 
Einkommens für die Miete ausgeben 
und auf z.B. auf Kultur und Hobbys 
verzichten müssen. 

Damit es dazu nicht kommt, müssen 
die Mieter und Mietervereine den 
Kampf gegen diesen barbarischen 
Trend endlich aufnehmen. Bezahl¬ 
bares, menschenwürdiges und ge¬ 
sundes Wohnen ist ein Menschen¬ 
recht! Daher ist es längst überfällig, 
dieses soziale Grundrecht endlich im 
Grundgesetz festzuschreiben! Der 
Wohnungsbau darf nicht länger der 
profitorientierten Kapitallogik un¬ 
terworfen bleiben. Hier beginnt die 
Verantwortung der Kommunen den 
kommunalen Wohnungsbau zu för¬ 
dern. Die Interessen und Bedürfnisse 
der Mieter mit geringem und mitt¬ 
lerem Einkommen müssen im Zen¬ 
trum einer menschenfreundlichen, 
sozialen Wohnungsbaupolitik stehen. 
Wir brauchen schnellstens die Ein¬ 
führung einer Mietobergrenze. Das 
geltende Verbot von Wuchermieten 
(mehr als 50 Prozent über der orts¬ 
üblichen Vergleichsmiete) muss er¬ 
gänzt werden durch Mieten, die sich 
an den realen Lebens- und Einkom¬ 
mensverhältnissen der Mehrheit der 
Bevölkerung orientieren. Und bei 
allen berechtigten Reformwünschen 
dennoch nicht vergessen: „Im Kapi¬ 
talismus ist der Bau und die Vermie¬ 
tung von Wohnungen ein , Geschäft’ 
wie jedes andere und dient der Er¬ 
zielung von Profit für den Grundei¬ 
gentümer und Hausbesitzer. Der Ka¬ 
pitalismus ist nicht in der Lage, die 
Wohnungsfrage zu lösen. ... Nicht 
die Lösung der Wohnungsfrage löst 
zugleich die soziale Frage, sondern 
erst durch die Abschaffung der ka¬ 
pitalistischen Produktionsweise, wird 
zugleich die Lösung der Wohnungs¬ 
frage möglich gemacht.“ (Engels, 
MEW, Bd. 18, S. 243) 


„... mit Zamek fängt die Mahlzeit 
an“ - so lautet der eingängige Werbe¬ 
spruch eines Lebensmittelherstellers 
aus Düsseldorf. Die Qualität der Pro¬ 
dukte, hergestellt von fleißigen Arbei¬ 
terinnen, rechtfertigt die Werbung. Die 
gute Entwicklung der Produktivkräfte 
entspricht allerdings nicht dem aktu¬ 
ellen Stand der kapitalistischen Pro¬ 
duktionsverhältnisse. Da gilt eher der 
Spruch „Bei Zamek fängt der Wahn¬ 
sinn an!“ 

Solche oder ähnliche Vergleiche mag 
das Firmenmanagement nicht. Es 
schlägt zurück mit vier fristlosen Kün¬ 
digungen, davon betroffen sind auch 
zwei Mitglieder des Betriebsrates. Za- 
mek-Geschäftsführer Michael Krüger 
spricht von „planmäßigen, nachhalti¬ 
gen und wiederholten Beleidigungen 
und Verleumdungen der Geschäfts¬ 
leitung, des Personalleiters und des 
Unternehmens Zamek“. Und es wird 
nachgeladen: „Während der Streiks 
wurden von den Betroffenen, wie 
auch von einem Gewerkschaftssekre¬ 
tär beleidigende Parolen auf den Stra¬ 
ßen von Reisholz skandiert.“ So wird 
Krüger in der Rheinischen Post zitiert. 
Erschwerend kam offensichtlich hin¬ 
zu, dass Streikleiter Dieter Schormann 
(NGG) dagegen nicht eingeschritten 
sei. 

Zurückgeschlagen wird auch mit 
Hausverbot: der Geschäftsführer der 
NGG darf das Firmengelände nicht 
betreten. Und zurückgeschlagen wird 
mit der Streichung von Arbeitsplät¬ 
zen in Düsseldorf. Im Gespräch sind 
150 Arbeitsplätze, die von Düsseldorf 
nach Dresden verlagert werden sollen. 
Gleichzeitig wurde die Zahl der Leih¬ 
arbeiter von 70 auf 105 gesteigert. 
Hintergrund der Auseinandersetzung 
sind ganz normale Lohnforderungen 
von 6,5 Prozent, die Zamek aber zu 
hoch sind, obwohl die Kolleginnen und 
Kollegen in der Vergangenheit sogar 


Lohnverzicht geübt hatten, weil ihnen 
gesagt wurde, dass sonst die Arbeits¬ 
plätze wackeln würden. Nach Aussage 
der NGG liegt der Lohn bei Zamek 
6,25 Prozent unter dem in vergleich¬ 
baren Betrieben. Die Ursache: 2009 
wurde vom damaligen Tarifvertrag ein 
„Sanierungsbeitrag“ über die Redu¬ 
zierung des Urlaubsgeldes, des Weih¬ 
nachtsgeldes und bei der Lohnerhö¬ 
hung abgezogen. Das sollte nur für 
zwei Jahre gelten. Von einem Ausgleich 
aber will Zamek heute nichts wissen. 
Am 29. Mai scheiterte die dritte Ta¬ 
rifverhandlung. Die Kolleginnen und 
Kollegen ließen sich nicht einschüch¬ 
tern. Es folgte ein Warnstreik über 
24 Stunden bei allen drei Schichten. 
91,2 Prozent stimmten nun Ende Juni 
für Streik. Zuletzt zogen die Kollegin¬ 
nen und Kollegen vom Werk an der 
Kappeier Straße durch den Düsseldor¬ 
fer Industrie-Stadtteil Reisholz. 

Einen besonderen Geschmack be¬ 
kommen die Auseinandersetzungen 
bei dem Hersteller von Suppen, So¬ 
ßen und Fertiggerichten dadurch, dass 
etwa zeitgleich an der Börse eine An¬ 
leihe von 35 Millionen Euro zu einem 
Zinssatz von 7,75 Prozent innerhalb 
kurzer Zeit erfolgreich eingeworben 
wurde. Die Laufzeit beträgt fünf Jahre. 
Mit dem Geld sollen weitere nationale 
und internationale Expansionen finan¬ 
ziert werden. Geschäftsführerin Petra 
Zamek und Geschäftsführer Michael 
Krüger zeigten sich hoch erfreut. Im 
Vergleich zum Zinssatz für den Pro¬ 
fit sieht es mit den Lohnsteigerungen 
wahrlich geschmacklos aus. - Bei dem 
Portal job voting bekommen die Kol¬ 
legen vier von fünf möglichen Sternen, 
die Vorgesetzten nur drei. 

Die DKP Düsseldorf solidarisiert sich 
mit den engagierten Kolleginnen und 
Kollegen. In einer Erklärung heißt es: 
„Der Verlauf der bisherigen Ausein¬ 
andersetzungen - wir würden sagen: 


des bisherigen Klassenkampfes - hat 
deutlich gemacht, dass es nicht nur 
um Lohnbetrug, vorenthaltenen Lohn 
oder abgelehnte Lohnsteigerungen 
geht. 

Deutlich wurde, dass ,sozialpartner¬ 
schaftliche’ Beziehungen in der Ta¬ 
rifauseinandersetzung eine Illusion 
sind. Die Kapitalvertreter versuchen, 
ihre Positionen ohne Rücksicht auf 
Recht und Gesetz zu oktroyieren. Das 
lassen sich die Kolleginnen und Kolle¬ 
gen nicht gefallen, wie die Abstimmun¬ 
gen deutlich gezeigt haben. Vielleicht 
dürfen wir das so sagen: Wir sind stolz 
auf Euch! 

Der Arbeitskampf bei Zamek zeigt 
aber noch mehr: Die Geschäftsleitung 
will die grundgesetzlich verbriefte 
Meinungsfreiheit nach Gutsherrenart 
beschneiden: Kolleginnen und Kolle¬ 
gen sollen nicht mehr ihre Meinung sa¬ 
gen dürfen. Selbst die kürzesten Ge¬ 
dichte’ auf die Geschäftsleitung sollen 
verboten werden. Regiert wird mit der 
Peitsche: mit fristlosen Kündigungen. 
Und der Höhepunkt: das ebenfalls 
grundgesetzlich garantierte Koaliti¬ 
onsrecht wurde eingeschränkt, indem 
Gewerkschafter Hausverbot bekamen. 
Dem NGG-Verhandlungsführer Die¬ 
ter Schormann (Geschäftsführer der 
NGG-Region Düsseldorf-Wuppertal) 
wurde untersagt das Gelände zu be¬ 
treten. 

Der eiskalte Hammer zum Schluss: Za¬ 
mek droht mit Arbeitsplatz-Ausglie¬ 
derung nach Dresden. Das bedeutet 
Arbeitsplatzvernichtung am Standort 
Reisholz. Das bedeutet drohende Ar¬ 
beitslosigkeit. 

Wir wünschen allen Kolleginnen und 
Kollegen, dass sie zusammen mit der 
NGG diese unverschämten Angriffe 
erfolgreich abwehren!“ 

Uwe Koopmann 


Zur Nachahmung empfohlen... 


JEDE MENGE SPASS. 
KEINE LANGEWEILE. 
IMMER ETWAS NEUES. 

PASST DAS ZU DIR? 

| SALES ADVISOR (m/w) 

AUF FLEXIBLER 
STUNDENBASIS 
GESUCHT! 

B Bills bewirb Dich unter www.hrr.conn bis zum04 D720T 2 . 

Die W ahrheit? 


jede Menge Ausbeutung 
Keine Betriebsräte 
Immer neuen Ärger 


m 


... ein kleines 
Aktionsbeispiel 
aus Erlangen. 
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Kampfbereits 

Frontalangriff auf Streikre 
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Gemeinsam das Streikrecht verteidigen (Pewe R-Media base.com) 


Helios Konzern, der für den Schleswi- 
ger Klinikbau 50 Millionen eingestri¬ 
chen habe, so Stegner. Und er schloss 
mit den Worten: „Wir wollen keine 
marktkonforme Demokratie sondern 
demokratische Märkte“ und „Wir wer¬ 
den die Gesundheitskonzerne in die 
Knie zwingen.“ Die UZ-Leser unter 
den Kundgebungsteilnehmern rie¬ 
ben sich verwundert die Augen - hat¬ 
te Stegner vor seinem Auftritt noch 
kurz in die aktuelle Ausgabe der Zei¬ 
tung der DKP geguckt oder hatte ihm 
gar die Parteivorsitzende diese Worte 
während der Demo ins Ohr geflüstert? 
Wir wissen es nicht. Es bleibt abzuwar¬ 
ten ob diesen kraftvollen Worten Ta¬ 
ten folgen werden. Die Unterstützung 


der aktiven Gewerkschafterlnnen ist 
ihm gewiss. 

In dem auf der Demonstration verteil¬ 
ten Solidaritätsschreiben des DKP- 
Parteivostandes an die Beschäftigten 
der ZSG Damp heißt es u.a.: „Das 
deutsche Arbeitskampfrecht verwehrt 
uns allen ein demokratisches Streik¬ 
recht, wie es unsere Kollegen in West¬ 
europa kennen. Dennoch geht es dem 
Kapital, vielen Politikern und Juristen 
noch zu weit. (...) Eure willkürliche 
Entlassung empfinden nicht nur wir 
als einen brutalen Erpressungsver¬ 
such. Der Privatisierung mit Ausglie¬ 
derungen, Lohn- und Sozialdumping 
sowie Unternehmerwillkür sind Rie¬ 
gel vorzuschieben. Die Gesundheit 


Eurer Patienten und Eure berufliche 
Existenz dürfen nicht weiter Spielball 
privater Profitinteressen sein. Einrich¬ 
tungen des Gesundheitswesens gehö¬ 
ren in gesellschaftliche Hand unter 
demokratischer Kontrolle und Mitbe¬ 
stimmung durch Euch und Eure Ge¬ 
werkschaft!“ 

Die Verbreiterung der Solidartät mit 
den betroffenen Kolleginnen und Kol¬ 
legen und die Verteidigung des Streik¬ 
rechts gegen die Angriffe des internati¬ 
onalen Kapitals und der Politik müssen 
Aufgabe aller Gewerkschafter, aller 
Demokraten sein - das war die Bot¬ 
schaft der Kieler Demonstration. 

Günther Stamer 


Meine Krankenakte gehört mir 

Erster Prozess gegen Elektronische Gesundheitskarte 


Die Sicherheit der Daten wird nur 
vorgegaukelt. Hauptakteure bei der 
Einführung der elektronischen Ge¬ 
sundheitskarte (e-GK) sind neben 
der Bundesregierung nun auch die 
obrigkeitshörigen großen gesetzli¬ 
chen Krankenkassen. Sie fordern ihre 
Versicherten seit längerem auf, dafür 
Passfotos abzugeben. Vor dem Sozial¬ 
gericht in Düsseldorf klagte jetzt ein 
erster Versicherter. 

Die staatliche Datensammelwut in die¬ 
ser Republik scheint unerschöpflich. 
Mit der Einführung der e-GK wird 
der Mensch auch im Gesundheitssys¬ 
tem zum gläsernen Datenkörper. Die 
Karte ist ein wichtiger Hebel zur Stan¬ 
dardisierung und weiteren Kommerzi¬ 
alisierung der medizinischen Versor¬ 
gung. Wurde anfänglich noch behaup¬ 
tet, die Patientendaten würden nur auf 
dem Karten-Chip gespeichert, sind im 
Hintergrund schon alle Vorbereitun¬ 
gen für riesige Server zur Zusammen¬ 
führung der Daten getroffen worden. 
CDU und FDP setzen alles daran, so 
schnell wie möglich diese Daten zu be¬ 
kommen. Der gläserne Patient ist von 
ihnen staatlich gewollt und soll riesi¬ 
ge Datenmengen liefern, die eine auf 
privatwirtschaftlich orientierte Ge¬ 
sundheitspolitik dringend benötigt. Ist 
das System erst einmal in jeder Arzt¬ 
praxis, bei den Krankenkassen, Apo¬ 
theken, Labors und Krankenhäusern 
installiert, sind jährlich 11 Milliarden 
Datentransaktionen durch diese gi¬ 
gantische Vernetzung zu erwarten. Es 
ist auf Jahre so konstruiert, dass diese 
Datenmengen um eine Vielzahl erhöht 
werden können. 

Durch die so gelieferten Krankheits¬ 
daten bekommen die Kassen ein Ins¬ 
trument an die Hand mit dem sie die 
„Versorgung“ direkt selbst steuern 
können. Eingespart werden soll mög¬ 


lichst viel Geld. Nicht mehr der behan¬ 
delnde Arzt entscheidet, welches die 
beste Medizin ist, in welcher Klinik 
der Patient am besten versorgt werden 
kann. Entscheiden werden zukünftig 
die Call-Center der Krankenkassen. 
Durch die Daten auf der Krankenver¬ 
sichertenkarte sind diese in kürzester 
Zeit in der Lage zu klären: „Wo haben 
wir den günstigsten Vertrag geschlos¬ 
sen für die bestehende Diagnose?“ 
In den USA ist die Medizin dadurch 
massiv schlechter und für immer mehr 
Menschen unbezahlbar geworden. 

Es war nicht anders zu erwarten, dass 
das Bundesministerium für Gesund¬ 
heit dies alles beschönigt und ver¬ 
harmlost. Auch die Datenschutzbe¬ 
auftragten von Bund und Ländern 
stehen dem Projekt grundsätzlich po¬ 
sitiv gegenüber. So hat das Komitee für 
Grundrechte und Demokratie ernst¬ 
hafte Zweifel, ob die Datenschutzbe¬ 
hörden überhaupt noch willens und in 
der Lage sind, diesen Planungsprozess 
mit der nötigen kritischen Distanz zu 
begleiten. 

Bei dem Prozess vor dem Sozialge¬ 
richt am 28. Juni in Düsseldorf wollte 
der Kläger Svens S. erreichen, dass er 
weiterhin mit der alten Krankenver¬ 
sichertenkarte medizinische Leistun¬ 
gen bekommt. Er gehörte zu den ers¬ 
ten Versicherten, die eine neue e-GK 
erhalten sollten. Unterstützung be¬ 
kommt er dabei vom Bündnis „Stoppt 
die E-Card“. In ihm sind die „Freie 
Ärzteschaft“, IPPNW, der „Arbeits¬ 
kreis Vorratsdatenspeicherung“, Cha¬ 
os Computer Club,NAV Virchowbund, 
die Deutsche AIDS- Hilfe, Bundesar¬ 
beitsgemeinschaft Patientinnenstellen 
(BAGP) und 48 weiteren Organisatio¬ 
nen Mitglied. 

Da das Sozialgericht Düsseldorf die 
Klage abgewiesen hat, wird ein Beru¬ 


fungsverfahren vor dem Landes- oder 
direkt beim Bundessozialgericht not¬ 
wendig. Erst danach ist eine Klage 
vor dem Bundesverfassungsgericht in 
Karlsruhe möglich. Vom Verfassungs¬ 
gericht erhofft sich Rechtsanwalt Jan 
Kuhlmann aus Karlsruhe, dass die tech¬ 
nische Vernetzung der Ärzte, Kranken¬ 
häuser und Apotheken mit zentralen 
Servern gestoppt wird. Nach Auffas¬ 
sung des Prozessvertreters von Sven S. 
sind im Sozialgesetzbuch die Vorgaben 
des Verfassungsgerichts im Urteil zur 
Vorratsdatenspeicherung nicht umge¬ 
setzt. Deshalb fordere er eine für die 
Öffentlichkeit transparente Kontrolle, 
ein Sanktionssystem, das Verstöße ge¬ 
gen den Datenschutz bestraft. 

Die Krankenkassen wollen bis Ende 
2012 bei 70 Prozent der Versicherten 
mit der neuen Karte ausrüsten. Wolf¬ 
gang Linder vom Komitee für Grund¬ 
rechte und Demokratie aus Bremen 
fordert deshalb die gesetzlichen Kran¬ 
kenversicherten auf, sich der Aufforde¬ 
rung zu widersetzen. Aus dem Sozial¬ 
gesetzbuch ergibt sich keine Pflicht, der 
Aufforderung nachzukommen. „Die 
Versicherten können vorerst ihre alte 
Krankenversichertenkarte weiter be¬ 
nutzen. Sie verlieren nicht ihren Versi¬ 
cherungsschutz, wenn sie die neue Kar¬ 
te nicht akzeptieren“, so Linder weiter. 
Versicherte können darüber hinaus 
von ihrer Kasse einen mit Rechtsmit¬ 
telbelehrung versehenen Bescheid ver¬ 
langen, Widerspruch einlegen und - 
kostenfrei - Klage beim Sozialgericht 
erheben. Hilfe hierzu kann auch über 
die Einzelgewerkschaften und die 
DGB-Rechtsschutz-GmbH einge¬ 
fordert werden. Weitere Infos - auch 
Mustertexte - unter www.stoppt-die- 
e-card.de. 

Herbert Schedlbauer 


Geld her für Transfer! 

Demonstration gegen Angela Merkel und 
Volker Bouffier in Darmstadt 


Auf der Kundgebung des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes sowie anderer 
Gewerkschaften und Organisationen 
„Sozialpakt statt Fiskalpakt“ anläss¬ 
lich der auf dem hessischen CDU- 
Landesparteitag am 16. Juni 2012 in 
Darmstadt anwesenden Bundeskanz¬ 
lerin Angela Merkel und des Minis¬ 
terpräsidenten Volker Bouffier sprach 
die Betriebsrats Vorsitzende des Schle¬ 
cker-Bezirks Darmstadt, Katja Deus- 
ser, über die Forderung der ver.di nach 
einer staatlich finanzierten Transferge¬ 
sellschaft zur Qualifizierung der 14 000 
Beschäftigten, die vom Insolvenzver- 
walter Ende Juni gekündigt werden 
sollen. Hier ein Auszug ihrer Rede: 
„Natürlich sind auch wir gegen die 
so genannte ,Schuldenbremse’, weil 
sie im Land und in den Gemeinden 
zu noch größerem Sozialabbau führt. 
Auch unsere Kolleginnen sind davon 
betroffen. Auch deshalb unterstützen 
wir den heutigen Protest gegen Bun¬ 
deskanzlerin Angela Merkel und Mi¬ 
nisterpräsident Volker Bouffier hier in 
Darmstadt. 

Aber wir haben noch ein besonderes 
Anliegen: Wenn Ende Juni weitere 
14 000 Kolleginnen und Kollegen bei 
Schlecker gekündigt und sofort in die 
Arbeitslosigkeit freigestellt werden, 


pflichtet fühlen und mit staatlichen Zu¬ 
schüssen helfen?’ 

Oder liegt es daran, dass Schlecker kei¬ 
ne Bank, kein Autohersteller und kein 
Baukonzern ist, dass Sie, Frau Merkel 
und Herr Bouffier, keinen Sinn darin 
sehen, uns 35 000 entlassene Kollegin¬ 
nen wirklich zu unterstützen? 
Jahrzehntelang haben wir, die Be¬ 
schäftigten und Betriebsräte zusam¬ 
men mit unserer Gewerkschaft ver. 
di bei Schlecker dafür gesorgt und ge¬ 
kämpft, dass die Tarifverträge einge¬ 
halten und die Mitbestimmungsrechte 
nicht ständig umgangen wurden. Das 
war kein ,Spaziergang’, sondern immer 
mit harten Auseinandersetzungen mit 
den Führungskräften auf allen Ebenen 
verbunden. Dabei haben uns manche 
Politiker unterstützt, allerdings nicht 
Sie, Frau Bundeskanzlerin und Herr 
Ministerpräsident. Und gerade deshalb 
entlassen wir auch Sie nicht aus ihrer 
Verantwortung: 

Wir fordern von der Landes- und der 
Bundesregierung eine finanzielle Be¬ 
teiligung an einer Transfergesellschaft 
für unsere 14 000 Kolleginnen und 
Kollegen, die in zwei Wochen ihren 
Arbeitsplatz verlieren werden. Wir 
brauchen diese staatliche Finanzie¬ 
rung, weil der angeblich ,arme’ und 



Für eine staatlich finanzierte Transfergesellschaft - Katja Deusser (v. r.) und 
andere Schlecker-Frauen auf der Demonstration „Sozialpakt statt Fiskalpakt “ 
vor dem CDU-Landesparteitag am 16. Juni 2012 in Darmstadt 


dann ist das Unternehmen endgültig 
,platt gemacht’. Das heißt, innerhalb 
von zwei Jahren verloren etwa 35 000 
Beschäftigte ihren Arbeitsplatz, ihre 
berufliche Perspektive, ihre gewisse 
soziale Sicherheit, die vor vielen Jah¬ 
ren mit dem Kampf um die Geltung 
von Tarifverträgen bei Schlecker er¬ 
reicht wurde. 

35 000 Beschäftigte in die Arbeitslo¬ 
sigkeit abzuschieben, da fragen wir Sie, 
Frau Merkel und Herr Bouffier: ,Wie 
groß muss die Zahl von Entlassenen 
sein, damit sich die politisch Verant¬ 
wortlichen in diesem Land nicht nur in 
Worten, sondern tatsächlich bewegen? 
Wie viele Frauen und Männer müssen 
noch durch ein unfähiges, unverschäm¬ 
tes und arrogantes Management ihres 
Arbeitsplatzes beraubt werden, damit 
diese zur Rechenschaft gezogen wer¬ 
den? 

Wie groß muss eine Belegschaft sein, 
die durch eine Insolvenz unverschul¬ 
det auf die Straße fliegt, damit sich die 
Politiker ihrer sozialen Fürsorge ver¬ 


,privat insolvente’ Anton Schlecker 
dafür kein Geld zur Verfügung stellen 
will. Und der Insolvenzverwalter hat 
in den letzten Monaten immer wieder 
bewiesen, dass ihm Kosteneinsparun¬ 
gen und leere Versprechungen näher 
liegen als die berufliche Zukunft und 
die soziale Lage unserer Kolleginnen 
und Kollegen. 

Frau Merkel und Herr Bouffier: Öff¬ 
nen Sie Ihre staatlichen Kasse und ge¬ 
ben Sie uns die ,Kohle’ für eine Trans¬ 
fergesellschaft. 

Wir brauchen sie, damit sich unse¬ 
re Kolleginnen und Kollegen etwas 
besser qualifiziert und unter weniger 
Druck auf die Suche nach einer neuen 
Arbeitsstelle vorbereiten können. Das 
ist keine Bitte von uns, sondern eine 
unmissverständliche Forderung! Worte 
allein sind zu billig, nur Taten können 
überzeugen! Frau Merkel und Herr 
Bouffier: Investieren Sie in Arbeit und 
nicht in Arbeitslosigkeit!“ 

Horst Gobrecht 
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Tote Soldaten aus dem Osten 

Beim Einsatz der Bundeswehr in Af¬ 
ghanistan sind in den letzten vier Jah¬ 
ren überproportional viele Ostdeut¬ 
sche und Einwanderer ums Leben 
gekommen. Mindestens neun der seit 
Sommer 2008 am Hindukusch getöte¬ 
ten Bundeswehr-Soldaten seien Ost¬ 
deutsche, berichtete die „Bild“-Zeitung 
am Freitag unter Berufung auf eine ei¬ 
gene Auswertung. Damit stamme jeder 
dritte getötete Soldat aus den neuen 
Bundesländern, dabei liegt der Anteil 
der Ostdeutschen an der Gesamtbevöl¬ 
kerung nur bei etwa 20 Prozent. 

Sechs der getöteten Soldaten sind der 
Zeitung zufolge deutschstämmige Zu¬ 
wanderer oder Spätaussiedler aus Po¬ 
len, Russland und anderen ehemaligen 
Sowjetrepubliken. Damit seien insge¬ 
samt mehr als die Hälfte der Getöteten 
Ostdeutsche, Zuwanderer oder Spät¬ 
aussiedler. Die Zahlen verdeutlichten 
auch, „dass mehrheitlich junge Men¬ 
schen aus wirtschaftlich schwachen 
Regionen oder Schichten die gefährli¬ 
che Last unserer Auslandseinsätze tra¬ 
gen“, sagte der Bundeswehr-Experte 
Michael Wolffsohn der „Bild“-Zeitung. 

Verfassungsschutz auflösen 

„Der Verfassungsschutz hat nicht nur 
Fehler gemacht, er ist der Fehler“, kom¬ 
mentiert die innenpolitische Sprecherin 
der Fraktion „Die Linke“, Ulla Jelpke, 
das Rücktrittsgesuch von Bundesver¬ 
fassungsschutzpräsident Heinz Fromm 
als Konsequenz von sogenannten Er¬ 
mittlungspannen bei der Aufklärung 
der NSU-Mordserie. Die Abgeordne¬ 
te weiter: 

„Die Vernichtung von Akten zum V- 
Leute-Einsatz in der Neonaziszene ist 
nur das i-Tüpfelchen in einer Kette von 
Skandalen. Der eigentliche Skandal ist 
der Einsatz dieser Verfassungsschutz¬ 
spitzel selbst. Denn durch die V-Leute 
der Geheimdienste werden Nazikame¬ 
radschaften gegründet oder personell 
und finanziell unterstützt. Schließlich 
verhindert die Anwesenheit der V-Leu- 
te in den Naziorganisationen eine ef¬ 
fektive Strafverfolgung oder - wie im 
Falle der NPD - ein Verbot. 

Die Auflösung der demokratisch nicht 
zu kontrollierenden Verfassungsschutz¬ 
ämter und ihre Ersetzung durch un¬ 
abhängige und öffentlich arbeitende 
Beobachtungsstellen gegen Rechtsex¬ 
tremismus und Fremdenfeindlichkeit 
wäre wahrer Verfassungsschutz.“ 

Urlaub wird zum Luxus 

„Die Sommerferien stehen vor der Tür 
und doch muss ein gutes Viertel der 
Bevölkerung zu Hause bleiben. Auf¬ 
grund ihrer finanziellen Lage können 
es sich immer mehr Menschen schlicht 
und einfach nicht mehr leisten, auch 
nur eine Woche lang in den Urlaub zu 
fahren“, so Yvonne Ploetz, frauenpo¬ 
litische Sprecherin der Fraktion „Die 
Linke“, anlässlich der Antwort der 
Bundesregierung zur Reiseintensität 
der Bevölkerung aufgeschlüsselt nach 
ihrem Haushaltsnettoeinkommen. Da¬ 
nach konnte gut drei Viertel der Bes¬ 
serverdienenden (Haushaltsnettoein¬ 
kommen über 3 500 Euro) verreisen, 
während sich bei den Geringverdienen¬ 
den (Haushaltsnettoeinkommen unter 
1.000 €) lediglich jeder Fünfte einen 
Urlaub leisten konnte. Ploetz weiter: 
„Ganz schlimm ist die Situation der 
Alleinerziehenden: Nicht einmal der 
Hälfte - die nun wirklich einen stres¬ 
sigen Alltag haben - ist es möglich 
mit den Kindern außerhalb der heimi¬ 
schen vier Wände abzuschalten. Dabei 
bräuchten gerade diese Frauen und 
Männer dringend eine Form der Fami¬ 
lienerholung, um mal in Ruhe Zeit mit 
ihren Kindern verbringen zu können. 
Urlaub ist kein Allgemeingut mehr, 
sondern es herrscht eine Art Zwei- 
Klassen-Gesellschaft im deutschen 
Tourismus. 

Vor allem die Reiseintensität von Fa¬ 
milien hat in den letzten Jahren enorm 
abgenommen. Familienurlaub wird of¬ 
fensichtlich immer mehr zum Luxus, 
den sich immer weniger Familien leis¬ 
ten können. Dies steht in einem engen 
Zusammenhang mit den ausufernden 
prekären Beschäftigungsverhältnis¬ 
sen - insbesondere bei Frauen - und 
der Streichung von Mitteln für Fami¬ 
lienerholung in einer Reihe von Bun¬ 
desländern in den letzten Jahren.“ 


_ Innenpolitik _ unsere zeit m 

Rote Karte für den „Fies-Kahl-Pakt“ 

Bundestag sagt Ja zu Verträgen, deren Texte nicht mehr aktuell sind 
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Unter dem Motto „Demokratie und Solidarität statt Fiskalpakt!“ wurde am Freitag, 29.6.2012, vor 
dem Bundestag in Berlin demonstriert. Zur Kundgebung hatten u. a. Attac, ver.di Berlin und die 
NaturFreunde Deutschlands aufgerufen. 


Linkspartei: „Kalter Putsch gegen Grundgesetz“ 


„Das heutige Europa, das Sie jetzt mit dem 
zweiten riesigen Bankenrettungsschirm und 
dem Fiskalpakt besiegeln wollen ... dieses 
Europa ist ein Projekt der Zerstörung von 
Demokratie und sozialer Gerechtigkeit, ein 
Projekt zur Zerschlagung von Arbeitnehmer¬ 
rechten und ein Projekt zur Senkung von 
Löhnen und Renten. Es ist ein Projekt von 
Deutscher Bank, Goldman Sachs und Mor¬ 
gan Stanley zur Ausplünderung der euro¬ 
päischen Steuerzahler. Dass es dahin kom¬ 
men konnte, dafür sind Sie alle gemeinsam 
verantwortlich: Sie, Frau Merkel, und ihre 
schwarz-gelbe Koalition ... Aber auch Sie 
von der vermeintlichen Opposition aus SPD 
und Grünen, die sich zwar vor den Kame¬ 
ras gern als Regierungskritiker aufplustern, 
aber bisher nahezu jeder europapolitischen 
Schandtat dieser Regierung zugestimmt ha¬ 
ben.... 

Frau Merkel, ich sage Ihnen auch: Wenn 
Sie weiter die europäischen Staaten mit 


brutalen Kürzungsprogrammen in die Krise 
zwingen, statt sie endlich durch Direktkre¬ 
dite der Europäischen Zentralbank von der 
Zinstreiberei der Finanzmärkte unabhängig 
zu machen, dann werden Sie nicht als ei¬ 
serne Kanzlerin in die Geschichte eingehen, 
sondern als Totengräberin des Euro.... 

Sie retten nicht den Euro, sondern Sie ret¬ 
ten die Euros der Millionäre. Dann seien Sie 
wenigstens so ehrlich und sagen das den 
Bürgern. Sagen Sie ihnen, dass sich der 
soziale Bundesstaat, den das Grundgesetz 
festschreibt, mit den vorliegenden Verträ¬ 
gen erledigt hat. Sagen Sie ihnen, dass sie 
in Zukunft auch in Deutschland ein Parla¬ 
ment wählen dürfen, das nicht mehr viel zu 
sagen haben wird.... Sagen Sie den Men¬ 
schen, dass das ein kalter Putsch gegen das 
Grundgesetz ist.“ 

(Sarah Wagenknecht in der 
Bundestagsdebatte am 29. Juni 2012) 


DKP: „Fiskalpakt ist eine Kriegserklärung“ 


Während vor dem Reichstag 
Demonstranten die „Rote 
Karte für den Fies-Kahl- 
Pakt“ zeigten, debattierte 
der Bundestag am 29. Juni 
über zwei grundgesetzwidri¬ 
ge Verträge. In den Abend¬ 
stunden stimmten dem EU- 
Rettungsschirm (ESM) 493 
Abgeordnete zu, 106 waren 
dagegen und fünf enthielten 
sich. Damit wurden auf skur¬ 
rile Weise Maßnahmen sank¬ 
tioniert, die den Beschlüssen 
der Euro-Regierungschefs 
vom Vortage in Brüssel nicht 
entsprachen. Bundestagsprä¬ 
sident Lammert selbst muss¬ 
te feststellen, dass nichts von 
dem, was in Brüssel beschlos¬ 
sen wurde, jetzt zur Entschei¬ 
dung im Bundestag anstehe. 

Der Verfassungsrechtler Prof. 

Dr. Hans-Peter Schneider: 

„Ein einmaliger Vorgang in 
der Geschichte der Bundes¬ 
republik Deutschland.“ Das 
wird ein juristisches Nach¬ 
spiel vor dem Bundesverfas¬ 
sungsgericht haben. 

Ein juristisches Nachspiel vor 
dem gleichen Gericht wird 
auch der vom Bundestag mit 
491 (Ja) zu 111 (Nein) zu 6 
(Enthaltungen) beschlosse¬ 
ne Fiskalpakt haben. Denn 
die Fraktion „Die Linke“, die 
als einzige Fraktion im Bun¬ 
destag geschlossen gegen bei¬ 
de Gesetzesentwürfe stimm¬ 
te, hat Klagen in Karlsruhe 
eingereicht. Sie reichte per 
Fax nach der Abstimmung 
am späten Freitagabend ei¬ 
nerseits eine Organklage ein, 
weil sie ihre Rechte als Frak¬ 
tion verletzt sieht. Zugleich 
legten die Bundestagsabge¬ 
ordneten der Partei eine ge¬ 
meinsame Verfassungsbe¬ 
schwerde vor. 

Der CSU-Abgeordnete Peter 
Gauweiler ließ gegen Mit¬ 
ternacht eine weitere Ver¬ 
fassungsbeschwerde sowie 
eine Organklage wegen einer 
Verletzung seiner Rechte als 
Parlamentarier in Karlsruhe überge¬ 
ben. Der Verein „Mehr Demokratie“ 
reichte eine Verfassungsbeschwerde 
ein, der sich 12 000 Bürger sowie der 
Bund der Steuerzahler angeschlossen 
haben. Diese Klage wird unter ande¬ 
rem von der früheren Justizministe¬ 
rin Herta Däubler-Gmelin (SPD) ver¬ 
treten. Eine weitere Verfassungsbe¬ 
schwerde stammt von einer Gruppe 
um den Staatsrechtler Karl Albrecht 
Schachtschneider, der bereits gegen die 
Euro-Einführung geklagt hatte. Zudem 
liegen dem Gericht bereits zwei weitere 
Klagen von Bürgern vor. 

Die Kläger kritisieren übereinstim¬ 
mend vor allem, dass durch ESM und 
Fiskalpakt tief in das Haushaltsrecht 
des Bundestages eingegriffen werde. 
Die EU-Institutionen erhalten deut¬ 
liche Eingriffsrechte gegenüber den 
Mitgliedsstaaten, beim ESM könnte 
ein neugeschaffener „Gouverneursrat“ 
über viele Milliarden der deutschen 
Steuerzahler entscheiden. Gregor Gysi, 
Sarah Wagenknecht und andere Ver¬ 
treter der Partei „Die Linke“ sprachen 
von „Sozial- und Demokratieabbau“ 
und einem Putsch gegen das Grundge¬ 
setz. Michael Schlecht, Chefvolkswirt 
der Bundestagsfraktion: „Mit dem Fis¬ 
kalpakt wird eine scharf wirkende eu¬ 
ropaweite Schuldenbremse im Grund¬ 
gesetz festgeschrieben. Und zwar mit 
,Ewigkeitsgarantie’. In Zukunft soll 
keine andere Mehrheit im Bundestag 
diese Regelung wieder streichen kön¬ 
nen. Dann werden die Staatshaushalte 
auf Teufel komm raus herunter gekürzt, 
der Sozialstaat europaweit zusam¬ 
mengeknüppelt.“ Die SPD-Politikerin 
Däubler-Gmelin erklärte: „Wir klagen 
gegen die Verträge, weil sie einen De¬ 
mokratieabbau im doppelten Sinne 
bedeuten. Zum einen werden unwie- 


Die DKP verurteilt dieses Abkommen, weil 
damit eine Politik radikalisiert und institu¬ 
tionalisiert wird, die die gegenwärtige ka¬ 
tastrophale Situation mit herbeigeführt hat. 
In der Praxis hat sich inzwischen erwiesen, 
dass die europaweit exekutierten „Sparpro¬ 
gramme“ nicht aus der Krise herausführen, 
sondern im Gegenteil die Krise vertiefen und 
zu steigender Arbeitslosigkeit und Armut 
führen. Der „Fiskalpakt“ ist eine Kriegser¬ 
klärung zur Zerstörung öffentlicher sozialer 
Dienstleistungen und grundlegender sozi¬ 
aler Arbeiterrechte und politischer Rechte 
der Bürger Europas. Auf endlose Zeit soll ein 


ständig wachsender Anteil des gesellschaft¬ 
lich geschaffenen Reichtums in die Taschen 
der Banken und Reichen fließen. Gleichzei¬ 
tig geben die EU und die Regierungen damit 
dem Finanzkapital, das heißt den Banken, 
Finanzinvestoren, Ratingagenturen, Konzer¬ 
nen und Superreichen, noch mehr Macht, 
während parlamentarische Rechte weiter 
eingeschränkt werden. 

Die DKP setzt sich dafür ein, dass ein brei¬ 
ter Protest gegen die Ratifizierung des „Fis¬ 
kalpaktes“ und ein gemeinsamer Kampf um 
Alternativen entwickelt wird. 


derbringlich Haushaltskompe¬ 
tenzen und Souveränitätsrechte 
des Bundestages nach Brüssel 
abgegeben. Dadurch wird das 
Bundestags-Wahlrecht entwer¬ 
tet.“ Zum anderen laufe die Ra¬ 
tifizierung hektisch und an der 
Bevölkerung vorbei. Auch CSU- 
Gauweiler betonte, Fiskalpakt 
wie ESM würden „in schwerwie¬ 
gender Weise gegen das Demo¬ 
kratieprinzip verstoßen“. 
Unüberhörbar ist vor allem die 
Kritik von den Gewerkschaften. 
Neben dem Deutschen Gewerk¬ 
schaftsbund (DGB) hat sich vor 
allem die Verreinigte Dienstlei¬ 
tungsgewerkschaft ver.di in die 
Auseinandersetzung eingeschal¬ 
tet. In einer Erklärung „Der Fis¬ 
kalpakt schadet der Demokra¬ 
tie“ wird in zehn Punkten gegen 
ihn argumentiert: 

★ Der Fiskalpakt sieht keine 
Kündigungsklauseln vor. Einzel¬ 
nen Mitgliedsstaaten ist es nicht 
möglich, den Vertrag einseitig zu 
kündigen. 

★ Der Fiskalpakt schränkt das 
„Königsrecht“ der Parlamente - 
das Recht, den eigenen Haus¬ 
halt zu gestalten - massiv ein 
und überträgt staatliche Rechte 
auf die nicht gewählte EU-Kom- 
mission. 

★ Das Nationale Haushalts¬ 
recht wird sowohl durch die 
Einführung einer im Vergleich 
zur deutschen Regelung erwei¬ 
terten Schuldenbremse, als auch 
durch automatische Korrektur¬ 
mechanismen beschnitten. 

★ Der Fiskalvertrag verpflichtet 
die Unterzeichnerstaaten, die 
Schuldenbremse ein Jahr nach 
Unterzeichnung in nationales 
Recht umzusetzen. 

★ Der Europäische Fiskalpakt 
bekämpft nicht die Ursachen der 
Schuldenkrise. 

★ Der Fiskalpakt zielt darauf ab, 
öffentliche Ausgaben ohne Neu¬ 
verschuldung zu finanzieren. 

★ Die neue Schuldenabbauregel 
wirkt prozyklisch. Darüber hin¬ 
aus beschneidet der Fiskalpakt 
die öffentlichen Investitionen. 

★ Der Fiskalpakt wird das selbstgesetz¬ 
te Ziel, die Staatsverschuldung nach¬ 
haltig abzubauen, nicht erreichen. 

★ Der Fiskalpakt beschädigt den Sozi¬ 
alstaat. (siehe: www.verdi.de) 

In den Debatten und Diskussionen 
der Bundestagsfraktionen wurde auch 
die Umstrittenheit der Verträge und 
anderer Maßnahmen deutlich. Zwar 
wurden die Verträge mit eindeutigen 
Mehrheiten beschlossen, aber eine 
Kanzler-Mehrheit gab es nicht - nur 
mit Hilfe von SPD und Grünen (aus 
staatsbürgerlicher Pflichterfüllung, ver¬ 
steht sich) konnten sich CDU, CSU und 
FDP durchsetzen. FDP-EU-Opponent 
Schäffler erklärte sein Nein mit den 
Worten: „Wir legen heute die Lunte an 
das Haus Europa.“ Auch über der For¬ 
derung nach Euro-Bonds zeigten sich 
die Widersprüche. Während Bundesfi¬ 
nanzminister Schäuble erklärte, „Eu¬ 
robonds will ich zu meinen Lebzeiten 
nicht haben“, meinte SPD-Chef Gabri¬ 
el, es gibt sie, die Eurobonds, heimlich. 
Gregor Gysi plauderte vor der Debatte 
aus: „Wenn es stimmt, dass Sie (Frau 
Merkel) bei der FDP-Fraktion gesagt 
haben, dass so lange Sie leben - es kei¬ 
ne Eurobonds gibt, muss ich Sie auf¬ 
klären: Das Kanzleramt wird nicht auf 
Lebenszeit vergeben. Da finden immer 
zwischendurch mal Wahlen statt. Und 
da kann man auch abgelöst werden.“ 
Für die DKP ist der Fiskalpakt eine 
Kriegserklärung zur Zerstörung öffent¬ 
licher sozialer Dienstleistungen und 
grundlegender sozialer Arbeiterrechte 
und politischer Rechte der Bürger Eu¬ 
ropas. Gegen seine Ratifizierung müsse 
breiter Widerstand und gemeinsamer 
Kampf um Alternativen entwickelt 
werden. 

RolfPriemer 
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Wenn die Braunen rot tragen ... 

Prof. Dr. Pätzold im oberfränkischen Hof 



Auf zwei Veranstaltungen in Nürnberg und Hof (Saale) nahm der Berliner 
Historiker Prof. Dr. Kurt Pätzold (Foto aus der Stadtbücherei in Hof) die soziale 
Demagogie der alten und neuen Nazis auseinander:„War Hitler ein Linker?“ 


Nicht nur in Oberfranken versuchen 
sich Nazi-Kameradschaften wie das 
„Freie Netz Süd“ zunehmend durch 
markige Systemkritik zu profilieren: 
Gegen kapitalistische Globalisierung, 
gegen Ausbeutung, gegen Hartz IV. 
Nicht zu unterschätzen ist die Wirkung 
gerade auf junge Menschen. Daher hat¬ 
ten in Nürnberg DKP und SDAJ sowie 
im oberfränkischen Hof die Kreisorga¬ 
nisationen von GEW, VVN und DGB 
den renommierten Historiker Prof. Dr. 
Kurt Pätzold eingeladen. Mit jeweils 
rund 30 (Nürnberg) bzw. 40 (Hof) Teil¬ 
nehmenden waren die Veranstaltungen 
gut besucht und auch die anschließen¬ 
de Diskussion sehr lebhaft. 

Kurt Pätzold ist als überaus produktiver 
Forscher und ausgewiesener Faschis¬ 
mus-Experte international bekannt. Zu 
seinen zahlreichen Veröffentlichungen 
gehören u.a. eine Geschichte der NS¬ 
DAP (zusammen mit Manfred Weißbe¬ 
cker), eine umfängliche Biografie von 
Rudolf Hess sowie als neuestes Werk 
„Wahn und Kalkül - der Antisemitis¬ 
mus mit dem Hakenkreuz“. 

Dass soziale Demagogie immer schon 
ein zentrales Instrument der Herr¬ 
schaftssicherung insbesondere in Kri¬ 
senzeiten war, wies Kurt Pätzold u. a. 
an Beispielen aus der Zeit vor dem 
2. Weltkrieg nach. Unrealistische Ver¬ 
sprechungen, die Übernahme populä¬ 
rer Forderungen des politischen Geg¬ 
ners, die Konstruktion eines inneren 
bzw. äußeren Feindes sowie ein kräfti¬ 
ger Schuss Nationalismus gehören zum 
Grundrezept. 

Pätzold zeigte die Parallelen zur 
NSDAP im Auftreten der neuen Na¬ 
zis auf: Mit roten T-Shirts und Paro¬ 
len gegen den Kapitalismus gibt sich 
die braune Schar revolutionär, ohne 
allerdings auf antisemitische und ras¬ 
sistische Parolen zu verzichten. Einen 
nicht unwichtigen Grund dafür, warum 
auch heute wieder junge Menschen auf 
faschistische Propaganda hereinfallen, 
sah der Referent in dem verzerrten 
Geschichtsbild, das von Mainstream- 
Medien, in den meisten Schulbüchern 
und durch die offizielle Politik vermit¬ 
telt werde. 

Oft werde der Faschismus reduziert 
auf seinen Rassenwahn und auf die 
quasi magische Ausstrahlung Hitlers. 
Auch die verbale Demagogie der Na¬ 
zis werde allzu oft unkritisch oder gar 
absichtlich übernommen. So finde man 
den demagogischen Begriff „National¬ 
sozialismus“ wieder häufiger, während 
selbst die bürgerliche Forschung schon 
längst von „Faschismus“ spricht. 


Der vorgebliche „nationale Sozialist“ 
Hitler selbst fing bereits in den 1920er 
Jahren an, sich - auf mehr oder weniger 
geheimen Treffen - von der pseudo-so¬ 
zialistischen Propaganda der NSDAP 
zu distanzieren, wofür der Historiker 
mehrere Beispiele gab. Es galt, sei¬ 
ne Geldgeber, Großunternehmer und 
Großgrundbesitzer, die das revoluti¬ 
onäre Gehabe der Hitler-Trupps irri¬ 
tierte, zu beruhigen und ihre Unterstüt¬ 
zung zu sichern. 

Der Historiker kritisierte Politiker wie 
die Bundesvertriebenen-Sprecherin 
Erika Steinbach, die erst unlängst be¬ 


hauptete, Hitler sei doch auch ein „So¬ 
zialist“ gewesen. „Mit demselben Recht 
könnte man Hitler als Friedenspolitiker 
bezeichnen;“ betonte Pätzold. „Denn 
dessen Reden zu seinem angeblichen 
Friedenswillen konnten ganze Bände 
füllen, während gleichzeitig die Aufrüs¬ 
tung bei Krupp und Thyssen schon auf 
Hochtouren lief.“ 

So werde versucht, Gesellschaftskri¬ 
tiker und Linke nach dem bekannten 
Verfahren der Totalitarismus- bzw. Ex¬ 
tremismus-Theorie in einen Topf zu 
werfen und zu diffamieren. 

Eva Petermann 


Soziale Ausgrenzung als Programm 

Erwerbslosenquote von Migranten doppelt so hoch wie bei Deutschen 


Zum 9. Mal hat die Bundesregierung 
einen „Integrationsbericht“ vorgelegt. 
Zum 9. Mal zeigt dieser schwarz auf 
weiß, dass Menschen mit Migrations¬ 
hintergrund in diesem Land in allen 
Lebenslagen klar benachteiligt sind. 
Zum 9. Mal sagt die Regierung: Alles 
richtig gemacht. „In den Bereichen 
Sprache, Bildung, Ausbildung und Ar¬ 
beitsmarkt sind wir große Schritte vor¬ 
angekommen“, erklärte die zuständige 
Ministerin Maria Böhmer (CDU) am 
27. Juni bei der Vorstellung des Berichts 
in Berlin. 

Mit der Realität hat Böhmers Freude 
wenig zu tun. „Seit nahezu 20 Jahren 
liegt die Arbeitslosigkeit von Auslände¬ 
rinnen und Ausländern mehr als dop¬ 
pelt so hoch wie die der Deutschen“, 
zitierten die Dortmunder Ruhr Nach¬ 
richten aus dem Papier. Ihre Arbeitslo¬ 
senquote liegt bei 16,9 Prozent, die der 
Deutschen bei 7,2 Prozent. Die Lage 
von Migranten auf dem Arbeitsmarkt 
habe sich in den vergangenen Jahren 
trotz wirtschaftlicher Entspannung re¬ 
lativ gesehen noch verschlechtert, zi¬ 
tiert die Zeitung weiter. Hinzu kommt, 
dass die, die Arbeit finden, in der gro¬ 
ßen Mehrheit im Niedriglohnsektor 


und somit überproportional prekär 
beschäftigt sind. Folglich ist auch die 
Armutsgefährdungsquote mit 13,8 Pro¬ 
zent (2010) mehr als doppelt so hoch 
wie bei Erwerbstätigen ohne Migrati¬ 
onshintergrund (6,2 Prozent). 

Daran wird sich vorerst nichts ändern. 
Die Ausgrenzung beginnt in der Bil¬ 
dungspolitik. Zwar stieg der Anteil 
der ausländischen Schulabgänger mit 
Hochschulreife zwischen 2005 und 
2010 um insgesamt 36 Prozent. Aber 
nur etwa 15 Prozent der Migranten- 
Kinder, also nur jedes sechste, erreichen 
einen dieser Abschlüsse. Bei Jugendli¬ 
chen ohne Migrationshintergrund sind 
es 36 Prozent. Auch die Schulabbre- 
cherquote liegt bei den ausländischen 
Schülern mit 12,8 Prozent mehr als 
doppelt so hoch wie die von deutschen 
Schülern (5,4 Prozent). Ähnlich sieht 
es bei Berufsausbildung aus. Die Aus¬ 
bildungsquote junger Zuwanderer stieg 
leicht von 2009 bis 2010 von 31,4 auf 
33,5 Prozent. Sie liegt aber weiterhin 
deutlich unter der von Jugendlichen 
mit deutschem Pass (65,4 Prozent). 
„Die Bundesregierung erschwert und 
verweigert Migranten die soziale In¬ 
tegration und zwingt sie regelrecht in 


Armut“, erklärte die migrationspoliti¬ 
sche Sprecherin der Linksfraktion im 
Bundestag, Sevim Dagdelen, zu dem 
Bericht. Migranten seien nicht nur seit 
Jahrzehnten doppelt so häufig von feh¬ 
lenden Schulabschlüssen und Arbeits¬ 
losigkeit betroffen wie die übrige Be¬ 
völkerung, so Dagdelen. Sie seien auch 
dreimal so häufig auf Hartz IV ange¬ 
wiesen. In allen wichtigen Lebensbe¬ 
reichen herrsche für Migranten besten¬ 
falls Stillstand. „Das ist weder Schicksal 
noch liegt es an den Migranten. Es liegt 
an der unsozialen Politik der bisherigen 
Bundesregierung, die geradezu auf so¬ 
zialer Ausgrenzung basiert“, so die lin¬ 
ke Abgeordnete. Die Abschaffung des 
mehrgliedrigen Schulsystems, eine ge¬ 
setzliche Ausbildungsplatzumlage, die 
Einführung eines gesetzlichen Min¬ 
destlohns und die Umwandlung von 
Minijobs in sozialversicherungspflich¬ 
tige Beschäftigungsverhältnisse sowie 
erleichterte Einbürgerungsmöglichkei¬ 
ten wären dringend notwendige Schrit¬ 
te gegen soziale Ausgrenzung und Ar¬ 
mut von Migranten. 

Wera Richter 


Die Planung nimmt Gestalt an 

Ein Gedenkstein für Ziegenhals 


Die Nachricht kam kurz nach der Ent¬ 
scheidung im Stadtparlament. Am 
18. Juni stimmten die Stadtverordneten 
von Königs Wusterhausen in der Nähe 
Berlins (Brandenburg, Kreis Dahme- 
Spreewald) mehrheitlich dem Verkauf 
von 150 Quadratmetern für etwas mehr 
als 2 000 Euro an die Liegenschaftsver¬ 
waltung Vulkan zu. 

Auf dem kleinen Areal, das direkt ge¬ 
genüber dem Grundstück des vor zwei 
Jahren abgerissenen Sporthauses Zie¬ 
genhals liegt, soll nun - dafür hat sich 
ein linkes Aktionsbündnis zusammen¬ 
gefunden - ein Gedenkstein errichtet 
werden, der der historischen Bedeu¬ 
tung des Ortes gerecht wird. Er soll, 
so das Ergebnis einer Beratung in Kö¬ 
nigs Wusterhausen am 27. Juni, die Auf¬ 
schrift tragen: „7. Februar 1933. Illega¬ 
le Tagung der Kommunistischen Partei 
Deutschlands im Sporthaus Ziegenhals 
unter Leitung ihres Vorsitzenden Ernst 
Thälmann. Beginn des organisierten 
Widerstandes gegen die Herrschaft des 
Faschismus.“ 

Zur Erinnerung: Viele Jahre befand 
sich in der alten Gaststätte in Ziegen¬ 
hals die im Jahr 1953 in der DDR er- 
öffnete Ernst-Thälmann-Gedenkstätte. 
Sie erinnerte an die illegale Tagung der 
KPD am 7. Februar 1933 an diesem Ort. 
Nach 1990 kümmerte sich vor allem 
der „Freundeskreis Ernst-Thälmann- 
Gedenkstätte Ziegenhals e. V.“ intensiv 
um Pflege und Erhalt der Gedenkstät¬ 
te und organisierte Veranstaltungen. Es 
gab dabei sehr wohl jedoch immer wie¬ 
der Debatten über konkrete historische 
Fakten und ihre Wertung. 

Bis - unter noch heute höchst umstrit¬ 
tenen Umständen - ein Herr Minis¬ 
terialrat Gröger das Gelände im Jahr 
2002 bei einer Versteigerung kaufte 
und das Gebäude vor zwei Jahren ab¬ 
reißen ließ. Trotz Landesdenkmalliste 
... Weder rechtliche Schritte noch um¬ 
fassende Proteste konnten den Abriss 
verhindern. 

Am 7. Februar 1933 hatten in Ziegen¬ 
hals Genossinnen und Genossen aus 
fast allen KPD-Bezirken - Pol-Leiter, 
Instrukteure der Partei, ZK-Mitglieder, 
Vertreter der Parteimedien u.a. - über 
die eingetretene Situation beraten. Sie 
wurde sehr kurzfristig einberufen - wie 
Archivunterlagen der KPD eindeutig 
belegen. Angesichts der damaligen ak¬ 
tuellen Lage völlig nachvollziehbar. 
Ernst Thälmann analysierte auf der 
Tagung die Situation, orientierte auf 


antifaschistische Massenaktionen. Be¬ 
raten wurde über den illegalen Kampf 
der Partei. 

Mit der Ziegenhalser Tagung begann 
durch die KPD der organisierte Wi¬ 
derstand gegen die faschistische Herr¬ 
schaft in Deutschland. Das ist allein 
entscheidend für ihre historische Be¬ 
deutung - nicht ob es eine ZK-Sitzung 
oder „nur“ eine Tagung von Funktionä¬ 
ren der Partei war. Mindestens 18 der 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer der 
damaligen Tagung verloren im Kampf 
gegen den Faschismus ihr Leben. 

Die Stadt Königs Wusterhausen oder 
der Landkreis werden jetzt und künf¬ 
tig für die Gestaltung des Gedenk¬ 
steins kein Geld geben. Alles muss in 
den kommenden Monaten in Eigenre¬ 
gie umgesetzt werden, später auch die 
Pflege. Zu jenen, die in Königs Wus¬ 
terhausen am 18. Juni dem Verkauf 
zustimmten, gehörten übrigens auch 
manche jener Stadtverordneten, die 
vor einigen Wochen an dieser Stelle 
noch einen Stein mit der Inschrift „In 
Erinnerung an den Widerstand gegen 
Diktatur und Gewaltherrschaft“ errich¬ 
ten wollten. - Ganz offensichtlich mit 
der Absicht, das unliebsame Projekt, 
für das die Stadt ursprünglich, als die 
Partei „Die Linke“ noch Mehrheiten 
gewinnen konnte, bereits Geld bereit¬ 
gestellt hatte, loszuwerden. 

Das linke Aktionsbündnis in Königs 
Wusterhausen, in dem die Partei „Die 
Linke“, die DKP, die GRH, das örtli¬ 
che „Bündnis gegen Rechts“, die VVN/ 
BdA u.a. und auch der Freundeskreis 
Ernst-Thälmann-Gedenkstätte e.V. 
mitarbeiten, braucht nun Solidarität 
und finanzielle Unterstützung. Zur 
Gestaltung des Gedenksteins und der 
Umgebung sind etwa 8 000 Euro nö¬ 
tig. Und auch ansonsten ist - auch nach 
dem Februar 2013 - viel Hilfe nötig ... 
Alle im Aktionsbündnis sind sich üb¬ 
rigens einig, dass die Forderung nach 
Wiederaufbau der Gedenkstätte nicht 
vom Tisch ist. Zum 80. Jahrestag der 
Ziegenhalser Tagung soll der Gedenk¬ 
stein eingeweiht werden. Wer weitere 
Informationen möchte, kann sich an 
den DKP-Parteivorstand wenden, wer 
über die DKP spenden möchte kann 
seinen Beitrag auf folgendes Konto 
überweisen: DKP-Parteivorstand, GLS 
Gemeinschaftsbank e. G. Bochum, BLZ 
43060967, Konto-Nr. 400 2487 502 - 
Stichwort: Ziegenhals. 

Nina Hager 



Im Rahmen einer Aktion wurden Blumen an der abgerissenen Gedenkstätte 
Ziegenhals niedergelegt. (Foto: Rudolf Denner) 
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Mindestlohn in Frankreich 

Der in Frankreich gesetzlich festgelegte 
Mindestlohn (SMIC) wird ab 1. Juli um 
zwei Prozent erhöht. Dies gab der sozi¬ 
alistische Arbeitsminister Michel Sapin 
am 26. Juni bekannt. Er beläuft sich da¬ 
nach auf 9,40 Euro pro Stunde oder ca. 
1 425 Euro brutto pro Monat (bei 35 
Wochenstunden). Das sind 1 118 Euro 
netto gegenüber vorher 1 096,94 Euro - 
eine Anhebung um 21 Euro pro Monat. 
Die neue sozialistische Regierung un¬ 
ter Präsident Hollande erfüllt damit 
angeblich eines ihrer Wahlversprechen. 
In Gewerkschaftskreisen und bei der 
„Linksfront“ wird dies allerdings als 
völlig unzureichend bezeichnet. Hier 
wird vorgerechnet, dass es sich de fac¬ 
to eigentlich nur um eine Erhöhung 
um 0,6 Prozent handelt, wenn der In¬ 
flationsanstieg von 1,4 Prozent berück¬ 
sichtigt wird. Nach den französischen 
gesetzlichen Vorschriften hätte der 
SMIC zum 1.1.2012 sowie so um die In¬ 
flationsrate angehoben werden müssen. 
Diese Anpassung wird jetzt praktisch 
um ein halbes Jahr vorgezogen. Darü¬ 
ber hinaus bedeute die Erhöhung um 
0,6 Prozent dann nur noch eine Mini- 
Verbesserung, die der Wahlkampfan¬ 
kündigung Hollandes über eine „spür¬ 
bare Verbesserung“ des Mindestlohns 
nicht gerecht wird. 

Auch die Arbeitslosenunterstützung 
wird in Frankreich zum 1. Juli um zwei 
Prozent erhöht. Das gab Unedic, der 
Verwaltungsmechanismus für die Ar¬ 
beitslosenversicherung, bekannt. 

Linksfraktion in Frankreich 

Den zehn neu gewählten Abgeord¬ 
neten der „Linksfront“ in der franzö¬ 
sischen Nationalversammlung ist es 
gelungen, trotz der Benachteiligung 
durch das französische Wahlsystem 
wieder eine eigenständige Linksfrak¬ 
tion im Parlament unter der Bezeich¬ 
nung „Demokratische und republika¬ 
nische Linke“ (GDR) zu bilden. Es 
gelang ihnen, sich mit fünf nicht der 
Linksfront zugehörigen Abgeordneten 
aus den französischen Überseegebieten 
zusammenzuschließen und damit die 
Mindestsollstärke von 15 Mitgliedern 
für die Bildung einer Parlamentsfrak¬ 
tion zu erreichen. Wie in einem Kom¬ 
munique mitgeteilt wurde, handelt es 
sich um eine „technische Fraktion aus 
zwei autonomen Komponenten“, die 
beide damit mehr Rechte aus der Ge¬ 
schäftsordnung des Parlaments (Re¬ 
dezeit, Antragsrecht u.ä.) in Anspruch 
nehmen können. Die Komponente der 
„Linksfront“ besteht aus neun Abge¬ 
ordneten, die der Französischen Kom¬ 
munistischen Partei (PCF) angehören 
oder auch ohne Mitgliedschaft von ihr 
nominiert worden waren, sowie einem 
Abgeordneten der „Linkspartei“, die 
von ehemaligen Abgeordneten und 
Anhängern der „Sozialistischen Partei“ 
(PS) unter Führung von Jean-Luc Me- 
lenchon gebildet wurde, nachdem sie 
sich von der PS getrennt hatten. 


Brüssel erhält mehr Macht 

Debatten auf dem EU-Gipfel - keine Kurswende in Sicht 



Über die Ausgestaltung der Beschlüsse 
des letzten Euro- und EU-Gipfels (Sei¬ 
te 1) stehen nun weitere Verhandlun¬ 
gen an. Dabei könnte sich leicht her¬ 
aussteilen, dass „der Teufel im Detail“ 
steckt. Hier eine Übersicht zu einigen 
Punkten in der Diskussion: 

Bankenaufsicht - das 
kann noch dauern 

Die Direktvergabe von Mitteln aus 
dem ESM-„Rettungsfonds“ an Banken 
ist laut Gipfelerklärung vom 29. Juni 
an die vorherige Einrichtung einer 
„europäischen Bankenaufsicht“ ge¬ 
bunden. Deshalb wurde die Brüsseler 
EU-Kommission jetzt beauftragt, „in 
Kürze“ Vorschläge für einen „einheit¬ 
lichen Aufsichtsrahmen“ vorzulegen, 
der dann bis Ende 2012 beschlossen 
werden soll. Der Text sieht ausdrück¬ 
lich ein Verfahren vor, das das EU- 
Parlament von einer Mitentscheidung 
ausschließt. 

Inzwischen ist ein Streit entbrannt, ob 
diese Bankenaufsicht direkt durch die 
„Europäische Zentralbank“ (EZB) er¬ 
folgen oder dafür ein neues EU-Amt 
geschaffen werden soll. Die deutschen 
Bankenverbände haben bereits hefti¬ 
ge „Skepsis“ gegen das Vorhaben geäu¬ 
ßert. Auf jeden Fall wird es aber noch 
dauern, bis diese „Bankenaufsicht“ tat¬ 
sächlich aufgebaut und der Umfang ih¬ 
rer Tätigkeit und ihre Funktionsweise 
genau bestimmt sind. Selbst wenn es im 
weiteren Verlauf keine neuen Ausein¬ 
andersetzungen um Details geben sol¬ 
le, dürfte das Ganze frühestens Anfang 
2014 operationsfähig sein. 

So lange konnten die spanischen Ban¬ 
ken, die sich mit ihren Immobilienspe¬ 
kulationen übernommen hatten, nicht 
warten. Deshalb beschloss der Gipfel 
dafür eine „Sonderregelung“. Spani¬ 
sche Banken bekommen jetzt schon 
„Hilfsgelder“ aus dem „Rettungsfonds“ 
EFSF, ohne dass es eine europäische 
Bankenaufsicht gibt. 

Wachstumspakt- 
eine Mogelpackung 

Der im Schlussprotokoll des EU-Gip- 
fels als Anhang aufgenommene „Pakt 
für Wachstum und Beschäftigung“ 
geht vor allem auf den französischen 
Staatspräsidenten Hollande zurück. 
Der braucht ihn, um damit sein Wahl¬ 
versprechen zu umgehen, er werde den 
EU-Fiskalpakt so, wie er ist, nicht ra¬ 
tifizieren und Neuverhandlungen ver¬ 
langen. Jetzt behauptet er, mit dem 
„Wachstumspakt“ als „Ergänzung“ des 


Fiskalpakts sei sein Wahlversprechen 
eingelöst. 

In Wirklichkeit steht die neoliberale 
Logik des Fiskalpakts mit der daraus 
folgenden verschärften Sparpolitik für 
alle EU-Staaten natürlich in striktem 
Gegensatz zur Förderung des Wirt¬ 
schaftswachstums. 

Der Hollande-Vorstoß fand jedoch die 
Unterstützung der deutschen Kanzle¬ 
rin, weil sie das gleiche Manöver benut¬ 
zen konnte, um der Mehrheit der SPD- 
Bundestagsabgeordneten ein Alibi für 
ihre Zustimmung zum Fiskalpakt im 
deutschen Bundestag zu verschaffen 
und damit die erforderliche Zweidrit¬ 
telmehrheit zu erreichen. 

Nach den EU-Texten soll der „Wachs¬ 
tumspakt“ einen Umfang von etwa 
120 Milliarden Euro oder ein Prozent 
des EU-Bruttoinlandsprodukts (BIP) 
haben. Experten vermerkten dazu, 
dass sowohl dieser begrenzte und auf 
mehrere Jahre aufgesplittete Umfang 
als auch die vorgesehene vorrangige 
Ausrichtung auf „länderübergreifen- 
de“ Infrastruktur-Großprojekte kaum 
geeignet sein dürften, in den am meis¬ 
ten krisengeschüttelten EU-Staaten 
tatsächlich so etwas wie einen Wirt¬ 
schaftsaufschwung auszulösen. 55 der 
insgesamt 120 Milliarden sollen durch 
bisher nicht abgerufene Gelder aus 
EU-Strukturfonds aufgebracht werden. 
Das ist also keine echte Erweiterung 
des bisher schon vorgesehenen Inves¬ 


titionsvolumens. Außerdem will die EU 
das Kapital der „Europäischen Inves¬ 
titionsbank“ (EIB) um 10 Milliarden 
erhöhen. Damit sollen dann angeblich 
auf dem internationalen Finanzmarkt 
weitere 60 Milliarden für den „Wachs¬ 
tumspakt“ mobilisiert werden. Schließ¬ 
lich sollen weitere 4,5 Milliarden durch 
neuartige „Europrojektbonds“ vom 
Privatkapital aufgebracht werden. Bei¬ 
des sind Rechnungen mit dem Unbe¬ 
kannten. 

Offen blieb auch, wer Geld aus diesem 
Wachstumspakt bekommen soll und 
welche Vorhaben damit konkret geför¬ 
dert werden. Mit einiger Wahrschein¬ 
lichkeit dürfte der Löwenteil letztlich 
nicht an die am meisten von der Krise 
gebeutelten Staaten gehen, sondern an 
die großen transnationalen Konzerne 
der EU-Führungsstaaten, weil nur sie 
die Technologie und das Know-how 
haben, um solche „großen Infrastruk¬ 
turprojekte“ tatsächlich zu verwirkli¬ 
chen. Natürlich können dabei auch ein 
paar Aufträge an die „heimische Wirt¬ 
schaft“ schwächerer EU-Staaten ab- 
fallen. Aber im Wesentlichen dürfte es 
sich um ein Projekt zur Auftrags- und 
Gewinnförderung der transnationalen 
Großkonzerne handeln. 

Mehr Europa = mehr 
Macht für Brüssel 

Es wäre ein Irrtum anzunehmen, dass 
die Beschlüsse des jüngsten EU-Gip- 
fels eine Art Kurswende weg vom bis¬ 


herigen neoliberalen Spar- und Priva¬ 
tisierungskurs einläuten könnten. Im 
Schlussprotokoll wurde ausdrücklich 
die Entschlossenheit bekräftigt, die 
Euro-Währungsunion „zu erhalten 
und für die Zukunft auf eine solidere 
Grundlage zu stellen“. 

Kanzlerin Merkel und andere deutsche 
Politiker haben in den Tagen vor dem 
Gipfel wiederholt betont: „Wir brau¬ 
chen mehr Europa, nicht weniger“. Am 
weitesten ging dabei Finanzminister 
Schäuble in einem Interview mit dem 
„Spiegel“ (25.6.), in dem er den Aus¬ 
bau der EU zu einer „Fiskalunion“ pro¬ 
pagierte, „in der die Nationalstaaten 
Kompetenzen in der Haushaltspolitik 
abtreten“. Bisher hätten in der EU fast 
immer die Nationalstaaten das letz¬ 
te Wort, sagte er, und das könne nicht 
so bleiben. „Wir müssen in wichtigen 
Kompetenzbereichen mehr Kompeten¬ 
zen nach Brüssel verlagern“. 

Als „Optimalfall“bezeichnete Schäub¬ 
le die Einführung eines „europäischen 
Finanzministers“, der ein Vetorecht ge¬ 
gen die Haushalte der Nationalstaaten 
hat und die Höhe ihrer Neuverschul- 
dung zu genehmigen hat. Ferner müs¬ 
se die Brüsseler Kommission zu einer 
echten EU-Regierung gemacht wer¬ 
den, deren Präsident in einer europa¬ 
weiten Direktwahl bestimmt würde. 
Da solche weitreichenden Veränderun¬ 
gen in Richtung eines supranationalen 
EU-Staates „die Grenzen des Grund¬ 
gesetzes“ überschreiten würde, brachte 
Schäuble dann auch die Idee der Aus¬ 
arbeitung einer neuen Verfassung, die 
das Grundgesetz ablöst, und die Abhal¬ 
tung einer Volksabstimmung darüber 
in die Diskussion. Man darf annehmen, 
dass bei dieser Gelegenheit dann auch 
gleich die „alten Zöpfe“ im Grundge¬ 
setz aus der Zeit von 1949, Sozialstaats¬ 
klausel, Eigentumsbindung an das All¬ 
gemeinwohl, Möglichkeit von Enteig¬ 
nungen und Vergesellschaftung sowie 
die Artikel zur Friedenspflicht und zur 
Begrenzung von Bundeswehreinsät¬ 
zen im Ausland „modernisiert“ wer¬ 
den würden. 

Für die EU wird jedenfalls an dem Kurs 
festgehalten, dass „mehr Europa“ mehr 
Macht für die zentralen EU- bzw. Eu¬ 
ro-Gremien gegenüber den Mitglieds¬ 
staaten bedeuten soll, vor allem im Be¬ 
reich der Haushalts-, Finanz- und Wirt¬ 
schaftspolitik. G.P. 


Usbekistan verlässt Militärbündnis OVKS Mit 11611611 Kräft6l1 

Verstärkte Zusammenarbeit mit den USA möglicher Grund „ . 1X _.„ . . .. . . .. , . 

° io. Kongress der KPiD: Sozialismus ist die Zukunft 


Wie die usbekische Nachrichtenagen¬ 
tur „Schachon“ am vergangenen Frei¬ 
tag berichtete, hat die Führung des Lan¬ 
des beschlossen, die Teilnahme Usbeki¬ 
stans an der Organisation des Vertrages 
über kollektive Sicherheit (OVKS) ein¬ 
zustellen. Dies wurde inzwischen auch 
vom Sekretariat der OVKS bestätigt. 
Das militärpolitische Bündnis OVKS 
wurde Anfang der 1990er Jahre von 
den ehemaligen Sowjetrepubliken Ar¬ 
menien, Kasachstan, Kirgistan, Russ¬ 
land, Tadschikistan und Usbekistan ge¬ 
schaffen, später schloss sich die Repu¬ 
blik Belarus an. Bei der Verlängerung 
des Vertrages im Jahr 1999 zog sich Us¬ 
bekistan aus der Organisation zurück, 
stellte seine Mitgliedschaft 2006 nach 
der Abkühlung der Beziehungen zum 
Westen im Zusammenhang mit der 
brutalen Niederschlagung von Unru¬ 
hen in der Region Abdishan jedoch 
wieder her. Allerdings trug dies fak¬ 
tisch nur formalen Charakter, da das 
Land sich nicht an den Aktivitäten des 
Bündnisses, z.B. an den gemeinsamen 
Militärmanövern beteiligte und auch 
nicht oder nur auf niederer Ebene an 
den Treffen der Staatschefs und Vertei¬ 
digungsminister teilnahm. 


Was die Gründe für den erneuten Aus¬ 
tritt aus dem Bündnis betrifft, so soll das 
offizielle Taschkent laut einer Quelle 
der russischen Zeitung „Kommersant“ 
im Außenministerium Kasachstans ins¬ 
besondere mit den strategischen Plä¬ 
nen der OVKS hinsichtlich Afghanis¬ 
tan sowie auch mit den Vorhaben zur 
Verstärkung der militärischen Zusam¬ 
menarbeit im Rahmen des Bündnis¬ 
ses nicht einverstanden sein. Für russi¬ 
sche Diplomaten seien diese Gründe, 
so „Kommersant“, nicht überzeugend, 
und in der Presse werde der neuerliche 
Austritt Usbekistans aus der OVKS mit 
der in der letzten Zeit verstärkten Zu¬ 
sammenarbeit der Karimow-Führung 
mit den USA und möglichen Plänen in 
Zusammenhang gebracht, eine große 
US-Militärbasis auf dem Territorium 
Usbekistans einzurichten. Diesen Hin¬ 
tergrund vermutet auch der kirgisische 
Militärexperte Toktugal Kaschtscheke- 
jew. Für diese Annahmen spricht auch 
der Umstand, dass in den letzten Mo¬ 
naten kaum noch Kritik an den bruta¬ 
len Menschenrechtsverletzungen in der 
vom Karimow-Klan beherrschten zen¬ 
tralasiatischen Republik zu hören ist. 

W.G. 


Der 10. Kongress der Kommunistische 
Partei in Dänemark (KPiD) fand vom 
26. bis 28. Mai in Kopenhagen statt. Die 
83 Delegierten und Gäste diskutierten 
über die Auswirkungen der Systemkrise 
des Kapitalismus, die eine „Finanzkrise, 
Realwirtschaftskrise, Energiekrise, Le¬ 
bensmittelkrise, Umweltkrise und poli¬ 
tische Krise in sich einschließt“, wie es in 
der Kongressresolution „Kapitalismus 
ist das Problem - Sozialismus ist die 
Lösung“ formuliert wurde. Die wieder¬ 
gewählte Vorsitzende der KPiD, Betty 
Frydensbjerg Carlsson ging in ihrem Re¬ 
ferat unter anderem auf die Folgen der 
Krise für die dänische Bevölkerung ein, 
auf die Arbeitslage in der EU, auf die Si¬ 
tuation der Jugend, den wachsenden Mi¬ 
litärhaushalt und forderte einen Austritt 
Dänemarks aus der Nato. Unter Beifall 
berichtete sie von der erfolgreichen Mit¬ 
gliederkampagne der KPiD. In vielfäl¬ 
tigen Diskussionsbeiträgen wurde der 
Sozial- und Demokratieabbau an kon¬ 
kreten Beispielen verdeutlicht. So wur¬ 
de die Politik der sozialdemokratisch 
geführten Regierung kritisiert, die die 
Arbeitszeiten verlängert hat, in deren 
Folge die Arbeitslosigkeit in Dänemark 


anwächst. Seit Jahren steigen die Mieten 
in Dänemark, wobei festgestellt wurde, 
dass 40 Prozent der Dänen zur Miete 
leben, aber kein einziger der Abgeord¬ 
neten im Parlament. Berichtet wurde 
über die Abnahme der Gewerkschafts¬ 
mitgliedschaft unter den Beschäftig¬ 
ten. Ein zunehmendes Problem wird in 
den Betrieben die Gründung von soge¬ 
nannten privaten Gewerkschaften - ver¬ 
gleichbar mit den „gelben“, oder christli¬ 
chen Gewerkschaften in der BRD - die 
mit verbilligten Mitgliedsbeiträgen wer¬ 
ben, aber kaum tariffähig sind. Eine jun¬ 
ge Genossin berichtete engagiert über 
die Probleme der Jugend und stellte fest, 
dass bei den 25-Jährigen die Arbeitslo¬ 
sigkeit mittlerweile auf 15 Prozent an¬ 
gestiegen ist. Der Vorsitzende der ge¬ 
meinsamen Jugendorganisation von 
der KPiD und der Dänischen Kommu¬ 
nisten Partei (DKP) hielt ein Grußwort 
auf dem Kongress und berichtete, dass 
die politische Arbeit unter Jugendlichen 
voran kommt und die Jugendorganisati¬ 
on langsam wächst. 

Die Zusammenarbeit zwischen der 
KPiD und der Dänischen Kommu¬ 


nisten Partei (DKP) war ein weiteres 
Thema ausführlicher Diskussionen 
auf dem Partei-Kongress. Beide Par¬ 
teien unterstrichen, dass sie eine en¬ 
gere Zusammenarbeit für notwendig 
halten, aber eine Vereinigung bisher 
daran scheitere, weil die DKP an der 
Doppelmitgliedschaft von DKP und 
Grün-Alternative Einheitsliste festhält. 
In seinem Grußwort ging der Vorsit¬ 
zende der DKP Henrik Stamer Hedin 
auf dieses Problem nicht ein, betonte 
aber, „wir waren eine Partei, wir sollten 
wieder eine werden“. 

Neben weiteren Gästen aus Dänemark, 
nahmen an internationalen Gästen die 
kubanische Botschafterin, der venezo¬ 
lanische Geschäftsträger, ein Vertreter 
der KP Norwegen, der KP Schweden, 
der KP Griechenland der DKP sowie 
Vertreter aus dem Irak und Iran teil. 
Auf dem gemeinsamen Abendessen 
der internationalen Gäste kam es zu ei¬ 
nem interessanten Meinungsaustausch 
über die politische Lage in den jewei¬ 
ligen Ländern und die Aufgabe der 
Kommunisten in der Bündnisarbeit. 

Wolfgang Teuber 
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Verheerende Folgen des russischen WTO-Beitritts 

Kommunisten warnen vor Ratifizierung des Vertrages 


Im Dezember 2011 haben die Vertreter 
der russischen Regierung die Überein¬ 
kunft über den Beitritt Russlands zur 
WTO unterschrieben. Damit erfolgte 
zugleich die Zustimmung zu den Ver¬ 
pflichtungen des „Allgemeinen Ab¬ 
kommens über den Handel mit Dienst¬ 
leistungen“ (GATS). Für das Inkraft¬ 
treten des Vertrages ist jetzt noch die 
Ratifizierung durch die DUMA erfor¬ 
derlich. Sie soll am 4. Juli erfolgen. 
Besonders gravierende Folgen für die 
soziale Lage der Menschen hat das 
GATS-Abkommen. Es stand kürzlich 
im Zentrum einer parlamentarischen 
Expertendiskussion, bei der die Poli¬ 
tologin Aleksandra Shdanowskaja be¬ 
tonte, innerhalb weniger Jahre würden 
sich die Menschen in Russland entspre¬ 
chend den Regeln dieses Abkommens 
daran gewöhnen müssen, dass Heilbe¬ 
handlungen ebenso zu einer Ware wer¬ 
den, für die es keine staatliche Unter¬ 
stützung gibt, wie für das Wäschewa¬ 
schen oder die Autoreparatur. GATS 
fordere die „Öffnung der Märkte“ für 
das Gesundheitswesen, für Bildung 
und Verkehr, die Wasserversorgung, die 
Wohnungen und kommunalen Dienst¬ 
leistungen zum Zwecke der Kommerzi¬ 
alisierung und damit der Profitmache¬ 
rei für private Investoren. Im Gefolge 
würden die Preise für diese Dienstleis¬ 
tungen unaufhörlich steigen und die 
Kluft zwischen Arm und Reich sich 
noch weiter vertiefen. 

Unter umfassenderen Gesichtspunk¬ 
ten analysiert der KPRF-Vorsitzende 
Genadi Sjuganow in einer in der „So¬ 
wjetskaja Rossija“ veröffentlichten Er¬ 
klärung die mit dem WTO-Beitritt ver¬ 
bundenen Folgen. Er stellt fest: „Nach 
18-jährigen Verhandlungen hat der 
Westen schließlich grünes Licht für 
den Eintritt Russlands in die Welthan¬ 
delsorganisation (WTO) gegeben. Der 
Zeitpunkt wurde zweifellos günstig ge¬ 
wählt. Mit dem Beitritt erhält der Wes¬ 
ten angesichts seiner sich verschärfen¬ 
den ökonomischen Krise einen retten¬ 
den Absatzmarkt, billige Arbeitskräfte 
und Zugang zu den kolossalen Natur¬ 
ressourcen Russlands.“ 


Anders, so Sjuganow, sieht die „Bei¬ 
trittsdividende“ für Russland aus: „Das 
Land tritt vollkommen unvorbereitet 
und unter ungünstigen Bedingungen 
der WTO bei. Die von den Resten der 
russischen Industrie erzeugten Pro¬ 
dukte finden auf den internationalen 


in 2011 gesenkt, darunter auf landwirt¬ 
schaftliche Produkte - von 13,2 auf 
10,8 Prozent und für Industriewaren - 
von 9,5 auf 7,3 Prozent. Das geht zu Las¬ 
ten des Budgets, dessen Einnahmen ge¬ 
genwärtig zu 37 Prozent aus Zollgebüh¬ 
ren bestehen.“ Finanzminister Siluanow 



Haflo um Poccmm 

BCTynaTb b BTO? 

„Muss Russland in die WTO eintreten?“ fragt die Sowjetskaja Rossija zu Recht. 


Märkten praktisch keine Nachfrage“. 
Unter der übermächtigen Konkurrenz 
der ausländischen Konzerne auf dem 
russischen Binnenmarkt würden vor 
allem die kleinen und mittleren Be¬ 
triebe und die Leichtindustrie leiden. 
Zugleich verzichte Russland in vielem 
auf die letzten Instrumente zur Ver¬ 
teidigung seiner strategischen Zweige. 
Man habe sogar der Forderung zuge¬ 
stimmt, die Inlandspreise für Energie¬ 
träger den Exportpreisen anzupassen 
und auf die Unterstützung der Luft- 
und Raumfahrtindustrie, der Basis für 
Hightech-Produkte, zu verzichten. 

„Im Ergebnis des WTO-Beitritts wer¬ 
den die durchschnittlichen Importzölle 
auf 7,8 Prozent gegenüber 10 Prozent 


habe mit Blick auf die Staatsfinanzen 
eingestehen müssen, dass dem Budget 
der RF im Gefolge des WTO-Beitritts 
im Jahr 2013 310 Mrd. Rubel (etwa 
7,5 Mrd. Euro) und bis 2020 insgesamt 
rund 26 Billionen (russ. Trillionen) Ru¬ 
bel (etwa 626,5 Mrd. Euro) verloren 
gehen. 

Russland, so der KPRF-Vorsitzende 
weiter, habe sich verpflichtet, alle fünf 
Jahre die ohnehin niedrigen staatli¬ 
chen Ausgaben für den Agrarsektor 
um 5-10 Prozent zu senken. Im Unter¬ 
schied zu den USA, wo die Farmer mit 
750 Dollar pro Hektar unterstützt wer¬ 
den, erhalten russische Bauern nicht 
mehr als 35 Dollar. Ähnlich sehe es bei 
den Zöllen aus. So werde die Einfuhr 


von Zucker in der EU z.B. mit 215 Pro¬ 
zent Zoll belegt, in der RF mit 30 Pro¬ 
zent, Rindfleisch -174 Prozent EU und 
15 Prozent RF, Weizen - 173 Prozent 
EU und 5 Prozent RF. 

Die WTO fordert gleichen Zugang des 
ausländischen Privatkapitals zu allen 
Dienstleistungen und offene Konkur¬ 
renz. Das bedeute, so der KPRF-Vor- 
sitzende, „dass das schwache russische 
Finanzsystem und der Bankensektor 
endgültig unter die Kontrolle der in¬ 
ternationalen Banken und des globa¬ 
len Spekulationskapitals geraten“. Was 
die verheerenden Folgen des WTO- 
Beitritts für diejenigen Dienstleistun¬ 
gen angeht, die die lebenswichtigen 
Bedürfnisse der Menschen betreffen, 
so wurden sie bereits am Anfang dieses 
Beitrages angesprochen. 

Die WTO drängt energisch auf die 
weitere Privatisierung des russischen 
Staatseigentums. Am 7. Juni bestätigte 
die Regierung denn auch den Plan zur 
beschleunigten Privatisierung großer 
Unternehmen im Energie-, Bergbau-, 
Infrastruktur- und Bankensektor. Der 
Staat will sich u.a. ganz zurückziehen 
bei „Rosneft“, „Roshydro“ „Aeroflot“ 
bei der Landwirtschaftsbank und beim 
Diamantenproduzenten „ALROSA‘. 
Teilprivatisiert werden sollen u.a. die 
Russischen Eisenbahnen und die Spar¬ 
bank. Der stellvertretende Ministerprä¬ 
sident Schuwalow erklärte in diesem 
Zusammenhang, dass die russischen 
Staatsorgane bei der Privatisierung kei¬ 
ne Diskriminierung von ausländischen 
Interessenten dulden werden. 
Abschließend ruft der KPRF-Vorsit¬ 
zende dazu auf, „die Ratifizierung des 
Vertrages über den Beitritt Russlands 
zur WTO nicht zuzulassen. Der Inhalt 
der Verpflichtungen, die Russland da¬ 
mit gegenüber der WTO übernimmt, 
ist der Bevölkerung praktisch nicht 
bekannt. Der Beitritt zur WTO schafft 
eine reale Gefahr für die nationale 
Souveränität und Sicherheit des Lan¬ 
des. Die Machtorgane sind verpflichtet 
sich zu besinnen und nicht die ohne¬ 
hin kritische Lage Russlands weiter zu 
verschärfen.“ 

Willi Gerns 


Morde, Medien und gefärbte Daumen 

Eindrücke aus der Vorwahlwoche in Mexiko 


Obwohl das Bundeswahlinstitut erst 
am Mittwoch computergestützte Hoch¬ 
rechnungen herausgeben wird, wurde 
der Kandidat der Revolutionär-Ins¬ 
titutionellen Partei (PRI) bereits am 
Sonntag lokal und international als 
Sieger verkündet. Demnach lag er mit 
38 Prozent vor Andres Lopez Obrador 
(ca 33 Prozent) und der Kandidatin der 
bisherigen Regierungspartei, der rech¬ 
ten PAN (ca 25 Prozent). So oder so: 
Wahlen in Mexiko sind kaum demo¬ 
kratisch legitimiert: wegen der gerin¬ 
gen Beteiligung zum einen und wegen 
der medialen Einmischung zu Gunsten 
der großen Parteien zum anderen. Wir 
geben ein Stimmungsbild der Tage vor 
der Wahl wieder: 

24. Juni 

In den Wochenendausgaben der Zei¬ 
tungen werden die Präsidentschafts¬ 
kandidatinnen noch einmal in kriti¬ 
schen Kommentaren beleuchtet. Es 
gibt kritische Stellungnahmen zu den 
jüngsten Kommentaren des Noch-Prä- 
sidenten Calderön an die Journalistin¬ 
nen und Zeitungsherausgeberinnen - 
von denen 81 Frauen und Männer auf¬ 
grund kritischer Berichterstattung in 
den letzten Jahren entführt, gefoltert, 
ermordet worden sind. Keiner der Fälle 
wurde wirklich aufgeklärt. 

Dazu Calderön: „Ihr seid nicht allein.“ 
Ja, und dann wurde als Maßnahme ein 
Beratungsgremium beschlossen, wie es 
bereits viele zu allen möglichen Proble¬ 
men gibt, die wirkungslos vor sich hin 
tagen und keinerlei Befugnisse besit¬ 
zen. Eine Manifestation der Hilflosig¬ 
keit? Oder des bewussten Wegschau- 
ens? 


25. Juni 

Morgens 8.30 im Flughafen von Mexi¬ 
ko-Stadt. Drei Polizisten werden in der 
neu gestalteten und stark frequentier¬ 
ten Imbissmeile angeschossen. Zwei 
sind sofort tot, einer stirbt auf dem 
Weg ins Krankenhaus. Die unbetei¬ 
ligten Gäste und Passanten flüchten 
in Panik. Die Gerüchte überschlagen 
sich. Offenbar wollten sie Drogendea¬ 
ler überprüfen oder festnehmen. An¬ 
geblich waren die beiden Schützen aber 
auch Uniformierte. 

26. Juni 

Jetzt haben es plötzlich alle gewusst. 
Der Benito Juärez-Flughafen ist ein 
Hauptumschlagplatz für Drogen. An¬ 
geblich Einflussbereich des Sinaloa- 
Kartells. In den aktuellen Fernsehbe¬ 
richten werden alle möglichen Abläu¬ 
fe der Ereignisse des Vortags mittels 
Videoanimationen dargestellt. Die 
Video-Überwachungsbänder werden 
dem Vernehmen nach noch ausgewer¬ 
tet. Zwei Personen werden angeblich 
als Verdächtige bereits gesucht. 

Es gibt Hintergrundberichte über die 
umfangreichen Drogenfunde der letz¬ 
ten Monate und Jahre auf dem Haupt¬ 
stadtflughafen und die Verwicklungen 
von Polizisten, Stewardessen oder Pi¬ 
loten. 

27. Juni 

Heute ist der letzte Tag, an dem öf¬ 
fentliche Wahlveranstaltungen und 
Kundgebungen stattfinden dürfen. Lo¬ 
pez Obrador versammelt Tausende 
in Mexiko-Stadt, so viele der Zöcalo 
überhaupt fassen kann. Auch in ande¬ 
ren Städten finden Abschlusskundge¬ 


bungen statt. Die PRI steht z.B. nach 
Feierabend mit einem Wahlkampfbus 
in der Provinzhauptstadt: an der dicht 
befahrenen Kreuzung sind heute in der 
roten Ampelphase keine Clowns, Feu¬ 
erschlucker, Artisten oder Fensterput¬ 
zer zu sehen, die für einige Pesos ihre 
Künste zeigen; es werden weder Erd¬ 
nüsse noch Zeitungen verkauft. 

Einige Hundert PRI-Aktivistinnen zie¬ 
hen mit Dutzenden Parteifahnen und 
grün-weißen Luftballons rund um den 
Platz, zwischen den zwölf Fahrspuren 
und dazwischen auf den Grünstreifen, 
alle Aufmerksamkeit auf sich. Wenn 
die Rotphase lange genug ist, hat man 
gute Chancen, eine Alu-Getränkefla- 
sche durch das Autofenster gereicht zu 
bekommen. Zahlreiche junge Männer 
haben die Arme voll davon und vertei¬ 
len sie freigiebig. 

Der Verkehrsfluss staut sich natürlich 
entsprechend und irgendwie ist es gut, 
nach einigen 100 Metern wieder heil 
aus dem ganzen Getümmel draußen 
zu sein. 

28. Juni 

In den größten Städten werden in den 
verschiedenen Provinzen Anlaufstellen 
eingerichtet, dort können Beschwerden 
eingereicht werden, wenn Delikte hin¬ 
sichtlich der Wahlen am kommenden 
Sonntag beobachtet werden. Die FE- 
PADE (Fiscalfa Especializada para 
la Atenciön de Delitos Electorales - 
Sonderstaatsanwaltschaft für Wahlde¬ 
likte) soll dadurch die Ausübung des 
Wahlrechtes durch die mexikanischen 
Staatsbürgerinnen garantieren. 

In Mexiko-Stadt wurde von den Prä¬ 
sidentschaftskandidatinnen heute ein 


„Compromiso por la Civilidad“ un¬ 
terzeichnet. Ein kurzer Händedruck 
zwischen Enrique Pena Nieto (PRI) 
und Andres Manuel Lopez Obrador 
(PRD) rief ein Blitzlichtgewitter der 
Journalistinnen hervor. Weniger Be¬ 
achtung fanden Gabriel Quadri (Pa- 
nal) und schließlich Josefina Väzquez 
Mota (PAN). 

Die Bürgermeisterin von Tlacojalpan 
(Veracruz), Marisol Mora Cuevas, wur¬ 
de heute mittag in der Nähe der Ort¬ 
schaft Loma Bonita, Oaxaca, ermor¬ 
det und mit Folterspuren übersät unter 
Wahlplakaten verdeckt, aufgefunden. 
Sie war am vergangenen Sonntag aus 
ihrem Haus entführt worden. Zuvor 
hatte sie an einem Treffen mit der Prä¬ 
sidentschaftskandidatin Josefina Väz¬ 
quez Mota teilgenommen. Präsident 
Calderön drückte deren Familie sein 
Beileid aus und betonte, dass die Me¬ 
thoden zur Bekämpfung der Krimina¬ 
lität verbessert werden müssten. Seit 
2010 wurden 21 Bürgermeisterinnen 
in Mexiko ermordet, vermutlich weil 
sie nicht mit Drogenkartellen Zusam¬ 
menarbeiten wollten. 

Für Hinweise, die zur Festnahme von 
drei flüchtigen Mitgliedern der staat¬ 
lichen Polizeikräfte führen, die für die 
Ermordung von drei ihrer Kollegen am 
vergangenen Sonntag innerhalb des 
Flughafens von Mexiko-Stadt verant¬ 
wortlich gemacht werden, wurde heute 
eine Belohnung von fünf Millionen Pe¬ 
sos ausgesetzt. Undeutliche Videoauf¬ 
nahmen der Schießerei wurden heute 
über YouTube veröffentlicht. 

(Wird in der nächsten UZ fortgesetzt) 


Im Zeichen 
des Aufbruchs 

Parteitag der Dänischen 
Kommunistischen Partei 

Am 17/18. Juni fand der 33. Parteitag 
der Dänischen Kommunistischen Par¬ 
tei (DKP) in Kopenhagen statt. Dieser 
sollte eine neunjährige Programmdis¬ 
kussion abschließen und das Verhält¬ 
nis der Partei zur breiteren Linkspartei 
Einheitsliste klären sowie die Wieder¬ 
vereinigung der DKP mit der 1991 von 
ihr abgespaltenen Kommunistischen 
Partei in Dänemark (KPiD) vorberei¬ 
ten. Deshalb fand in den letzten Jahren 
ein gemeinsamer Diskussionsprozeß 
mit dem Ziel der Wiedervereinigung 
zu einer Kommunistischen Partei statt. 
In der Praxis (Gewerkschaftsarbeit, 
EU-Widerstand, gemeinsame Presse¬ 
feste, etc.) gibt es bereits eine Zusam¬ 
menarbeit. Grund für die Spaltung war 
damals die Gründung der breiten so¬ 
zialistischen Einheitsliste duch DKP- 
Mitlglieder und andere Linke. Die 
KPiD sieht sich durch die Ereignisse 
der letzten Jahre bestätigt, daß eine 
Stärkung der revolutionären Kräfte am 
ehesten durch außerparlamentasrische 
Aktivitäten erfolgt und nicht durch En¬ 
gagement in einer auf das Parlament 
orientierten Partei. 

Auch in der DKP wird die Einheitslis¬ 
te kritisch betrachtet: So ist zwar nicht 
wie in der deutschen Linken und der 
SP der Niederlande, eine Doppelmit¬ 
gliedschaft ausgeschlossen; der Einfluss 
der DKP ist jedoch minimal. Zwar exis¬ 
tiert das Netzwerk „Kommunistinnen 
in der Einheitsliste“, führt dort jedoch 
eine Randexistenz, ähnlich der der 
KPF in der LINKEN. 

Das Ja der Parlamentsfraktion zum Li¬ 
byen-Einsatz im vergangen Jahr und 
die Tolerierung der „rot-grün-libera- 
len“ Minderheitsregierung und deren 
Angriffe auf Arbeitslose, Frührentne- 
rlnnen u.a. stehen im offenen Gegen¬ 
satz zur Politik der DKP. Deshalb wird 
der Verbleib der DKP in der Liste en¬ 
gagiert diskutiert. Die Partei wird ih¬ 
ren Kampf in den Gewerkschaften und 
sozialen Bewegungen darum noch ver¬ 
stärken. 

Aus deutscher Sicht ist erfreulich, daß 
eine Solidaritätserklärung mit der 
VVN/BdA anläßlich des 20. Jahrestags 
der Pogrome in Rostock beschlossen 
wurde. Weiterer Höhepunkt war der 
Auftritt der gemeinsamen Jugendorg- 
sanisation der beiden Parteien „Jung¬ 
kommunistinnen“; die über Anklang 
bei Jugendlichen für ihre Bildungstätig¬ 
keit und ihr erfolgreiches Auftreten bei 
einer Demonstration der „Occupy“- 
Bewegung berichten konnten. 

Auch in diesem Jahr finden wieder das 
gemeinsame Pressefest in Kopenha¬ 
gen und das nordische Sommerlager 
der kommunistischen Parteien Nor¬ 
wegens, Schwedens und Dänemarks 
statt. Es wurden gemeinsame Semina¬ 
re u.a. Veranstaltungen beider Partei¬ 
en beschlossen. Die Programmdebatte 
in der DKP wird fortgeführt. All dies 
sind Anzeichen für die (Wieder-)Etab- 
lierung einer kommunistischen Partei 
im nördlichen Nachbarland. 

Stefan Godau, Kopenhagen 


Japan verdoppelt 
Mehrwertsteuer 

Staatsdefizit soll 
abgebaut werden 

Das japanische Unterhaus hat ein Ge¬ 
setz zur Verdopplung der Mehrwert¬ 
steuer in den kommenden drei Jahren 
verabschiedet. Mit Unterstützung der 
beiden größten Oppositionsparteien 
passierte die Vorlage mit einer Drei¬ 
viertelmehrheit. Die Zustimmung des 
Oberhauses gilt als sicher. 

Die Mehrwertsteuer steigt damit von 
derzeit fünf auf zehn Prozent. Premier 
Yoshihiko Noda erklärte, er wolle so 
das Staatsdefizit reduzieren, das mehr 
als doppelt so hoch wie das Bruttoin¬ 
landsprodukt ist. 
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Kolumne von Klaus Wagener 

„Manches ist weg“ 

Den gläubigen Anhängern der bürgerlichen Rechtstaats-Fanfare drohen arge 
Anfechtungen. Zumindest jenen, die sich noch für den „NSU“ und seine Hin¬ 
termänner interessieren. Für die anderen gibt es ja Jogi, Schweini, Gomi, Poldi, 
Mülli... Naja, gab es. 

Manchmal, wenn der Dreck allzu sehr aus den Poren quillt, dringt damit zu¬ 
gleich aus der hermetisch abgeriegelten Hochsicherheitswelt der „Dienste“ 
auch ein wenig Information. Weniger Information über die Sachverhalte selbst. 
Aber die Information, dass es Informationen gegeben hat. Vor dem Schredder. 
Plötzlich sei da wohl dem Schredderbeauftragten des Verfassungsschutzes 
(BfV) bewusst geworden, dass er mit dem Schreddern in Verzug gewesen sei. 
Und da hat er offenbar, pflichtbewusst in preußischer Tradition, noch schnell 
das Versäumte nachgeholt. Just an dem Tag, wo seine Akten angefordert wor¬ 
den seien. Pech gehabt, „NSU“-Untersuchungsausschuss. 

„Es wäre schön, wenn wir noch alle Akten hätten“, klagte BfV-Chef Heinz 
Fromm (vor seinem Abgang). „Aber manches ist weg.“ Ja, wenn es islamistische 
„Hassprediger“ gewesen wären, dann läge die Schredderfrist bei 15 Jahren. 
Aber Akten von Nazi-Mördern - 5 Jahre, dann ist Schluss. Das Kölner Amt 
ist schließlich keine Messie-Bude. 

Aber etwas wusste Fromms „Kollege“, BKA-Chef Jörg Ziercke dann doch 
noch: Die gute Polizeiarbeit habe dazu beigetragen, dass die fremdenfeindliche 
Mordserie stoppte. Na, also. Am 4. November sollen sich Mundlos und Böhn- 
hardt in einem Anfall akuter Lebensunlust gegenseitig erschossen haben. Sie 
hatten nicht geschrien: „Wir waren’s!“ Also verfolgte sie niemand. „Extreme 
Abschottung“, „fast schon professionelle Geheimhaltung“ (Ziercke). Außer, 
dass man in Kassel mit dabei war, hat man halt nichts gewusst. Es muss wohl 
diese hartleibige Unwissenheit der „Dienste“ gewesen sein, die die Mörder so 
in Panik versetzt hat. Da haben sie sich eben umgebracht. Eine ganz ausgefeilte 
Taktik. Da kann der Jörg Ziercke aber wirklich stolz sein. 

Vermutlich ist Zierckes gezieltes Nichtwissen überhaupt die ultimative Strate¬ 
gie gegen den braunen Sumpf. Die Spekulation auf den „NSU“-Effekt: Suizid 
wegen Nichtverfolgung. Zumal in der V-Leute-durchsetzten Fascho-“Dienste“- 
Szene ohnehin völlig unklar zu sein scheint, wer eigentlich wer ist und wer hier 
wen steuert. Wie in der Bankenkrise gibt es hier nur eins, was definitiv geklärt 
ist. Die Frage: Wer zahlt? 

Wir leben in Deutschland. Nazis werden mit Bürgerkriegsarmeen geschützt. 
Occupy mit Bürgerkriegsarmeen bedroht. Für tote Türken gibt es billige Ker¬ 
zen und billige Worte. Für tote Antifaschisten nicht einmal das. Die herrschen¬ 
de Klasse und ihre „Dienste“ haben schließlich einen Ruf zu verlieren. Einen 
Ruf „wie Donnerhall“. 


Brüsseler Planwirtschaft 

Hey, der EU-Rat hat neue Roaming-Tarife beschlossen. Auslandstelefonate 
dürfen nur noch 29 Cent/Min. kosten, statt bisher 35. Angenommene Anrufe 
nur noch 8 statt bisher 11. Auch SMS und Surfen wird billiger. Bis 2014 sollen 
die Preise noch weiter sinken. Na, geht doch. 

Wo bleibt der Aufschrei von Rainer Brüderle? Wo sind die Grals-Hüter des 
ordo-liberalen Marktfundamentalismus? Die Ritter der optimalen Ressour- 
cenallokation des freien Marktes? Und nun ausgerechnet der EU-Rat, die 
Trutzburg der neoliberalen Ordenskrieger - ein Rammbock der „sozialisti¬ 
schen staatsinterventionistischen Planwirtschaft“? Paternalistischer Etatismus 
ausgerechnet aus Brüssel? Hayek und Friedman würden im Grabe rotieren. 
Nun, die Wahrheit ist eher simpel: Der freie Markt ist eine freie Fiktion. Nicht 
einmal die geistige Heimat der Marktradikalen, der Kartoffelmarkt des aus¬ 
gehenden Mittelalters, realisierte das, was da als optimale Marktbedingungen 
verhandelt wird. Die heutigen staatsmonopolistisch vermachteten Marktstruk¬ 
turen geben den gepriesenen Gleichgewichtspreis eben nicht her, sondern nur 
den profitmaximierenden Monopolpreis. 

Und wenn dann noch natürliche Monopole im Spiel sind wie Wasser, Energie, 
Bahn oder Telekommunikation, also all das, wo es sinnlos ist, ein zweites oder 
drittes Infrastrukturnetz zu errichten, da kollidiert der Brüderlesche Köhler¬ 
glaube ohnehin hart mit der Realität. Was nun zu Korrekturen der EU, zur drit¬ 
ten Roamingverordnung, geführt hat. Mächtige Interessen machend möglich. 
(Natürlich nicht zu Korrekturen bei der FDP.) 

Und da gäbe es noch einiges an Regelungsbedarf: Benzin- und Strompreise, 
Bahntarife, Mindestlohn. Wie man sieht, geht‘s. 

Brüssel könnte sich durchaus etwas beliebter machen. Guntram Hasselkamp 


Land als Spekulationsobjekt 

Hohe Lebensmittelpreise, der steigende Bedarf an Agrotreibstoffen, der sta¬ 
bile Wert von Land und Wasser garantieren seit Jahren Landaufkäufern satte 
Gewinne. Vor allem Afrika ist derzeit das Ziel. Es geht um den Kauf und die 
Ausbeutung fruchtbaren Landes. Besonders betroffen sind in den letzten Jah¬ 
ren Äthiopien, Sudan, Mosambik, Tansania, Sambia und die Demokratische 
Republik Kongo - Länder, in denen viele Menschen unter Hunger leiden. 
Vergangene Woche fand in London die Tagung „Agricultural Investment Sum- 
mit“ statt. Drei Tage lang berieten Investoren und Spekulanten wie durch Ag¬ 
rarinvestitionen dieses „Landgrabbing“ forciert werden kann. 

Dagegen protestierten mehr als 60 NGO. In einer gemeinsamen Erklärung 
machten sie auf die Rolle von Pensionskassen, der Investmentfonds, des Ag¬ 
robusiness und anderer Wirtschaftsakteure am weltweiten Ausverkauf von 
Land aufmerksam. 

Die unterzeichnenden Nichtregierungsorganisationen fordern die Staaten 
dazu auf, im Rahmen ihrer extraterritorialen Staatenpflicht gegen Landraub 
und Menschenrechtsverstöße der Unternehmen vorzugehen. „Die Instrumen¬ 
te sind da, nur der Wille fehlt“, so Carolin Callenius, Leiterin der Ernährungs¬ 
kampagne von „Brot für die Welt“. 

Auf dem G20-Gipfel in Mexiko hörte man, die „unsinnige Agrospritpolitik“ 
müsse genauso eingedämmt werden wie die zunehmenden Spekulationen, die 
ebenfalls die Preise für Nahrungsmittel in die Höhe treiben. Hier wollen die 
G20-Staaten künftig zumindest „genauer hinschauen“. 

Die Folgen des Landgrabbings sind Hunger, Vertreibung, Umweltzerstörung. 
Vernichtet werden die Lebensgrundlagen kleinbäuerlicher Familien, indigener 
Völker, aber auch künftiger Generationen. All das ist bekannt. Die Profiteure 
des Landraubs nehmen das in Kauf. Sie wissen, dass ihnen vom „Hinschauen“ 
gewiss keine Gefahr droht. Nina Hager 



Fiskalpakt - Sargnagel für die 
kommunale Selbstständigkeit 

Städte und Gemeinden erste Verlierer 


UZ: Bundestag und Bundesrat haben 
mit 2/3-Mehrheit dem Fiskalpakt zuge¬ 
stimmt. Welche Konsequenzen sind mit 
dem Fiskalpakt verbunden? 

Michael Gerber: Mit dem Fiskalpakt, 
zu dem sich 25 der 27 EU-Länder ver¬ 
pflichten, soll ab 2013 die Staatsver¬ 
schuldung begrenzt werden. Faktisch 
wird damit die Schuldenbremse von 
2020 auf das nächste Jahr vorgezogen. 
Die Neuverschuldung der öffentlichen 
Haushalte soll zunächst auf 0,5 Prozent 
und später auf 0,35 Prozent des Brut¬ 
toinlandsprodukts der jeweiligen Län¬ 
der reduziert werden. Die öffentlichen 
Schulden, die 60 Prozent der nationa¬ 
len Wirtschaftsleistung überschreiten, 
müssen dann jährlich um 5 Prozent ab¬ 
gebaut werden. Damit sind Bund, Land 
und Kommunen verpflichtet, 20 Jahre 
lang jährlich mindestens 25 Milliar¬ 
den Schulden abzubauen. Diese Mittel 
sollen vorrangig durch Ausgabenkür¬ 
zungen erzielt werden. Der Fiskalpakt 
schreibt vor, dass die „Wettbewerbsfä¬ 
higkeit“ gefördert werden soll. Damit 
sollen Steuererhöhungen für Reiche 
und Konzerne ausgeschlossen wer¬ 
den. Die Konsequenz sind drastische 
Kürzungen in den Bereichen Bildung, 
Soziales und Kultur, weiterhin nied¬ 
rige Löhne und die Privatisierung öf¬ 
fentlicher Dienstleistungen. Die Fol¬ 
gen sind in Griechenland, Spanien und 
Portugal zu besichtigen: Die sinkenden 
Reallöhne bewirken eine Reduzierung 
der Binnennachfrage, Produktion und 
Steuereinnahmen sinken und die Neu¬ 
verschuldung der Staaten steigt. 

UZ: Welche Auswirkungen hat der Fis¬ 
kalpakt für die Kommunen? 

Michael Gerber: Die gesamte öffent¬ 
liche Neuverschuldung 
ist durch den Fiskalpakt 
künftig auf jährlich 12 
und später auf 9 Milliar¬ 
den Euro beschränkt. Al¬ 
lein die Kassenkredite der 
Kommunen haben sich im 
letzten Jahr um 6 Milliar¬ 
den Euro auf 45 Milliarden 
Euro erhöht. Damit wird 
bereits die Hälfte der mög¬ 
lichen Neuverschuldung von 
Bund, Ländern und Kom¬ 
munen durch die steigenden 
Kassenkredite der Städte in 
Anspruch genommen. Für 
notwendige Investitionen in 
die kommunale Infrastruktur 
bleibt kein Spielraum mehr. 

Gerd Landsberg vom Deut- sehen 
Städte- und Gemeindebund warnt: 
„Wir riskieren die Handlungs- und 
Investitionsfähigkeit der öffentlichen 
Hand.“ Martin Lehrer vom NRW Städ¬ 
te- und Gemeindebund äußerte sich 
besorgt. „ Die Gefahr besteht, wenn 
der Bund seinen Haushalt sanieren 
will, dass er versucht, kostenträchtige 
Aufgaben auf die Länder abzuwälzen - 
und die Länder könnten dasselbe mit 
den Kommunen tun.“ Das Deutsche In¬ 
stitut für Urbanistik sieht bereits durch 



Michael Gerber ist für die DKP 
Ratsmitglied in Bottrop. 


die Schuldenbremse große Probleme 
auf die Kommunen zukommen, indem 
überproportional steigende Sozialaus¬ 
gaben und die fehlenden Möglichkei¬ 
ten, Zukunftsinvestitionen tätigen zu 
können, zu einer sich selbst verstärken¬ 
den Abwärtsspirale führen werden. Be¬ 
trugen die Sachinvestitionen der Kom¬ 
munen in NRW je Einwohner im Jahre 
2000 noch 229 Euro, sind diese im letz¬ 
ten Jahr auf 164 Euro gesunken. Die¬ 
ser Trend wird sich in Zukunft weiter 
verstärken. Die verschiedenen War¬ 
nungen zeigen deutlich, dass die Städ¬ 
te und Gemeinden die ersten Verlierer 
des Fiskalpaktes sein werden. 

UZ: Trotzdem haben die Spitzenver¬ 
bände der Kommunen sich in Stellung¬ 
nahmen positiv zum Fiskalpakt geäu- 
ßert. 

Michael Gerber: Die Inkonsequenz des 
Deutschen Städtetages wird in einer 
Stellungnahme seines Präsidenten, 


des Münchener Ober¬ 
bürgermeisters Christian Ude, deutlich: 
„Die Städte unterstützen den Fiskal¬ 
pakt. Sie müssen aber befürchten, dass 
die Umsetzung im Ergebnis zu einer 
Einschränkung ihrer Haushaltsautono¬ 
mie und damit letztlich ihrer politischen 
Handlungsfähigkeit führt.“ Die Zustim¬ 
mung der Kommunen, obwohl selber 
nicht einbezogen in den Verhandlungs¬ 
poker zwischen Bundesregierung und 
Ländern sowie mit den Spitzen von 
SPD und Grünen, unter Ausschluss 
der Partei „Die Linke“, wurde mit vagen 


Zugeständnissen der Bundesregierung 
erreicht. Danach will sich der Bund in 
dem neuen Bundesleistungsgesetz nach 
2013 an den Kosten für die Hilfen für 
Menschen mit Behinderungen beteili¬ 
gen. Darüber hinaus gibt es die Absicht 
des Bundes, früher als vereinbart von 
den Kommunen die Ausgaben für die 
Grundsicherung zu übernehmen. Dies 
alles wird aber nicht verhindern, dass 
die Sozialausgaben für die Gemeinden 
auch in Zukunft weiter steigen werden. 
Die Kommunen haben bereits bei der 
Einführung von Hartz IV die Erfah¬ 
rung gemacht, dass ihre Zustimmung 
mit angeblichen Entlastungen bei den 
Kosten für die Unterkunft für Bedarfs¬ 
gemeinschaften erkauft wurde. In den 
Folgejahren hat der Bund seine Betei¬ 
ligung an diesen Kosten immer weiter 
reduziert. Die Städte sind von der Bun¬ 
desregierung im Stich gelassen worden. 
Das Ergebnis ist ein steigender Schul¬ 
denberg und die Handlungsunfähigkeit 
der Gemeinden. 

UZ: Der DGB und Einzelgewerkschaf¬ 
ten haben sehr deutlich den Fiskalpakt 
kritisiert. Kann der Fiskalpakt trotz der 
Zustimmung von Bundestag und Bun¬ 
desrat noch gestoppt werden? 

Michael Gerber: Der DGB-Vorsitzen¬ 
de Michael Sommer hat einen Stopp 
des Fiskalpaktes und der Schulden¬ 
bremse gefordert. Mit dem Fiskal¬ 
pakt werden die Deregulierung der 
Arbeitsmärkte und die Aussetzung 
sozialer und kollektiver Grundrechte 
vorangetrieben, kritisierte der DGB- 
Vorsitzende. Noch deutlicher äußerte 
sich der ver.di-Vorsitzende 
Frank Bsirske, der den Fiskal¬ 
pakt bezeichnet als „ein Inst¬ 
rument, das die Demokratie 
schwächt, ökonomisch schäd¬ 
lich und sozial unverträglich 
ist.“ Völlig zu Recht kritisiert 
„Die Linke“ im Bundestag 
den Fiskalpakt als grund¬ 
gesetzwidrig und hat daher 
Klage beim Bundesverfas¬ 
sungsgericht eingereicht. 
Die Entscheidung, ob der 
Fiskalpakt Wirklichkeit 
wird, hängt jedoch künftig 
daran, ob sich bei uns im 
Ansatz ein ähnlicher Wi¬ 
derstand in den Betrie¬ 
ben und den Kommunen 
gegen diese unsoziale Politik ent¬ 
wickelt wie in Griechenland, Portu¬ 
gal, Spanien oder Italien. Die Banken 
sind wieder einmal die Gewinner. Sie 
leihen sich faktisch umsonst Geld bei 
der Europäischen Zentralbank und 
verdienen sich mit Krediten an die 
Städte und Gemeinden eine goldene 
Nase. Banken müssen vergesellschaf¬ 
tet und Hedgefonds verboten werden. 
Statt die Kommunen kaputtzusparen, 
müssen ihre Schulden bei den Banken 
gestrichen werden. Die Stadt gehört 
uns und nicht den Banken! 

Die Fragen stellte Werner Sarbok. 



Karrikatur: Bernd Bücking 
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Anschlag 
auf das 
Streikrecht 

„Ein Anschlag auf die Moral“, so bewertete die lokale Presse in Schleswig- 
Holstein die Kündigung von rund 1 000 Beschäftigten durch die Damp- 
Kliniken. Es geht allerdings nicht um Moral, sondern um knallharte Pro¬ 
fitinteressen. Und es ist kein Anschlag auf die Moral, sondern auf das 
Streikrecht der arbeitenden Menschen in unserem Land. Mitten im Tarif¬ 
konflikt mit den Damp-Kliniken hat der Arbeitgeber, der Krankenhaus¬ 
konzern Fresenius-Helios, den Beschäftigten der Zentralen Service-Ge¬ 
sellschaft (ZSG) gekündigt, ver.di rief deshalb zu einer Demonstration 
am 30. Juni in Kiel auf. Dort zeigten sich Tausende Bürger, Patienten und 
sogar die Politik solidarisch mit den Gekündigten. Einen Bericht über De¬ 
monstration und Hintergründe finden Sie auf Seite 2 dieser UZ. 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit CE 


Die Betriebsarbeit der DKP - DKP und Einheitsgewerkschaften heute 

Referat von Volker Metzroth zur Vier-Parteien-Konferenz 2012 (Teil 2) 


A uf sinkende Einnahmen durch weniger Mit¬ 
glieder und geringere Durchschnittsbei¬ 
träge versuchten die Gewerkschaften mit 
Organisationsreformen und Zusammenschlüssen 
zu reagieren. So hat der DGB jetzt noch acht un¬ 
terschiedlich große Mitglieder, wobei gut 2/3 der 
über 6 Mio. Kolleginnen in der IGM und in ver. 
di organisiert sind. Dennoch scheint der Trend bei 
den Mitgliedsverlusten abgebremst, teilweise gar 
gestoppt. Ver.di nahm z.B. 2010 mehr beruflich 
aktive Mitglieder auf als der Gewerkschaft den 
Rücken kehrten. 

Tendenziell kann sie sich, wie auch die IG Metall 
und die IG BCE, immer weniger auf schrump¬ 
fende Großbetriebe stützen, muss neue Branchen 
gewerkschaftlich ebenso erschließen wie traditio¬ 
nell schlecht organisierte Bereiche. Dazu gehören 
nicht nur das Handwerk und der Einzelhandel, 
sondern auch Bereiche wie die Kirchen, die mit 
ihren Krankenhäusern, Altenheimen, Kinderta¬ 
gesstätten, sozialen Diensten vor Ort oft mehr 
Menschen beschäftigen als die Industrie. Das 
aber unter vordemokratischen Rechtsverhältnis¬ 
sen, von denen dann auch Druck ausgeht auf die 
in Konkurrenz stehenden privaten Träger solcher 
Einrichtungen. Ver.di ist da mit Streiks bei der Di¬ 
akonie, in Kindertagesstätten und in regelrecht ge¬ 
werkschaftsfeindlichen Einzelhandelskonzernen 
und Discountern auf einem mühsamen, aber lang¬ 
sam vorwärts führenden Weg. 

Ähnlich die Gewerkschaft IG BAU, die mittler¬ 
weile einen Mindestlohn für das Gebäuderei¬ 
nigerhandwerk erkämpfte. Sie war auch an der 
Gründung einer europäischen Wanderarbeiterge¬ 
werkschaft beteiligt, dem Projekt fehlt aber noch 
die Unterstützung anderer DGB-Gewerkschaf- 
ten. 

★ 

Gerade bei der Einschätzung vonTarifergebnissen 
ist Sorgfalt notwendig. Richtig, und deshalb auch 
nicht zu verschweigen, ist, dass sie in den letzten 
Jahren zumeist nicht einmal den Reallohnverlust 
deckten. Natürlich kann man dann immer sagen, 
es wäre mehr drin gewesen, hätte die Gewerk¬ 
schaft in mehr Betrieben länger gestreikt. Wer dies 
sagt sollte allerdings auch aufzeigen können, un¬ 
ter welchen politischen und organisatorischen Be¬ 
dingungen diese Streiks an Intensität und Dauer 
hätten gewinnen können. Und ob das Bewusstsein 
der Arbeitenden dazu gereicht hätte. Denn Streik 
ist kein Selbstzweck, sondern eine Waffe, mit der 
sowohl Siege errungen und Rückschläge abge¬ 
wehrt, als auch Niederlagen „erkämpft“ werden 
können. Die zu diskutierende Frage ist doch nicht 
nur, ob man in der Krise kämpfen kann, sondern 
ob man auch gewinnen kann. Es braucht mehr als 
den Beschluss einer Gewerkschaftsführung. Da 
kommt es z.B. sehr auf die zuvor geleistete kon¬ 
tinuierliche Gewerkschaftsarbeit am Ort und im 
Betrieb an. 

★ 

Ich will hier nicht versuchen, von vorhandenen 
Inkonsequenzen, sozialpartnerschaftlichen Illusi¬ 


onen, Standortegoismus und einigem mehr abzu¬ 
lenken, was die gewerkschaftliche Vertretung der 
Interessen der Arbeiterklasse und anderer Werk¬ 
tätiger behindert. Vielmehr fordere ich auf, diffe¬ 
renzierter zu bewerten, Positives und Fortschritte 
zu erkennen und daran anzuknüpfen. Nicht die 
verbalradikale Attacke bringt weiter, oft sogar im 
Gegenteil. Letztendlich führt kein Weg daran vor¬ 
bei, selbst in den Gewerkschaften mitzuarbeiten, 
sich an Aktionen und deren Vorbereitung ebenso 
zu beteiligen wie an der alltäglichen Kleinarbeit 
und dabei immer wieder die solidarisch geführte 
Diskussion mit den Kolleginnen und Kollegen zu 
suchen. Kämpfen oder nicht, das ist nach meiner 
persönlichen Erfahrung in erster Linie kein Oben- 
Unten-Problem, kämpferische Gewerkschafte- 
rinnen und Gewerkschafter findet man auf allen 
Ebenen ebenso wie jene, die immer noch an den 
sozialpartnerschaftlichen Weg glauben. Wer ein¬ 
mal vor Ort einen Streik geführt hat, weiß, dass 
der nur zu gewinnen ist, wenn alle mitmachen, ob 
sie nun mehr zur Sozialpartnerschaft oder zum 
Kampf neigen. 

Die Diskussion um weitergehende Ziele muss 
wie die um mehr Entfaltung gewerkschaftlicher 
Kraft, z.B. durch ein wirkliches Streikrecht, mit 
dem Kampf um betrieblichen und tariflichen Fort¬ 
schritt verbunden werden. Auf diesem weiten Feld 
der Durchsetzung von Verbesserungen oder we¬ 
nigstens der Abwehr weiterer Angriffe des Ka¬ 
pitals wird man auch die „da-kann-man-ja-doch- 
nichts-machen“-Einstellung aufbrechen müssen 
als Voraussetzung für weiterführende Kämpfe und 
schließlich der Überwindung des Kapitalismus. 

Zur Betriebs- und 
Gewerkschaftsarbeit der DKP 

Der Grundwiderspruch im Kapitalismus ist der 
zwischen Kapital und Arbeit und folglich der zwi¬ 
schen Proletariat und Bourgeoisie. Dies zu vermit¬ 
teln muss ein inhaltlicher Kern unserer Betriebs¬ 
arbeit sein. Es gilt, nach entsprechender Analyse 
die Pläne und Absichten des Kapitals offenzule¬ 
gen, am besten konkret am Beispiel des jeweili¬ 
gen Betriebs, in dem Genossinnen und Genossen 
arbeiten oder den sich eine Parteigliederung als 
Schwerpunkt ihrer Arbeit ausgesucht hat. Aber 
nicht alleine die Analyse des Bestehenden bewegt 
die abhängig Beschäftigten, sondern konkrete 
Vorschläge für den Betrieb und für die Branche 
und das Aufzeigen von Handlungsmöglichkeiten 
für die Kolleginnen und Kollegen. Dabei müssen 
wir auch Wege innerhalb des Kapitalismus auf¬ 
zeigen, die von den Kolleginnen für realistisch 
und realisierbar gehalten werden. Dabei gewin¬ 
nen wir nichts, wenn wir lediglich auf schon ge¬ 
stellte Forderungen noch eins draufsetzen, also 
25-Stunden-Woche, wenn andere 30 fordern, oder 
12 Euro Mindestlohn statt 10. Wir verschweigen 
dabei nicht, dass Probleme wie unsichere Arbeits¬ 
und damit Lebensverhältnisse, Perspektivlosigkeit 
von Teilen der Jugend, immer wieder auftretende 
Wirtschaftskrisen bis hin zur Frage des Überle¬ 


bens der Menschheit angesichts der Bedrohungen 
durch Krieg, Klimaveränderung usw. letztendlich 
nur durch eine revolutionäre Veränderung der Be¬ 
sitz- und Machtverhältnisse zu ändern sind. Und 
dass der Sozialismus nicht im Selbstlauf kommen 
wird. 

Die Orientierung auf das Kapital als den Haupt¬ 
feind bedeutet auch, dass wir uns darüber klar 
sein müssen, dass nicht sozialpartnerschaftlich be¬ 
wegte Betriebsräte, sozialdemokratische Gewerk¬ 
schaftsfunktionäre oder „die Gewerkschaftsfüh¬ 
rungen“ der Klassenfeind sind. Wo Kritik notwen¬ 
dig ist, da muss sie geäußert werden, sachlich, auf 
Argumenten beruhend. Wir wollen ja, wie ande¬ 
re linke Gewerkschafterlnnen auch, unsere Kol¬ 
leginnen und Kollegen mit unseren Argumenten 
überzeugen und uns nicht durch verbalradikale 
Beschimpfungen etc. isolieren. Wen überzeugt es 
schon, wenn sein von ihm mitgewählter Betriebs¬ 
rat als „Arbeiterverräter“ beschimpft wird? Das 
ging schon mit der These 37 schief. 

Die beste organisatorische Variante ist natürlich 
die Betriebsgruppe, die regelmäßig eine eigene 
Zeitung herausgibt, deren Mitglieder aktive Ge¬ 
werkschafter sind, ggf. in Funktionen, z.B. im Ver¬ 
trauensleutekörper oder im Betriebs- bzw. Perso¬ 
nalrat. VW Braunschweig/Wolfsburg ist auch ein 
Beispiel dafür, wie von einem Betrieb aus auch 
wichtige Impulse in politischen Auseinanderset¬ 
zungen ausgehen können. Dazu wird Genossin 
Ulrike Schmitz in ihrem Beitrag sprechen. 

Ein Kernstück unserer Politik ist die Aktions¬ 
einheit. Wer im Betrieb aktiv ist, betreibt sie zu¬ 
meist ganz selbstverständlich. Nur gemeinsam mit 
möglichst allen Kolleginnen und Kollegen, ob sie 
nun sozialdemokratisch, sozialistisch oder (par- 
tei-)christlich eingestellt sind, auch grün, oder gar 
keiner Partei zuneigen, kann z.B. ein Warnstreik 
zum Erfolg werden. Trotz ihrer Parteibindung sind 
viele Kolleginnen und Kollegen z.B. gegen den So¬ 
zialabbau, ob von Rot-Grün oder Schwarz-Gelb, 
für höhere Löhne wohl zumeist auch. Wir sollten 
uns auch außerhalb des Betriebes nicht scheuen, 
mit ihnen in der Sache klar, aber sachlich und ggf. 
auch kameradschaftlich zu diskutieren. 

Die in Betrieb und Gewerkschaft aktiven Genos¬ 
sen haben Erwartungen an die Partei. Sie brau¬ 
chen u.a. Foren, Arbeitskreise, Kommissionen etc., 
in denen sie auch spezifische Erfahrungen disku¬ 
tieren und verallgemeinern können, wo es auch 
Ratschläge und Tipps von anderen Genossinnen 
für den Umgang mit konkreten Problemen geht. 
Deshalb sollten alle Leitungen die Betriebs- und 
Gewerkschaftsarbeit mit einiger Regelmäßigkeit 
auf ihrer Tagesordnung haben. 

Die Arbeitszeitfrage hat strategische Bedeu¬ 
tung, denn ohne massive Arbeitszeitverkürzung 
mit Lohnausgleich wird der Druck durch die Ar¬ 
beitslosigkeit nicht nachlassen, Beschäftigte, Be¬ 
triebsräte und Gewerkschaften zu manchem fau¬ 
len Kompromiss zwingen. Arbeitszeitverkürzung 
wird auch gebraucht zur Kompensation der vor 
allem psychischen Belastungen, die im Zuge der 


bereits geschilderten Veränderungen enorm zuge¬ 
nommen haben und immer mehr Menschen krank 
werden lassen. Letztendlich gehört auch das Pro¬ 
blem der Aufstocker dazu, wobei hier all jene ge¬ 
meint sind, die länger als 15,10 oder gar weniger 
Stunden in der Woche arbeiten wollen, damit das 
Geld reicht. 

So wie mittlerweile auch in anderen Bereichen 
70 bis 80 Prozent der Gesetze nur noch die natio¬ 
nale Umsetzung von EU-Recht sind, so ist das 
auch in vielen Fragen des Arbeits- und Sozial¬ 
rechts. Stichwortweise sei hier nur erinnert an die 
Bolkesteinrichtlinie, das Flexicurity-Programm 
und die Port Package. 

So wie sich für die Gewerkschaften daraus und 
aus dem europa- und oft weltweiten Agieren der 
Konzerne die Notwendigkeit von Vernetzung und 
Zusammenarbeit ergibt, so besteht diese auch für 
kommunistische und Arbeiterparteien. Auch die 
Zusammenarbeit der vier hier vertretenen Par¬ 
teien leistet hierzu einen Beitrag, der weit über 
einen bloßen Erfahrungsaustausch hinaus geht. 
Diese Arbeit werden wir ebenso fortsetzen wie 
die Mitarbeit von Mitgliedern der DKP im Ge¬ 
werkschafternetzwerk der Europäischen Linken. 

Als thematische Schwerpunkte für unsere weite¬ 
re Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit sehen wir 
als DKP: 

★ Verbot, zumindest Eindämmung der Leih- und 
Zeitarbeit 

★ flächendeckenden, gesetzlichen Mindestlohn 

★ Verteidigung und Ausbau des Kündigungs¬ 
schutzes 

★ Renten nicht erst ab 67 

★ Arbeitszeitverkürzung, 

als Mittel zur Schaffung und Sicherung von 
Arbeitsplätzen, 

aber auch zum Ausgleich steigender Belastun¬ 
gen, 

★ Arbeitszeit-,,Verlängerung“ für Minijobber 
etc., denen der Lohn nicht reicht. 

★ Durchsetzung eines umfassenden Streikrechts, 
auch als individuelles Recht 

★ keine Verengung auf „politischen Streik“ 

★ Tarifeinheit als gewerkschaftliche Kampfauf¬ 
gabe, nicht durch Gesetzgebung 

★ Unterstützung gewerkschaftlicher Tarifkämp¬ 
fe, 

als Mittel zur Rückverteilung zugunsten der 
Arbeitenden, 

zur Stärkung der Massenkaufkraft 
zur Senkung der Exportabhängigkeit 
als Akt der Internationalen Solidarität mit 
den von der deutschen Exportwalze überroll¬ 
ten Ländern. 

(Volker Metzroth ist Sekretär des PV der DKP für 
Betriebs- und Gewerkschaftspolitik) 


„... ein entschiedener Vorkämpfer für den Sozialismus“ 

Zum 125. Geburtstag von Max Sievers 


Max Wilhelm Georg Sievers wurde am 11. Juli 1887 
in Tempelhof, Kreis Teltow, am Rande Berlins ge¬ 
boren. Er wuchs in Rixdorf (dem späteren Berlin- 
Neukölln), einem typischen Proletarierbezirk, in ei¬ 
ner kinderreichen Familie auf. Nach dem Abschluss 
der Gemeindeschule 1901 musste er seinen Le¬ 
bensunterhalt selbst verdienen. Das tat er als Ge¬ 
legenheitsarbeiter, Glaser und Kutscher, besuchte 
nebenher eine Abendschule, was ihm ermöglichte, 
nach Abschluss derselben (ab ca. 1907) als kauf¬ 
männischer Angestellter bei den Verlagen Scherl 
und Ullstein zu arbeiten. Hier kam er auch in un¬ 
mittelbaren Kontakt mit progressiven Arbeitern, 
die ihn für die freien Gewerkschaften, die SPD und 
die freigeistige Bewegung gewannen. 

Im Januar 1915 musste er in den Ersten Weltkrieg 
ziehen und wurde bald schwer verwundet. Schon 
lange Gegner von Militarismus, Krieg sowie der 
„Burgfriedenspolitik“ der rechten sozialdemo¬ 
kratischen Führer, sympathisierte er mit der von 
Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg geführten 
Spartakusgruppe. Während der Novemberrevolu¬ 
tion 1918/19 nahm er als Mitglied des Neuköllner 
Soldatenrates an vielen Demonstrationen und den 
bewaffneten Kämpfen teil. Er unterstützte die For¬ 
derung: „Alle Macht den Räten!“. Besonders eng 
war sein Verhältnis zu Ernst Däumig, dem Mitglied 
des Vollzugsrates der Berliner Arbeiter- und Sol¬ 
datenräte, ein theoretischer Kopf der Freireligiö¬ 
sen und der USPD, deren Mitglied Sievers wurde. 
Ab Januar 1919 war Max Sievers Stadtverordneter 
in Neukölln und vom Sommer 1919 bis zum Spät¬ 
herbst 1920 verantwortlicher Redakteur der Zei¬ 
tung „Arbeiter-Rat“. 1920/1921 war er Mitglied der 
KPD, zeitweilig Sekretär der Zentrale und ab 1927 
wieder Mitglied der SPD. Entschieden verteidigte 


er die durch die Novemberrevolution errungenen 
demokratischen Freiheiten einschließlich der Tren¬ 
nung von Staat und Kirche. 

In den Klassenkämpfen der 1920er Jahre suchte 
und fand Sievers seinen Weg. Er festigte vor allem 
seine politischen und ideologischen Positionen auf 
der Grundlage des Marxismus. Am 1. Oktober 1922 
übernahm er die Stelle eines Geschäftsführers des 
1905 in Berlin gegründeten Vereins der Freiden¬ 
ker für Feuerbestattung (VdFfF). Sehr schnell re¬ 
organisierte er ihn, schloss ihm eigne für die Be¬ 
stattung notwendige Gewerke an, verwandelte ihn 
nach und nach vom reinen Bestattungsverein zu ei¬ 
ner politisch-weltanschaulichen Kultur- und Welt¬ 
anschauungsorganisation. Besondere Bedeutung 
hatte dabei seine 1923 erschienene Schrift: „Wa¬ 
rum Feuerbestattung“ (2. Aufl. 1925) und das seit 
1925 erscheinende Zentralorgan „Der Freidenker“. 
Enger gestaltete Sievers auch die Zusammenar¬ 
beit mit der seit 1922 existierenden Reichsarbeits¬ 
gemeinschaft freigeistiger Verbände. 1924 trat der 
VdFfF ihr bei und von 1926 bis 1928 war Max 
Sievers Mitglied in dessen geschäftsführendem 
Ausschuss. 1927 gelang ihm die Vereinigung der 
Freidenker für Feuerbestattung mit der Gemein¬ 
schaft Proletarischer Freidenker. Nunmehr hieß 
die Gesamtorganisation „Verband der Freidenker 
für Feuerbestattung, Sektion der Internationale - 
Proletarischer Freidenker“ mit Sitz in Wien, geführt 
vom österreichischen Sozialdemokraten Prof. Dr. 
Theodor Hartwig. 

Mit der Vereinigung 1927 wurde Sievers zum Vor¬ 
sitzenden des Verbandes gewählt, der sich 1930 in 
Deutscher Freidenker-Verband unbenannte. Er 
war gleichzeitig für die Geschäftsführung der Feu¬ 
erbestattung verantwortlich. Mit der Gründung der 


Internationalen Freidenker-Union wurde er Prä¬ 
sidiumsmitglied und einer der Sekretäre, 1933/34 
deren Generalsekretär. Konsequent lehnte er die 
von der rechten SPD-Führung betriebene Politik 
der „Großen Koalition“ ab und wandte sich vor al¬ 
lem gegen deren Inkonsequenz in Religionsfragen. 
Nach dem 30. Januar 1933 versuchte Max Sievers, 
die Arbeit des DFV als Feuerbestattungsverein 
weiterzuführen. Das misslang, denn der Verein 
wurde unter Zwangsverwaltung gestellt, also fak¬ 
tisch verboten. Max Sievers kam nach dem Reichs¬ 
tagsbrand in „Schutzhaft“, die mit schweren Miss¬ 
handlungen verbunden war. Als er im April wider 
Erwarten freigelassen wurde, nutzte er diese Gele¬ 
genheit zur sofortigen Emigration. Am 23. August 
1933 wurde er zusammen mit vielen anderen be¬ 
kannten Persönlichkeiten ausgebürgert. Über das 
Saargebiet organisierte er bis zu dessen Anschluss 
ans „Reichsgebiet“ 1935 weiterhin die Herausgabe 
des Freidenker“ und dessen illegalen Vertrieb nach 
Deutschland. 

Seit 1937 gab Max Sievers zunächst in Antwer¬ 
pen, dann in Paris die Wochenzeitung: „Das freie 
Deutschland“ heraus. 1939 publizierte er in deut¬ 
scher Sprache in Stockholm die Schrift „Unser 
Kampf gegen das Dritte Reich“. Im Mai 1940 wur¬ 
de Sievers in Belgien verhaftet, konnte aber nach 
Frankreich fliehen und dort als Illegaler mit ge¬ 
fälschten Papieren leben. Im Juni 1943 wurde er 
jedoch enttarnt und nach Berlin in das berüchtig¬ 
te Gestapogefängnis in der Prinz-Albrecht-Stra- 
ße verbracht, später ins Untersuchungsgefängnis 
Berlin-Plötzensee. Am 17. November 1943 verur¬ 
teilte der 1. Senat des so genannten Volksgerichts¬ 
hofs, unter dem Vorsitz von Roland Freisler, Max 
Sievers wegen „Vorbereitung zum Hochverrat mit 


Feindbegünstigung“ zum Tode. Am 17. Januar 1944 
wurde er im Zuchthaus Brandenburg von den Hit¬ 
lerfaschisten hingerichtet. Wie aus einer Prozess¬ 
akte hervorgeht, blieb er bis zum Schluss seiner 
sozialistischen Überzeugung treu. 

Erst im Februar 1946 konnte die Urne von Max 
Sievers auf dem Friedhof in Berlin-Wedding, Ge¬ 
richtsstraße, beigesetzt werden, nachdem Verwand¬ 
te und Bekannte ermittelt hatten, dass diese noch 
im Brandenburger Krematorium stand. Nachdem 
sich in der BRD und Westberlin der Deutsche Frei¬ 
denker-Verband 1951 neu konstituiert hatte, wur¬ 
de am Grabe von Max Sievers in Gegenwart von 
Verwandten und vielen alten Kampfgefährten am 
10. Februar 1952 in würdiges Denkmal eingeweiht. 
Seit dem 40. Todestag erinnert am letzten Sitz des 
DFV vor 1933, in der Gneisenaustraße 41 in Berlin- 
Kreuzberg, eine Gedenktafel an ihn. 

2004 wurde Sievers Grab zum Berliner Ehrengrab. 
Max Sievers war nicht nur langjähriger Vorsitzen¬ 
der einer der größten Weltanschauungsgemein¬ 
schaften und Kulturorganisationen der Weimarer 
Republik mit zuletzt ca. einer halben Million Mit¬ 
gliedern, sondern zugleich einer der konsequen¬ 
testen Streiter gegen Rassismus, Faschismus und 
Krieg sowie kapitalistische Ausbeutung. Er war 
ein entschiedener Vorkämpfer für den Sozialis¬ 
mus, dessen Kompass in seinem ganzen bewussten 
Leben der Marxismus war. 

Gernot Bandur 

(Mitglied des DFV Berlin, der Beitrag basiert auf seinem 
Artikel im „ Lexikon freien Denkens“, herausgegeben von 
Jan Bretschneider und Hans-Günter Eschke, Neustadt am 
Rübenbergei, Angelika Lenz Verlag, 2000 ff.) 
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Polizeischutz für einen Stein 


Venezuelas Indigenas fordern nach Deutschland verschleppten Findling zurück 


W enn Polizisten in Berlin mit 
Steinen zu tun haben, geht 
es für sie selten so gemütlich 
ab wie für das halbe Dutzend Beamten, 
die Ende Juni im Tiergarten eine kleine 
Kundgebung beobachteten. An einem 
großen Findling hatte sich eine kleine 
Gruppe venezolanischer Studenten 
und deutscher Unterstützer versam¬ 
melt, um die Rückführung des Steines 
nach Venezuela zu fordern. 

An dem roten Stein, der mit anderen 
Findlingen auf einer Wiese unweit des 
Brandenburger Tors steht, entzün¬ 
det sich seit Jahren ein heftiger Streit, 
der inzwischen das Auswärtige Amt 
und die venezolanische Regierung auf 
den Plan gerufen hat. Der 35 Tonnen 
schwere Felsbrocken ist Teil des „Glo¬ 
bal Stone“-Projekts des Künstlers 
Wolfgang Kraker von Schwarzenfeld. 
Dieser beschreibt sein esoterisch an¬ 
mutendes, auf den Tag der Sommerson¬ 
nenwende anspielendes Vorhaben auf 
seiner Homepage: „Auf jedem Konti¬ 
nent werde ich zwei durch Material, 
Form oder Herkunft besonders charak¬ 
teristische Steine von ca. 30 t suchen. 
Ich werde sie bearbeiten und zu einem 
Gesamtprojekt verbinden. Einer der 
beiden Geschwister-Steine verbleibt im 
Fand seiner Herkunft. Der zweite Stein 
geht auf die Reise nach Deutschland. 
... Alle Steine werden geformt, poliert 
und beschriftet. Die Steine in den fünf 
Kontinenten liegen mit ihrer Spiegel¬ 
fläche in einem Winkel zur Sonne, so 
dass sie am 21. Juni das Ficht zurück 
zur Sonne reflektieren und es in einer 
Frequenz von 16 Minuten um die Erde 
zu ihren Schwestersteinen nach Berlin 
senden. Dort liegen die Steine aus den 
fünf Kontinenten im Kreis. Ihre spie¬ 
gelnden Flächen zueinander sind so 
ausgerichtet, dass zwischen den Stei¬ 


nen fünf unsichtbare Finien aus Ficht 
entstehen.“ 

Der Stein aus Venezuela wurde 1998 
aus dem Siedlungsgebiet der Pemon- 
Indfgenas im Canaima-Nationalpark 


port des ihnen als „Kueka“ verehrten 
Steins verhindern wollten. Daraufhin 
hielt die Nationalgarde den Brocken 
zwei Monate lang fest, letztlich konnte 
sich Schwarzenfeld jedoch durchsetzen. 


Brocken, der in Venezuela geblieben 
ist, eigentlich ein Fiebespaar. Vor lan¬ 
ger Zeit habe sich ein Junge aus einem 
Stamm der Pemon in ein Mädchen 
verliebt, das einer verfeindeten Sippe 



nach Deutschland gebracht. Für die 
Bergung hatte sich Schwarzenfeld die 
Genehmigung eines Angestellten der 
Nationalpark Verwaltung Inparque be¬ 
sorgt, der ihm den Brocken als „Ge¬ 
schenk an das deutsche Volk“ überließ. 
Dazu habe er kein Recht gehabt, ur¬ 
teilt heute das Institut für das kulturel¬ 
le Erbe (IPC) Venezuelas. Bereits 1998 
war es offenbar zu Protestaktionen der 
Pemon gekommen, die den Abtrans¬ 


„Dies stellt eine Respektlosigkeit ge¬ 
genüber dem Volk und der Kultur der 
Pemon dar“, kritisiert das IPC, „denn 
für diese handelt es sich um die Ent¬ 
führung, Folterung und Ermordung ei¬ 
nes Heiligen ihrer Gemeinschaft und 
um eine Wiederauflage kolonialisti- 
scher Praktiken der Vergangenheit“. 
Hintergrund ist eine Fegende der Pe¬ 
mon. Dieser zufolge sind der nach Ber¬ 
lin gebrachte Stein und ein ähnlicher 


angehörte. Der von den Indigenas als 
Schöpfer der Welt verehrte Gott Ma- 
kunaima habe eine Hochzeit der bei¬ 
den verboten. Diese hätten das Verbot 
jedoch missachtet, woraufhin sie zur 
Strafe in Stein verwandelt worden sei¬ 
en. Durch den Abtransport des einen 
Steins nach Berlin sei das Fiebespaar 
auseinandergerissen worden. 

Für Schwarzenfeld ist das alles eine Er¬ 
findung von Hugo Chävez, um ihn zu 


ärgern. „Die Behauptung vom heiligen 
Stein ist eine Zwecklüge“, behauptet er 
auf seiner Homepage. „Natürlich kön¬ 
nen nicht alle Pemon diese komplizier¬ 
ten Zusammenhänge durchschauen.... 
Noch weniger können sie durchschau¬ 
en, dass sie heute für politische Inte¬ 
ressen instrumentalisiert werden.“ Es 
gebe gar keine entsprechende Fegen¬ 
de der Pemon, der Stein sei den Indi- 
genen sogar völlig unbekannt. Bereits 
im vergangenen Jahr hatte jedoch der 
„Spiegel“ in einem längeren Beitrag 
über den Konflikt berichtet und Pe¬ 
mon befragt, die die Geschichte um 
den Stein bestätigten: „Der Deutsche 
hat unsere Großmutter entführt.“ Ende 
Juni demonstrierten zudem Hunderte 
Pemon vor der deutschen Botschaft in 
Caracas und forderten von der Bundes¬ 
regierung die Rückgabe des Steins. 
Die zeigt sich inzwischen gesprächs¬ 
bereit. Außenamtssprecher Andreas 
Peschke erklärte am 25. Juni bei der 
Bundespressekonferenz, die Regie¬ 
rung sei sich „des Problems sehr wohl 
bewusst und versucht, im Gespräch mit 
allen Beteiligten eine einvernehmliche 
Fösung zu vermitteln“. Um dies zu kon¬ 
kretisieren, hielt sich in dieser Woche 
IPC-Präsident Raul Grioni zu Gesprä¬ 
chen in Berlin auf. Venezuela ist bereit, 
die Kosten für den Rücktransport zu 
übernehmen und Berlin einen anderen 
Stein als Ersatz zur Verfügung zu stel¬ 
len. Wenig einsichtig zeigt sich jedoch 
Schwarzenfeld, der inzwischen von Ca¬ 
racas eine Million Euro verlangt, die 
in eine von ihm zu gründende Stiftung 
„zur Integration von Minderheiten und 
zur Wiederaufforstung“ fließen sollen. 
Die umfangreichen Projekte und Missi¬ 
onen der venezolanischen Regierung in 
diesem Sinne sind dem Herrn offenbart 
völlig unbekannt. Andre Scheer 


Guadn Appetit... 

... zur neuen CD der „Ruam“ 


Die Bandmitglieder kommen überwie¬ 
gend aus der Woodstock-Generation, 
und dies schlägt sich gelegentlich auch 
in der Auswahl der gecoverten Songs 
nieder, die dann mit aktualisierten neu¬ 
en Texten ebenso ins Ohr gehen wie 
damals. 

Ein überzeugendes Beispiel dafür ist 
der Anti-Vietnamkriegs-Song „Fixing- 
to-die-rag“ von Country Joe MacDo- 
nald, der eine scharfe Kritik an dem 
Afghanistan-Krieg der deut¬ 
schen Bundeswehr 
darstellt. Mit 
der 



Das neue Album der Regensburger 
Rockkabarett-Band „Ruam“ kommt 
daher mit einem Saukopf auf dem Co¬ 
ver. 

Schon im Titelsong am Anfang geht 
es nämlich um die Fresserei und Fe- 
bensmittelskandale, und weil das Auge 
auch mitisst, wurde die Verpackung 
der dritten CD von den Oberpfälzern 
ebenfalls als Augenschmaus gestaltet. 
Fiebevoll aufgemacht in Pink und gra¬ 
fisch schön begleitet von dem Regens¬ 
burger Künstler Hans Wallner ist das 
dicke Begleitheft. 


Die „Ruam“ sind vielen von den Pres¬ 
sefesten bekannt (und waren dort stets 
die Abräumer am Südbayernstand). 
Gerade weil sie vor allem als Five- 
Band bekannt sind, beeindrucken bei 
den neuen Aufnahmen auch die Stu¬ 
dio-Qualitäten der Musiker. 

Vom Stil her knüpft die Band nach all 
den Jahren inzwischen immer mehr an 
die bayerische Polit-Blues-Fegende 
„Zyankali“ an, die sich bereits Mitte 
der Siebziger aufgelöst hat, und die 
so profilierte Fiedermacher wie Willy 
Michl, Peter Jacobi und (wird oft ver¬ 
gessen) Dieter Beck geprägt haben. 


Diesen Stil des bayerischen linken Po- 
lit-Rock mit Mundart-Dialekt haben 
sich die „Ruam“ zu eigen gemacht. Sie 
haben die „Nachspielphase“, bei der sie 
Fieder nur interpretieren, längst über¬ 
wunden. Von den 15 Titeln auf dem Al¬ 
bum stammt die Hälfte aus ihrer Fe¬ 
der, zumindest die Texte. Andere Fie¬ 
der auf der neuen CD, die als Klassiker 
bekannt sind wie das „Solidaritätslied“ 
oder der Anti-Nazi-Song von Finden¬ 
berg aus den 80ern „Sie brauchen kei¬ 
nen Führer“ wurden von den „Ruam“ 
fetzig-rockig arrangiert und sind von 
ihren Auftritten her bekannt. 


Fassung 

des Songs haben 
die „Ruam“ übrigens im 
letzten Jahr zusammen mit an¬ 
deren Regensburger Künstlerinnen ein 
Umsonst-Friedens-Album erstellt. 
„An Fortschritt glauben“ - nach dem 
Song „Wasn‘t born to follow“ von den 
„Byrds“ aus „Easy Rider“ - beschreibt 
die Zerstörung der Umwelt und die 
Ausräubung der letzten Rohstoffre¬ 
serven. „Und ist erst die Katastrophe 
geschehen, Verantwortliche wirst du 
nie nicht sehen - an Fortschritt glau¬ 
ben ist alles.“ Ebenfalls aus „Easy Ri¬ 
der“ ist „Don‘t bogart that joint“. Mit 
diesem brillant und fast besser als das 


Original eingespielten Fied (die Gi¬ 
tarrenkünste von Hermann laufen zur 
Hochform auf) nehmen die „Ruam“ 
die unendliche Geschichte um das bay¬ 
erische Rauchverbot aufs Korn: „Das 
kann man den Bayern nicht nachsagen, 
dass sie sich um nichts kümmern. Da 
wurde eine Volksabstimmung zum The¬ 
ma Nichtraucherschutzgesetz durchge¬ 
setzt. Eine Volksabstimmung zum The¬ 
ma Studiengebühren gibt es bis heute 
nicht.Tja ...“ 

Zum alles beherrschenden Thema Fi¬ 
nanzkrise gibt es von den „Ruam“ den 
„Wirtschaftskrisensong“, eine ideen¬ 
reich getextete Parabel auf die Zocke¬ 
rei. Die „Ruam“ übertragen 
dabei die vorherrschen- 
den (Un-)Gesetz- 
mäßigkeiten einfach 
auf eine Kneipe, näm¬ 
lich die von Susi in Re¬ 
gensburg-Nord: „...jeder 
darf dort anschreiben, alle 
sind so frech. Gesoffen wird 
dort alles, keiner zahlt seine 
Zech 4 ...“ 

Insgesamt ist das neue Album 
der „Ruam“ eine Widerspiege¬ 
lung davon, wie sich die Band 
weiterentwickelt hat. Der Song¬ 
texter der Gruppe bei den eigenen 
Fiedern ist übrigens Reinhard Peter, 
der Bassist. 

Einer der Favoriten der „Ruam“ bei 
ihren Konzerten ist das Fied „Haber¬ 
feldtreiber“. Das Haberfeldtreiben ist 
(nach Wikipedia) „... ein heute nicht 
mehr gebräuchliches Rügegericht im 
Bayerischen Oberland, dem oft Rei¬ 
che oder Angehörige der Obrigkeit 
zum Opfer fielen ...“ 

Den „Ruam“ ist es gelungen, den Titel 
mit seinem Verfasser, dem legendär¬ 
en Bayerischen Fiedermacher Sepp 
Raith, gemeinsam einzuspielen. Für 
Nicht-Bayern ist der Dialekt kaum 
verständlich, aber es gibt ja den Text 
im Begleitheft. 

Zu bestellen ist die CD bei Claus Hofmann, 
Mail: „Ruam“-hofmann@alice.de zum 
Preis von 15 Euro incl. Porto. 






12 Freitag, 6. Juli 2012 


Aktionen 


unsere zeit CE 



„Klein, aber fein“ 


Am vergangenem Wochenende hatte die DKP Münster zu einem Fest im Hansa¬ 
viertel eingeladen.„Klein, aber fein“, kommentierte eine Besucherin und gab 
damit wohl den Eindruck vieler wieder. Inhaltlich ging es in einem Schwerpunkt 
um das Hansaviertel und die dort stattfindende Verdrängung und um eine 
Auseinandersetzung um die Namensgebung Hindenburgplatz oder Schloßplatz. 


Rote Nelken für die Opfer 



Intensive Gespräche am sowjetischen Gedenkstein auf dem Gerresheimer 
Waldfriedhof. 


Am sowjetischen Gräberfeld auf dem 
Gerresheimer Waldfriedhof wurde der 
Opfer des Überfalls der faschistischen 
Wehrmacht auf die UdSSR am 22. Juni 
1941 gedacht. Auf Einladung von Uwe 
Koopmann, Vertreter der DKP im Ger¬ 
resheimer Rathaus von 1999 bis 2009, 
kam eine kleine Gruppe von Gästen 
zusammen, um rote Nelken abzulegen. 
Auf dem Weg zu dem Gräberfeld wurde 
die erste rote Nelke am Ehrengrab von 
Theodor Andresen abgelegt. Andresen 
hatte sich an der „Aktion Rheinland“ be¬ 
teiligt, mit der die Nazi-Spitzen am Ende 
des Krieges überwältigt werden sollten. 
Der Versuch, die Nazis zu verhaften, 
scheiterte jedoch und Andresen wur¬ 
de mit vier Freunden noch in der Nacht 
zum ersten Friedenstag in Düsseldorf er¬ 
mordet. Begleitet wurde die Gruppe von 
Dieter Andresen, der seinen Vater durch 
den Mord in frühester Kindheit verlor. 
Eine weitere rote Nelke galt Aloys 
Odenthal, der - ebenfalls unmittelbar 
vor Kriegsende - die Stadt vor der dro¬ 


henden Zerstörung rettete. Auch nach 
der Befreiung vom Faschismus hegte 
Odenthal, ein tiefgläubiger Katholik, 
große Sympathien für die Kommunis¬ 
ten in Gerresheim. 

Rund 2000 sowjetische Gefangene 
sind auf zwei Friedhöfen in dem Stadt¬ 
bezirk bestattet. Um die wissenschaft¬ 
liche Aufarbeitung kümmert sich das 
Historiker-Paar Bodo und Hildegund 
Schmidt. Hildegund Schmidt berichtete 
von ihrem aktuellen Engagement. 

Auf Aufmerksamkeit stieß auch der 
Hinweis von Uwe Koopmann auf die 
„verschwundene“ Gedenktafel, die auf 
dem Gelände der Gerresheimer Glas¬ 
hütte an die Verbrechen an den sowje¬ 
tischen Zwangsarbeiter erinnerte. Seit 
dem Abbruch der Glashütte ist die Ta¬ 
fel nicht mehr auffindbar. Koopmann 
forderte die Stadtverwaltung und das 
Europa-Management des Glaskonzern 
Owerns-Illinois Ine. auf, die Tafel zu er¬ 
setzen und wieder aufzustellen. 

Uwe Koopmann 


Hattinger DKP gedachte des 
ersten Opfers der Faschisten 


Achtzig Jahre nach dessen Ermordung 
hat die DKP in Hattingen den Ge¬ 
nossen Hubert Lubberich mit einer 
Kranzniederlegung geehrt. Dutzende 
SA-Männer hatten am 30. Juni 1932 das 
KPD-Büro mit Schusswaffen angegrif¬ 
fen und dabei den Genossen getötet, 
der so zum ersten Hattinger Opfer der 
Nazis wurde. Da er „keinen nachweis¬ 
lichen Widerstand geleistet“ habe, ver¬ 
weigert die Stadt Hattingen dennoch 
eine Ehrung. Sein Grabstein mit roter 
Fahne und der Aufschrift „Ein Sohn 
des Volkes wollte er sein und bleiben“ 
war während des Faschismus von KPD- 
Mitgliedern versteckt und 1945 wieder 
aufgestellt worden. Günter Pohl 



Schmähpreis an Tepco 

Stiftung übergibt den „Internationalen Ethecon Black Planet Award 2011“ 



Eine Delegation der Stiftung Ethecon 
(Ethik und Ökonomie) reiste zur Akti¬ 
onärsversammlung des Konzerns Tep¬ 
co, um dort den Black Planet Award 
an die Verantwortlichen des Super¬ 
gaus von Fukushima zu überreichen. 
Die verantwortlichen Manager des 
Atomkonzerns sind die Vorstandsvor¬ 
sitzenden Tsunehisa Katsumata, der 
ehemalige Konzern-Präsident Masata- 
ka Shimizu und der Präsident Toshio 
Nishizawa sowie die Großaktionärln- 
nen des Energieversorgungs-Konzerns. 
Mit allen Mitteln versuchte Tepco, 
den rechtmäßigen Aktionärinnen von 
Ethecon die Teilnahme an der Aktio¬ 
närsversammlung zu verhindern. Er¬ 
folglos, denn der Druck durch die Öf¬ 
fentlichkeit und Medien war zu stark. 
Zu Wort kam Axel Köhler-Schnura 
dort nicht, denn die Verantwortlichen 
hatten kein Interesse daran, sich vor 
den gesammelten Aktionären bloß¬ 
stellen zu lassen. Stattdessen wählte 
Masataka Shimizu, der die Versamm¬ 
lung leitete, per Fingerzeig ihm geneh¬ 
me Stimmen aus. So konnte Axel Köh¬ 
ler-Schnura die Übergabe nicht auf der 
Aktionärsversammlung durchführen. 
Auch die Presse wurde abgeschottet. 
Lediglich die erste halbe Stunde wur¬ 
de in den Presseraum übertragen. 

So wurde der Schmähpreis persönlich 
bei der Tepco Zentrale vorbeigebracht. 


Im Rahmen einer Demonstration ge¬ 
gen Tepco wurde der Schmähpreis vor 
die Tür des Konzerns gestellt. Die De¬ 
monstration wurde von NAZEN or¬ 
ganisiert, dem Netzwerk gegen Atom¬ 
kraft in Japan, das derzeit vor allem 
gegen den Atomkonzern Tepco, ge¬ 
gen die Widereinschaltung des Atom¬ 
kraftwerks Oi und grundsätzlich gegen 
Atomkraftwerke mobilisiert. Teil des 
Bündnisses ist auch Doroshiba, eine Ei¬ 
senbahnergewerkschaft, deren akutes 
Thema der Betrieb der Eisenbahnstre¬ 
cke in Fukushima ist. Lokführerlnnen, 
die sich weigern, die Strecke weiter zu 
befahren, werden gezwungen, sich wei¬ 
terhin der Strahlung auszusetzen. 

Mit Nazen und Doroshiba besuchte die 
Delegation die Stadt Fukushima und 
machte sich ein eigenes Bild von den 
Zuständen. Der Staat, die Konzerne 
und die Medien betreiben eine bewuss¬ 
te Fehlinformation. Den Bewohnern 
der Präfektur wird versprochen, dass 
sie bald wieder in die Häuser zurück¬ 
kehren können. Nur die 20-Kilometer- 
Sperrzone soll aufrechterhalten wer¬ 
den. Es wird informiert, dass der Reis 
nicht verstrahlt, jedoch das Obst ein 
wenig ungesund sei. Gegen die Strah¬ 
lung helfe ein kräftiges Immunsystem, 
welches durch Lächeln gestärkt werde. 
In Fukushima wird immer noch Reis 
angebaut, Bauern pflügen ihr Feld und 


Menschen kümmern sich um ihre Vor¬ 
gärten in dem evakuierten Gebiet. Die 
Schulen sind geöffnet und Kinder spie¬ 
len auf der Straße. Es sind Lehrerinnen 
und die Organisation Mütter von Fuku¬ 
shima, die sich dafür einsetzen, dass die 
derzeit 300 000 Kinder in der Präfektur 
Fukushima evakuiert werden und eine 
Kinderklinik gebaut wird. 

Doch der japanische Staat sowie die 
Konzerne weigern sich, die Verantwor¬ 
tung für den Supergau zu übernehmen. 
Stattdessen wurde das Atomkraftwerk 
Oi am 1. Juli wieder hochgefahren, trotz 
der 200 000 Menschen, die am Freitag 
vor dem Haus des Ministerpräsidenten 
Noda gegen die Wiedereinschaltung 
und für die Absetzung des Minister¬ 
präsidenten demonstrierten. 

Die Demonstrationen gegen Noda 
wuchsen schlagartig an. Vor vier Wo¬ 
chen protestierten 2 000 Menschen, 
die Woche danach 10 000, dann 45 000. 
Während diese Demonstration noch 
von den Medien ignoriert wurde, bricht 
diese Blockade nun langsam auf. Die 
Demonstration am 29. Juni war ein his¬ 
torisches Ereignis. Es war die größte 
Demonstration seit 1960, als die Japa¬ 
nerinnen gegen den amerikanisch-ja¬ 
panischen Militärpakt demonstrierten. 
Auch war es die erste Demo bei der die 
Anweisungen der Polizei ignoriert und 
die Straße eroberte wurde. Lydia Will 


400 Besucher bei Fotoausstellung 

Der „blickpunkt“ in Mörfelden-Waldorf erscheint zum 500. Mal 



„Mörfelder Stadtgeschichten“ - unter 
diesem Motto gab es am Wochenende 
während eines Altstadtfestes eine Fo¬ 
toausstellung der DKP. 

Zu sehen: historische Fotografien und 
Geschichten aus dem Dorfleben, Bilder 
vom Kampf um die Startbahn/West, 
aus der Friedensbewegung. 

Organisiert und eingeladen dazu hatte 
die DKP der Doppelstadt Mörfelden 
und Walldorf. 

Seit vielen Jahren werden im „blick¬ 
punkt“, der DKP-Stadtzeitung, histo¬ 
rische Fotos veröffentlicht. 55 groß¬ 
formatige Bilder wurden davon jetzt 
in der „Hof-Galerie“ (eine historische 
Toreinfahrt zum „Treber-Haus“) der 
Öffentlichkeit vorgestellt. 

Das Interesse an dieser Veranstaltung 
war überwältigend. Knapp 400 Besu¬ 
cher kamen in die Ausstellung. Zwei 
Tage von 15.00 Uhr bis 19.00 Uhr 
„volles Haus“, unzählige Gespräche 
mit „blickpunkt“-Verteilung und dem 
Verkauf der neuen örtlichen DKP-Bro- 
schüre. 

In Mörfelden-Walldorf feiert die DKP 
im August die 500. Herausgabe ihrer 
Stadtzeitung „blickpunkt“. 

Aus diesem Anlass hat sie alle seitheri¬ 
gen Ausgaben ins Internet gestellt. 

Auf der Webseite www.dkp-mw.de fin¬ 
det man die Ausgaben ab November 
1969. Der Leser bekommt dabei einen 
guten Einblick in die Stadtgeschichte. 
Es ist eine Geschichte von links und in¬ 


teressant zu lesen. Besonderes Interes¬ 
se erfahren dabei sicher die Ausgaben 
die auf dem Höhepunkt der Startbahn/ 
West-Bewegung erschienen. 

Der „blickpunkt“-Verantwortliche 
Rudi Hechler meinte: „Auch politische 
Gegner wundern sich, wie wir es schaf¬ 
fen, jeden Monat eine Zeitung herzu¬ 
stellen und zu verteilen. Wir meinen, 
der ,blickpunkt‘ bleibt wichtig für die 
politische Kultur unserer Stadt - des¬ 
halb machen wir diese Arbeit.“ 

Die Internetpräsenz war mit großem 
Arbeitsaufwand verbunden. Frühe 


Ausgaben mussten alle eingescannt 
werden. Die Mühe lohnte sich, jetzt 
kann man wie in einem Zeitungsarchiv 
am Bildschirm nachblättern, was sich 
vor 40 Jahren hier ereignete. 

Die „blickpunkt“-Macher sehen jede 
Ausgabe als außerparlamentarische 
Begleitung der DKP in der Stadtver¬ 
ordnetenversammlung. Seit über 40 
Jahren erscheint das Blatt und kommt 
in fast jedes Haus. Immer acht Seiten 
und monatlich 14 500 Exemplare. 

Rudi Hechler 
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Jugendfestival in der Westbank 


DKP unterstützt Veranstaltung der Kommunistischen Jugend Palästinas 



Auf den Informations- und Diskussi¬ 
onsveranstaltungen der DKP mit ei¬ 
nem Vertretern der Jugendorganisation 
der Palästinensischen Volkspartei PPP 
und der Demokratischen Front zur Be¬ 
freiung Palästinas DFLP in den vergan¬ 
genen Wochen, die oft unterstützt und 
im Bündnis mit anderen linken Kräften 
ausgerichtet wurden, wurde nicht nur 
informiert und diskutiert, sondern auch 
Geld zur Unterstützung des Jugendfes¬ 
tivals in Farkah gesammelt. Allen be¬ 
teiligten Freundinnen und Genossin¬ 
nen die an dem Gelingen der Veran¬ 
staltungsreihe beteiligt waren unseren 
herzlichen Dank. Dieses Geld wurde 
jetzt überwiesen. 

Das Farkha-Festival findet dieses Jahr 
bereits zum 19. Mal in dem kleinen 
Dorf Farkha in der Westbank/Palästi¬ 
na statt. Dieses Festival für Jugendli¬ 
che wird organisiert von der Jugend der 


Palestinian People’s Party. Über meh¬ 
rere Tage hinweg versammeln sich Ju¬ 
gendliche aus ganz Palästina, aber auch 
aus der ganzen Welt, um gemeinsam zu 
arbeiten, zu diskutieren und zu feiern. 
Auch aus Israel kommen arabische und 
jüdische Genossinnen, um am Festival 
teilzunehmen. 

Das Dorf Farkha (was übersetzt soviel 
bedeutet wie kleines Hühnchen) ist be¬ 
kannt für seine vielen fortschrittlichen 
Familien und bietet deshalb eine gute 
Voraussetzung, dort ein kommunisti¬ 
sches Jugendfestival stattfinden zu las¬ 
sen. 

In der ersten Hälfte des Tages wird 
Freiwilligenarbeit geleistet und an 
verschiedenen Baustellen im Dorf ge¬ 
arbeitet, so z.B. der Kindergartenspiel¬ 
platz renoviert, der örtliche Friedhof 
gereinigt oder ein Schulkiosk gebaut. 
Am zweiten Teil des Tages finden Dis- 


Solidarität mit der 
Jugend Palästinas 

Zahlen Sie gegen diesen Scheck 

Betrag in Buchstaben 

„ n das Fa rhka-Festival organisiert 
von der Jugend der Palestinian 
People's Party. 

DKP-Pa rtelvorsta nd Essen 29.06.2012 


kussionsveranstaltungen, Konzerte und 
Freizeitaktivitäten statt. 

Die seit 1991 währende Tradition des 
Jugendfestivals ist in der Palästinen¬ 
sischen Gesellschaft und Politik breit 
akzeptiert, Mahmoud Abbas (Chef der 
Palästinensischen Autonomiebehörde) 
richtet Grüße an die Teilnehmerinnen 
aus und sendet regelmäßig Minister zur 
Abschlussveranstaltung. 

Das bis zu zehn Tage dauernde Festi¬ 
val, in dem tagtäglich praktische So¬ 
lidarität untereinander geleistet wird, 
soll symbolisch als Keimzelle für eine 
neue Gesellschaft wirken, in der nicht 
mehr die kapitalistischen Verhältnisse 
der Konkurrenz gelten, sondern ein so¬ 
lidarisches Miteinander gelebt wird, in 
dem jeder nach seinen Fähigkeiten und 
nach seinen Bedürfnissen mitarbeitet. 

Kerem Schamberger/Klaus Weissmann 

m 


PiilHh« K141 rrdrlrt k h»F-i11-■ I 



Betrag-Euro, Cent 

IPSO- 




Aus stellu ng sort 
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Bettina Jürgensen, Vorsitzende der DKP 


Eier wDfgedruclrte SeheöcteKt darf nicht geändert oder gestrichen werden 

| X | Konten r. |X| Betrag ]~X| BanhleitzaM | X|Tc«t 


SchcCh-Hr. 


Fachkräftemangel? 

Wer’s glaubt ist selber schuld 


II 


Wir sind die Zukunft!“ 


Bildungsstreik in Solingen stand auf einer breiten Basis 


„Die Kommunistische Partei ist kei¬ 
ne Partei von Träumern, von Er¬ 
leuchteten, von Schwätzern oder von 
Starrköpfen. Sie ist eine Partei von 
Menschen der Tat.“Maurice Tho- 
rez,(1900-1964), Generalsekretär der 
Kommunisten Partei Frankreich 

„Für gute Bildung“ zogen am Morgen 
des 29. Juni etwa 200 Solinger Schüle¬ 
rinnen und Schüler lautstark durch die 
Innenstadt und an mehreren Schulen 
vorbei. Der Bildungsstreik war Aus¬ 
druck der laufenden Kämpfe der Schü¬ 
lerinnen und Schüler für vernünftige 
Lernbedingungen, kostenlose Bildung 
und gegen das leistungsfeindliche Bil¬ 
dungssystem. 

Von Anfang an waren SDAJ und DKP 
im Kern der Organisation des Bil¬ 
dungsstreiks. Das Ringen um ein brei¬ 
tes Bündnis führte dazu, dass der Streik 
von den Schülerinnen und Schülern, 
Eltern, der GEW und den Parteien von 
SPD über Grüne und Piraten bis Links¬ 
partei und Weiteren getragen wurde. 
Die Breite des Bildungsstreiks ließ an¬ 
tikommunistische Spaltungsversuche 
durch Rechtskräfte ins Leere laufen. 
Auch Argumente reaktionärer Schul¬ 
leiter wie die Behauptung, der Bil¬ 
dungsstreik sei lediglich eine Ausrede 
um zu schwänzen, kassieren mächtigen 



Gegenwind. „Wir wollen keinen Kra¬ 
wall, sondern unsere inhaltlichen For¬ 
derungen deutlich machen“, erklärt Li- 
sanne Rickert (18). Ihre Schulleiterin 
sieht das genauso. Dies ist ein Ergebnis 
des Ringens um Aktionseinheit. 

„Der Streik war ein voller Erfolg und 
hat allen Teilnehmern viel Spaß be¬ 
reitet. Die Reformkämpfe für bessere 
Bildung sind die Basis für die Bewusst¬ 
seinsentwicklung und die Zurückdrän- 
gung von Antikommunismus unter der 
Jugend. Das Organisieren gewinnbarer 
Kämpfe ist ein wichtiger Bestandteil 
im Ringen um eine Wende zu sozia¬ 
lem und demokratischem Fortschritt“, 
erklärte ein Vertreter der SDAJ So¬ 
lingen. Der Streik war ein vorläufiger 
Höhepunkt, „die eigentliche Arbeit 


muss dann in den Schülervertretungen 
und Schulen weitergehen“ weiß Nu- 
ria Cafaro (17), Vorstandsmitglied der 
Bezirksschülerlnnenvertretung (BSV) 
Solingen. Jetzt wird es um aktive Inte¬ 
ressenvertretungspolitik vor Ort gehen. 
Weil aber wer kämpfen kann, auch 
feiern muss, entspannten am darauf¬ 
folgenden Tag beim vom Jugendstadt¬ 
ratmitglied Nuria Cafaro organisierten 
„South Park Movement“-Fest etliche 
Schülerinnen und Schüler im beliebten 
Südpark. Das „South Park Movement“ 
bildet eine Festreihe, die Teil kommu¬ 
naler Kämpfe um Jugendkultur und 
eine schöne Stadt ist. -ler 

Die Seite des Bündnisses ist zu finden unter: bil- 
dungsstreiksg.wordpress.com. Weitere Informati¬ 
onen unterwww.sdaj-solingen.de. 


Fiskalpakt stranguliert Bildung 

Bildungsgewerkschaft zur Debatte in Bundestag und Bundesrat 


Im Frühjahr dieses Jahres mehr als die 
Hälfte der Auszubildenden noch kei¬ 
ne Übernahmezusage. Eine Befragung 
der DGB-Jugend unter Auszubilden¬ 
den die sich im letzten Ausbildungsjahr 
befanden, kommt zum Ergebnis, dass 
nur 43 Prozent, eine sichere Perspek¬ 
tive im Betrieb über die Ausbildungs¬ 
zeit hinaus haben. Jeder vierte Befragte 
wusste, dass er bzw. sie nach der Aus¬ 
bildung nicht vom Ausbildungsbetrieb 
übernommen wird. 

Etwa ein Drittel hatte noch keiner¬ 
lei Informationen darüber, ob er oder 
sie nach erfolgreich bestandener Ab¬ 
schlussprüfung weiterbeschäftigt wird. 
„Diese Ungewissheit belastet viele 
Auszubildende“, kommentierte die 
stellvertretende DGB-Vorsitzende In¬ 
grid Sehrbrock das Ergebnis der Befra¬ 
gung. „Den jungen Menschen werden 
leichtfertig Perspektiven für das weite¬ 
re Berufsleben und die eigene Lebens¬ 
planung vorenthalten.“ 

Selbst wenn sie nach ihrer Ausbildung 
übernommen werden, erfolgt dies oft 
nur zeitlich befristet. Nur 41 Prozent 
der befragten Azubis, die bereits eine 


Übernahmezusage haben, werden un¬ 
befristet übernommen. Auf alle befrag¬ 
ten Auszubildenden bezogen sind das 
lediglich 17 Prozent. Von den Auszu¬ 
bildenden, die bereits wissen, dass sie 
nicht übernommen werden, hatten drei 
von vier Befragten zum Zeitpunkt der 
Befragung noch keine Aussicht auf eine 
alternative Beschäftigung. Für Kollegin 
Ingrid Sehrbrock aber ist klar: „Jun¬ 
ge Menschen brauchen Perspektiven 
und die Chance auf einen gelungenen 
Übergang von der Ausbildung in eine 
reguläre und fair bezahlte Erwerbstä¬ 
tigkeit.“ Die unbefristete Übernahme 
der Auszubildenden wäre ein wichtiges 
Signal, dass die Unternehmen es mit 
der Fachkräftesicherung ernst meinen“, 
so Ingrid Sehrbrock. 

Übrigens: Die DGB-Jugend hat im 
März und April dieses Jahres 1 434 
Auszubildende in ihrem letzten Aus¬ 
bildungsjahr befragt. Durchgeführt 
wurde die Befragung in den sechs Bun¬ 
desländern Bayern, Hessen, Mecklen¬ 
burg-Vorpommern, Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen und Sachsen. 

Manfred Dietenberger 


Die Gewerkschaft Erziehung und Wis¬ 
senschaft (GEW) lehnt den Fiskalpakt 
ab. Sie fordert Bundestag und Bundes¬ 
rat auf, dem Fiskalpakt nicht zuzustim¬ 
men. „Die Sparvorgaben des Fiskal¬ 
paktes strangulieren die Bildung. Schon 
jetzt haben Sparaufiagen in den südli¬ 
chen Ländern Europas dramatische 
Auswirkungen. In Spanien explodieren 
die Klassengrößen: Bis zu 45 Schüler 
kommen auf eine Lehrkraft - die Ju¬ 
gendarbeitslosigkeit erreicht schwin¬ 
delerregende Höhen. In Griechenland 
hat die Troika das Modell der ,billigen 
Schule 4 für verbindlich erklärt“, sagte 
GEW-Vorsitzender Ulrich Thöne am 
Freitag mit Blick auf die Sitzungen von 
Bundestag und Bundesrat. „Bildung 


ist der Schlüssel für Zufriedenheit und 
Wohlstand der Menschen, sie eröffnet 
Lebens- und Berufschancen. Bildung 
ist Grundlage für die demokratische 
Entwicklung und den sozialen Zusam¬ 
menhalt in Deutschland und Europa.“ 
„Der Fiskalpakt ist undemokratisch 
und gefährdet die Zukunft Europas. 
Er führt zu einem massiven Abbau so¬ 
zialstaatlicher Leistungen und drasti¬ 
schen Kürzungen im Bildungsbereich. 
Bildung und öffentliche Infrastruktur 
werden zum Steinbruch einer verfehl¬ 
ten Haushaltspolitik, die Rezession und 
Arbeitslosigkeit produziert, statt Zu¬ 
kunftsperspektiven zu entwickeln. Das 
ist sozialer Sprengstoff für ganz Euro¬ 
pa“, unterstrich Thöne. Statt einer im¬ 


mer aggressiver werdenden Spar- und 
Kürzungspolitik schlug er vier Eck¬ 
punkte einer Strategie zur Lösung der 
Finanzmarktkrise vor. Erstens müssten 
die Finanzmärkte reguliert werden, um 
das Primat der Politik durchzusetzen. 
Zweitens sprach er sich für ein trag¬ 
fähiges Konzept aus, um ökologisch 
verträgliches Wachstum zu entwickeln 
und Beschäftigung zu sichern. Drittens 
brauche Europa eine konjunkturge¬ 
rechte Wirtschafts- und Fiskalpolitik. 
Viertens müssten Vermögende stärker 
besteuert werden, damit mehr Geld in 
die öffentlichen Kassen kommt. Mit 
diesen Mittel sollten insbesondere die 
Ausgaben für Bildung erhöht werden. 























14 Freitag, 6. Juli 2012 


Anzeigen 


unsere zeit CE 


Unsere Genossin 

Helga Orzykowski 

wird, am 7. 7. 2012 

80 Jahre jung! 

Wir gratulieren herzlich und wünschen dir 
und Willi noch viele schöne Jahre! 

DKP Kreisvorstand Hannover 
DKP Gruppe Mitte 
DKP Gruppe Linden 


Weingut Eicher 

Rheinterassen 

Bachstraße 7 
67577 Alsheim 
Tel.:06249-4128 
Fax: 06249-67263 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau 
preiswerte Ferienwohnung für 5 Personen 
(2 Zimmer, Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche,WC) 

Preis nach Vereinbarung 

Näheres Tel./Fax: 033231/60661 


TOSKANA UND CHIANTI GENIESSEN 

FeWo für 2 bis 4 Pers., ruhige Lage - Panoramablick 
10 % UZ-Leser-Rabatt 

www.chiantihousefi.altervista.org; Tel.: 09727-5716 


www.amiata.de olivastra@amiata.de 
immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnungen in der T0SCANA-SEGGIAN0 

Bei GUNTER & SIBYLLE 

Tel. 003905 641 836 713, mob. 00393 381539818 




Wir gratulieren nachträglich! 

Am 20.4. wurde Andreas Hartle 73 Jahre; 
am 14.5. wurde Christa Meier 16 Jahre; 
am 31.5. wurde Willi Orzykowski 82 Jahre 
und am 27.6. wurde Margit Oppermann 89 Jahre. 

Wir wünschen euch auch weiterhin alles Gute; 
viel Gesundheit und Kraft! 

DKP Kreisvorstand Hannover 
DKP Gruppe Mitte 
DKP Gruppe Linden 


Vollsitzung der Internationalen Kommission der DKP 
am Sonntag, den 8. Juli 2012, um 11.15 Uhr 
in der Geschäftsstelle des Parteivorstandes, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen 

Tagesordnung: 

★ Zur Entwicklung der Europäischen Linkspartei und zur Tätigkeit 
der DKP-Vertreter in der EL 

Referenten: Bettina Jürgensen und Leo Mayer 

★ Termine und Verschiedenes 


An alle DKP-Gruppen 



DER 

PARTEIORGANISATION 



Einzelpreis 2,- Euro 


Nicht nur aus Anlass seines To¬ 
destages am 24. Juli 1992 gibt 
der Neue Impulse Verlag diese 
Broschüre mit einem Beitrag von 
Jupp Schleifstein zu „Lenins 
Auffassung der Parteiorgani¬ 
sation als geschichtliches Pro¬ 
blem“ heraus, den er 1990/91 
für die Mancistischen Blätter ge¬ 
schrieben hatte. Ihn erneut zu le¬ 
sen löst zwar nicht alle Entwick- 
lungs- und Zukunftsprobleme der 
bundesdeutschen Kommunistin¬ 
nen, kann aber helfen, sich in hit¬ 
zigen aktuellen Debatten seiner 
Wurzeln zu vergewissern bzw. 
das eigene Erbe für die Zukunft 
nutzbarzu machen. 


DKP-Gliederungen bezahlen bei einer Bestellung 
ab 10 Stück lediglich 1 T - Euro pro Exemplar 

Neue Impulse Verlag 

Hoffnungstraße 18 - 45127 Essen - Tel. 0201-2 486 482 
www.neue-impulse-verlag.de - info@neue-impulse-verlag.de 


An alle DKP-Gruppen 



□ 

□ 

□ 



AUSWEGE AUS O ER KRISE 
AKTUELLE ANFORDERUNGEN AN 
DIE KOMMUNISTISCHE PARTEI 

GRAMSCI GEGEN LENIN? 

Vortrag und Diskussion mit Dr. Hans-Peter Brenner, 

Mitglied des Parteivorstands der DKP 

Samstag, 14Juli 2012,13.00 Uhr 
Linkes Zentrum Lilo Herrmann, 

Böblinger Str. 105, 70199 Stuttgart 
Eine Veranstaltung der DKP Stuttgart und 
DKP Baden-Württemberg 
Web: www.dkp-bw.de Mail: info@dkp-bw.de 



Toskana - Nähe Meer 

Kleiner Öko-Hof sucht netten Haussitter 

0039 0566 81 478 (rufe zurück) 

www.toscana-biohof.de 


Wo Ferien 
noch Ferien sind. 

Im Dreiländer-Eck 
A/SL0H/H auf Künstlerhof 
am Dorfrand in der Steiermark 
Rundum Natur pur, Auwälder, 
Weinberge. Radlerparadies. 
Viel Sonne, viel Ruhe. 

4 000 qm Liegewiese. 

10 000 Bücher. 

2 Thermen 4km, Zauberh. hist. 
Städtchen Radkersburg 3km. 

3 sep. Komf.-FeWo (93qm, 

93qm, 63qm). 2 bis 5 Pers. 
Nicht teuer. 

Kontakt: 

Tel. 0043-3476-3522 (ab 14 h.) 
Fax. 0043-3476-35224 
www.hollerhof-dedenitz.de 


(UrtStljof .vjmtneö 


** Superior 


mm ; 

Inhaber: 

Hans-Georg Müller 
Hauptstraße 1 
57392 Schmallenberg- 
Grafschaft 
Hochsauerland 

Tel.: 02972-9780 0 
Fax.: Ü2972-97BDÜ7 
Restaurant: 

Dienstag Ruhelag 


Ha us Prospekt 
an! ordern 


175» 


IHM! 


mm HEB 

in unmittelbarer Nähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepflegte Getränke. Alle Zimmer haben Bad. Dusche, WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum, Im 
Hotelbereich befinden sich Lift, Sauna, Solarium, Nicht¬ 
raucherzimmer und Kamin, Kinderspiel raum, Salalbüffet, 
Frühstücksbüffet. Auch Senioren-Portionen. 
Ühcmachtung/Frühstück 30,-bis 53,- £ p.P. 

HP 15,50 Cp. P. • VP, 22,-€p.P. 

Kostenlos Bus-und Bahn fahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisonpreise. 

Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10 % Treuerabatt. 


mail@gasthof-heimes.de • www.gasthof-heimes.de 


www.ma rxistische-blaetter.de 


Mehr Demokratie wagen 
- mehr nicht ? 

Krise und Integrationskraft der parlamentarischen De¬ 
mokratie Ekkehard Lieberam | Die Krise und die Lage der 
Demokratie Harts Peter Brenner | Auf dem rechten Auge 
blind - Entscheidungsjahr 1932 Manfred Weißbecker 
Bourgeois, Citoyen, Demokrat Ludwig Elm | Uwe-Jens 
Heuer und die Demokratietheorie Herbert Miinthow 
Die portugiesische KP und der Kampf um Demokratie 
Ana Paz 

Weitete Themen 

Iran und Syrien Henken / Strutyraski | China: Nur ein 
Reformstau? Helmut Peters | Revolution steht noch aus 
Werner Ruf | Europa strategisch Georg Polikert / Anton 
Latzo | Grass-Hinrichtung Klaus Wagen er | Missachtung 
der UN-Charta Emst Wol | Leninismus bei Gramsel 
PalmiroTogliatti | Deutsche Russlandpolitik Willi Germs 

Bestellung: Neue Impulse Verlag 
HoffnungsLr, - 45127 tssen 
Tel.: 0201-24 S6 48 2 * Fax: 0201-24 86 48 4 
E-Mail:! nto# neue-1 m p ulse- verlag.de 



Einzelheit: 123 %9 f SQ€ 
Jahresabo: 48,00 € 
Ermäßigt; 32 f OO€ 
Ältere I lefte schicken wir 
gerne auch kcrstenlos ja. 


NEUE IMPULSE VERLAG 


Urlaub auf Sylt! 

Ferienwohnung 
für 2 - 5 Pers. 
Ruhige Lage. 

Keine Haustiere. 

Pension Knutzen 
Südhörn 14 
Tinnum / Sylt 
Tel.: 0 46 51 /311 99 


Toskana, nah am Meer 

biüfwTd« |C03*.rcto.flim 


Ükohof \m Olivenhain!, 
weiter Slick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Büchsr, 
Haus oder Häuschen: 
KindcTpa-adies, 




Entschleimigung: 


Rtilic & Natur satt im Mürim-Naiionül- 
pnrk, 2 Fe\T oje 2-3 Pers. guniejührigin 
Kraizcbur^Granzln. Havel & Havclsoen, 
Duul& Rad. 1 11H>; www.trhüggH.tk oder 

0331/670796 (AB) 


Polen 

Ostseebad Leba 
(100 km v. Danzig) 

Komf. FZ. mit Bad, WC, TV, 
Balkon, Parkplätze. 

Ü/F18 Euro T/P 

Tel./Fax: 004859/8662657 
www.sloneczna.interleba.pl 



Urlaub unter Freunden 

in der antifaschistischen Erholungs¬ 
und Begegnungsstätte in der Nordheide. 


Informationen und Buchung unter: 
www.heideruh.de 8 04181 - 8726 


Urlaub im Lotsenhaus an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 3 komfortable FE.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831 -459 366, ww.ferien-im-lotsenhaus.de 


Carlis Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht 
500 g für 5 Euro , 

250 g für 3 Euro + Porto 
ab 12 Gläser (1 Karton portofrei. 
Wir liefern auch handgefertigte 
Bienenwachskerzen. Anfrage bei: 

Imkerei Trauth, 02241/97311 
comatra@web.de 


r 
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Hollo, habt ihr 



PapyRossa Verlag I Luxemburger Str. 202150937 Köln 


Ingrid Mittenzwei: 

Friedrich II. von Preußen 

Eine Biographie - Nachwort von Jan Mittenzwei 

Ingrid Mittenzwei stellt umfassend die Politik des preußi¬ 
schen Königs und nicht zuletzt seine Kriege dar. Zugleich 
zeichnet sie ein differenziertes Bild seiner Person und der 
Menschen aus seiner Umgebung. Zudem setzt sie sich 
kritisch mitschönfärberischen Legenden auseinander. 

298 S. | EUR 16,90 
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Peter Rau: Der Spanienkrieg 1936-39 

Basiswissen Politik / Geschichte / Ökonomie 

Unvergessen sind der Kampf der Spanischen Republik 
gegen den Faschismus und die Internationale Solidarität, die 
sie erfuhr. Peter Rau beschreibt die Vorgeschichte und den 
Verlauf des Krieges, die Konflikte im republikanischen La¬ 
ger, die verhängnisvolle Politik der Westmächte und die 
nicht immer uneigennützige Hilfe der Sowjetunion. 

130 S. | EUR 9,90 


Hans Beimler: 

Im Mörderlager Dachau 

Hg., kommentiert u. ergänzt v. Friedbert Mühldorfer 

Kurz nach seiner Flucht aus dem KZ Dachau beschrieb der 
Kommunist Hans Beimler, was er dort hatte erleben müs¬ 
sen. Erstmals in der BRD erscheint sein Bericht in Original¬ 
fassung, ergänzt durch Fotos und eine biographische Skiz¬ 
ze bis zu seinem Tod vor Madrid im Dezember 1936. 

195 S. | EUR 12,90 


Tel.: (02 21) 44 85 45 | mail@papyrossa.de | www.papyrossa.de 
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Öl ins Feuer des 
Meinungsstreites 

Betr.: „Wandel im Handeln?“, 

UZ vom 22.6.2012, S. 9 

Vor einiger Zeit habe ich beim Stöbern 
in meinen Bücherregalen einen Band 
des IMSF aus dem Jahr 1979 mit dem 
Titel „Rationalisierung - Arbeitsplät¬ 
ze - Tarifkämpfe“ gefunden. Im Vor¬ 
wort zu dem Band steht . informiert 
in knapper und zuverlässig recherchier¬ 
ter Form über wichtige Kampfbedin¬ 
gungen der Arbeiter und Angestellten 
und ihrer Organisationen und vermit¬ 
telt die Erfahrungen der jüngsten Aus¬ 
einandersetzungen“. Solche betriebli¬ 
chen und gewerkschaftlichen Analysen 
waren einmal ein ausgewiesener „Mar¬ 
kenkern“ der DKR Daran habe ich 
mich erinnert, als ich den sehr lesens¬ 
werten Artikel von Horst Gobrecht 
„Wandel im Handeln?“ über die Ent¬ 
wicklungen im deutschen Einzelhandel 
gelesen habe. Was hier für eine Bran¬ 
che, zumindest ansatzweise, getan wur¬ 
de, wurde in den Thesen des Sekretari¬ 
ats des alten PV in verallgemeinerter 
Form im Abschnitt 4 „Arbeiterklasse 
in der Krise“ versucht, m.E. sehr erfolg¬ 
reich. Statt mit einem differenzierten 
Blick auf die „Thesen“, diese produk¬ 
tiv für die Weiterentwicklung unserer 
(Betriebs-)Politik zu nutzen, werden 
die „Thesen“ nicht selten pauschal als 
Versuch einer Revision des bestehen¬ 
den Parteiprogramms verdammt. 
Selbiges gilt für die Broschüre des DKP 
Bezirks Südbayern „Krise, Hegemonie 
und Transformation bei Antoni Grams- 
ci“. Statt sich mit den „... eigentlich le¬ 
senswerten ... “ Inhalten der Broschüre 
zu befassen und auseinanderzusetzen, 
was durchaus auch eine Kritik an Leos 
parteikonzeptionellen Vorstellungen 
beinhalten kann, packt Lothar Geisler 
in der UZ vom 22.6.2012 den politi¬ 
schen „Dampfhammer“ aus und unter¬ 
stellt Leo, er wolle Lenins Parteikonzep¬ 
tion „... mal eben in die Tonne ... hau¬ 
en“. Wer so argumentiert, gießt bewusst 
„Öl ins Feuer des Meinungsstreites“ so 
wie es Willi Gerns in seinem Leserbrief 
in der selbigen UZ geschrieben hat. 
Keine guten Voraussetzungen für eine 
konstruktive und produktive Debatte 
um die strategische und konzeptionel¬ 
le Weiterentwicklung der Politik der 
DKP (auf der Basis unseres Parteipro¬ 
gramms) in Zeiten der großen Krise. 

Falk Prahl , Frankfurt a. M. 

Nutzt uns diese Debatte? 

Betr.: Leserbrief von H.P. Brenner, 
UZ vom 22.6.2012, S. 12 

Der Leserbrief von Hans-Peter Bren¬ 
ner bedarf der Ergänzung. 

Die Geheimtreffen von Rosenberg, 
Kröll, Brenner & Co in den Jahren 1991 
bis Ende 1992, hinter dem Rücken des 
Sekretariats, zogen eine grundsätzliche 
Ablehnung des Entwurfs zur program¬ 
matischen Orientierung und von Tei¬ 
len des Statutenentwurfs (Rosenberg, 
Kröll) nach sich. Besonders schäbig 


waren die oft emotional vorgetragenen 
Angriffe auf Heinz Stehr, Rolf Priemer 
und Ellen Weber, die angeblich die 
DKP „liquidieren“ bzw. „PDS-kompa¬ 
tibel“ machen wollten (Brenner). Be¬ 
sonders infam der Vorwurf, die DKP 
„sozialdemokratisieren“ zu wollen 
(Rosenberg). Auch Gegenkandidaturen 
wurden beraten (Parteitage 1991,1993), 
und Hans-Peter war meistens dabei. 
Unmittelbar vor dem Parteitag 1993 
in Mannheim informierte Hans-Peter 
über die Geheimtreffen - entgegen ei¬ 
nem Rat von Werner Cieslak. 

Nützt uns diese Debatte? Nein! Aber 
Legendenbildung auch nicht. 

Rolf Priemer, Bonn 

Meinungsverschiedenheiten 
und Widersprüche produktiv 
machen 

Betr.: „Ein grundlegendes Dokument, 
das Maßstäbe setzt“, 

UZ vom 8.6.2012, S. 9 

Heinz Stehr zeigt in seinem Beitrag 
den langen und widersprüchlichen Weg 
von der Erarbeitung bis zur Beschluss¬ 
fassung des heute gültigen Parteipro¬ 
gramms auf. Ein Programm mit einem 
klaren Profil und einer auf die Zukunft 
gerichteten sozialistischen Perspektive. 
Ein wichtiger Beitrag für unsere Partei 
und unseren Kampf heute und in der 
Zukunft, der Verwirklichung der Dia¬ 
lektik von Reform und Revolution und 
der vom Programm formulierten Über¬ 
gangsphasen. 

Ob dabei die Nennung der vielen Na¬ 
men notwendig war, sei dahin gestellt. 
Weil erstens Eitelkeiten erzeugt wer¬ 
den können bei Jenen, die nicht ge¬ 
nannt werden. Und zweitens: Das ist 
weit wichtiger. Das Programm ist das 
Ergebnis vielfältiger Diskussionen und 
Verbesserungen durch die gesamte Par¬ 
tei. Das war und ist das Entscheidende. 
Dies zeugt von der Stärke unserer Par¬ 
tei. Damit möchte ich in keiner Weise 
die Arbeit, die Zeit und die theoreti¬ 
schen Kenntnisse derer schmälern, die 
führend an der Programmerarbeitung 
beteiligt waren. 

Nicht nachvollziehen kann ich die Kri¬ 
tik im Leserbrief von Hans Peter Bren¬ 
ner. Er fragt darin Heinz Stehr, ob das 
Treffen in der Schweiz mit H.H. Holz 
das Treffen einer „Brenner-Holz-Stehr- 
Gruppe“ war. 

Im ganzen Artikel von Heinz ist aber 
kein Wort zu lesen von einer „Brenner- 
Holz-Stehr-Gruppe“. An einer anderen 
Stelle distanziert sich Hans-Peter von 
Heinz mit folgender Feststellung. „Dass 
Patrik Köbele zum Programmgegner 
gemacht wird, weil er während der Pha¬ 
se der Erarbeitung ... kritische Bemer¬ 
kungen zu einigen Fragen gemacht hat, 
ist ein absolutes Unding.“ Aber Heinz 
hat im Artikel genau das Gegenteil ge¬ 
tan. Er zitiert ausführlich Patriks Be¬ 
schreibung der Meinungsverschieden¬ 
heiten in der Partei vom Programmhea¬ 
ring im April 2004. Also zwei Jahre vor 
dem Beschluss des Programms. 


Heinz hat als ehemaliger Vorsitzender 
unserer Partei und in seinem UZ-Bei- 
trag „das Recht eines jeden Parteimit¬ 
gliedes zu den verschiedenen Entwür¬ 
fen abweichende Meinungen zu äu¬ 
ßern“ gewahrt. Wenn er die Umsetzung 
des Parteiprogramms einfordert, ist das 
sein gutes Recht, wie aller anderen Ge¬ 
nossinnen und Genossen auch. 

Wäre nur ein kleiner Teil unseres Pro¬ 
gramms umgesetzt, wären wir schon ein 
gutes Stück weiter auf unserem Weg für 
eine sozialistische Zukunft. Meinungs¬ 
streit muss sein. Aber dann sachlich, kri¬ 
tisch vorwärts weisend, die gemeinsame 
Aktion nicht hemmend. Das geht nur 
ohne Unterstellungen. Einigkeit macht 
stark, das muss auch für unsere Partei 
gelten. Was uns eint muss stärker sein 
als das, was uns unterscheidet. So kön¬ 
nen wir Widersprüche produktiv für uns 
alle und damit für unsere Partei machen. 

Dieter Keller, Fellbach 

Politisch spannende 
Entwicklung 

Betr.: „Der Wille zur Freiheit ist 
ungebrochen“, UZ vom 1.6.2012, S. 8 

Eine kleine, aber wichtige Korrektur 
am sonst inhaltlich sehr guten Arti¬ 
kel von Aneta Krüger: Der israelische 
Siedlungsbau in der palästinensischen 
Westbank muss gestoppt werden. Im 
Gaza-Streifen gibt es seit dem Rückzug 
der israelischen Armee und der israe¬ 
lischen Siedler 2007 keinen Siedlungs¬ 
bau mehr. Ob es dann wichtiger ist, für 
einen eigenen palästinensischen Staat 
zu kämpfen, oder ob dies schon gar 
nicht mehr möglich ist und ein insge¬ 
samt binationaler, säkulärer Staat auf 
dem Gebiet des ehemaligen UN-Man- 
datsgebiets Palästina in Frage kommt, 
das ist allerdings eine politisch span¬ 
nende Entwicklung, zu der auch in der 
UZ diskutiert werden sollte. 

Rüdiger Deissler ; Göttingen 

„Menschenrechte“ 
grundsätzlicher behandeln 

Betr.: „Menschenrechtsverletzungen 
in Deutschland“, 

UZ vom 8.6.2012, S. 3 

Wir Kommunisten sollten das Thema 
„Menschenrechte“ grundsätzlicher be¬ 
handeln als Amnesty international, wir 
sollten uns der üblichen Einengung des 
Themas auf die in engerem Sinn „poli¬ 
tischen“ Menschenrechte widersetzen. 
Tatsächlich gehören auch die sozialen 
Menschenrechte hierher, wie sie 1948 
von der UNO beschlossen wurden. In 
den Artikeln 23 bis 27 verkündet die 
UNO das Recht auf Arbeit inklusive 
Streikrecht und Schutz vor Arbeitslo¬ 
sigkeit, Recht auf Erholung und Frei¬ 
zeit, angemessenen Lebensstandard, 
Nahrung, Kleidung, Wohnung, ärztli¬ 
che Versorgung, unentgeltliche Bildung, 
Teilnahme am kulturellen Leben. Diese 
Rechte sind in keinem kapitalistischen 
Land jemals vollständig erfüllt worden. 
Dagegen gehört es zu den unvergess¬ 
lichen Errungenschaften der unterge¬ 


gangenen „realsozialistischen“ Staaten, 
dass sie diese Rechte realisiert haben, 
auch wenn sie wirtschaftlich bedeutend 
weniger entwickelt waren als die füh¬ 
renden kapitalistischen Länder. Spezi¬ 
ell das Recht auf Arbeit ist in keinem 
kapitalistischen Staat jemals realisiert 
worden, und kann es auch nicht werden. 
Unsere Aufgabe ist es, hierauf hinzu¬ 
weisen und die Heuchelei der „westli¬ 
chen Wertegemeinschaft“ zu entlarven, 
wenn sie anderen gegenüber die Men¬ 
schenrechte einfordern. 

Fritz Dittmar, Hamburg 

Wird Zeit französisch zu lernen 

Betr.: Strompreiserhöhungen 

Vor wenigen Tagen empfahl der CDU- 
Umweltminister Altmaier, dass arme 
Leute bei Strompreiserhöhungen die¬ 
sen Betrag ja einsparen könnten, indem 
sie entsprechend der Mehrkosten pro¬ 
zentual weniger Strom verbrauchen. 
Das erinnert stark an die Empfehlung, 
die der französischen Königin Marie 
Antoinette zugeschrieben wird „Wenn 
sie kein Brot haben, dann sollen sie Ku¬ 
chen essen“ Sie landete am 16.10.1793 
auf dem Schafott. 

Nun wird gemeldet, dass angesichts 
drastischer Strompreiserhöhungen der 
FDP-Wirtschaftsminister Rösler „Hil¬ 
fen für einkommensschwache Haus¬ 
halte für nicht sinnvoll“ halte. Offenbar 
hat er dabei die von ihm mit zu verant¬ 
wortende Verelendung des griechischen 
Volkes als Zielmarke vor Augen. Und 
schließlich haben die Armen keine „sys¬ 
temische“ Relevanz und benötigen kei¬ 
ne „Rettungsschirme“ wie die Banken, 
denen Milliarden über Milliarden in den 
Rachen geworfen werden. Wird Zeit, 
diese asoziale Bande vom Gehöft zu 
jagen. Wird Zeit französisch zu lernen. 

Heinz-W. Hammer, Essen 

Glückwunsch 

Betr.: Neues Layout 

Herzlichen Glückwunsch zum neuen 
Layout. Und vielen Dank an das UZ- 
Team für seine umfangreiche, bewun¬ 
dernswerte Arbeit! Die Zeitung liegt 
gut in der Hand und zeigt so nur bei nä¬ 
herer Aufmerksamkeit, was es bedeu¬ 
tet, Woche für Woche eine neue Ausga¬ 
be herauszugeben! 

Gleich auf Seite 1 sprang mir der 
Schlusssatz des Leitartikels zu „Markt¬ 
konforme Demokratie“ ins Auge: „Eu¬ 
ropäer vereinigt Euch!“. Hier hätte ich 
auch noch gerne die US-amerikanische 
Arbeiterklasse dabei - und die der süd¬ 
amerikanischen Länder. Und auch Asi¬ 
en würde da noch fehlen. So gesehen 
gefällt mir die Formel „Proletarier 
aller Länder vereinigt euch!“ irgend¬ 
wie besser. Mit „aller“ sind schon mal 
alle dabei, und mit Proletarier werden 
auch gleich die Kräfte benannt, die die 
Schlüssel für Veränderung, für Zukunft 
in Händen halten, gegen den frischen 
imperialistischen Raubzug Euro-Ret- 
tungsschirm ESM und Fiskalpakt. 

Helmut Wo da, Karlsruhe 


FR ★ 6. JULI 


Stuttgart: Veranstaltung der Naturfreun¬ 
dejugend aus der Reihe: Verbrannte 
Dichter - Kurt Tucholsky. Clara-Zetkin- 
Haus, Stuttgart-Sillenbuch, Gorch-Fock- 
Straße 26,19.00 Uhr. 


SA ★ 7 . JULI 


Krefeld: Infostand der DKP-Linker 
Niederrhein mit Verteilung der neuen 
Stadtzeitung. Südwall/Neusser Straße, 
10.00 Uhr. 


SO ★ 8. JULI 


Hechingen: „Rassismus und Faschismus 
im Alltag“, Beitrag der SDAJ im Rahmen 
der Veranstaltung „Use your summer“. 
Fürstengarten Hechingen, Diskussions¬ 
zelt, 18.00 Uhr. 


Dl ★IO.JULI 


Recklinghausen: Mitgliederversamm¬ 
lung der DKP zur Parteikonzeption der 
Kommunisten. Ladenlokal Kellerstraße 7, 
19.30 Uhr. 


DO ★ 12 . JULI 


Krefeld: Mitgliederversammlung der 
DKP Linker Niederrhein zum Themen¬ 
komplex Fiskalpakt und zur Auswertung 
der PV Tagung. Brauereiausschank Wien- 
ges, Neusser Str. 55,19.30 Uhr. 


FR ★ 13 . JULI 


Schweinfurt: „Aufarbeitung und Wieder¬ 
aufbereitung - 40 Jahre Extremistener¬ 
lass“. Mitgliederversammlung der DKP 
mit Eva Petermann, Mitglied des Partei¬ 
vorstandes. DFG-VK- Büro, Gabelsber¬ 
gerstraße 1,19.00 Uhr. 


SA ★ 14 . JULI 


Recklinghausen: „Lesen gegen das 
Vergessen“, Gedenkveranstaltung zu der 
Bücherverbrennung vor 79 Jahren. Nu- 
markt, Recklinghausen-Süd, 14.00 Uhr. 


SO ★ 26 . AUG 


Dortmund: „Linkes Bündnis Dortmund“ 
wählen. Und vorher unterstützen! Wahl¬ 
kampftermine in der kommenden UZ. 



Termin-Ankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören 
auch in die UZ! Bitte so schnell wie 
möglich, spätestens am Freitag eine 
Woche vor dem Erscheinungstermin 
der entsprechenden Ausgabe der UZ, 
möglichst auch mit Angabe des The¬ 
mas der Veranstaltung an termine@ 
unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 
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Die letzte Seite 
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Meine progressive Woche 

Vom 23. bis 2g. Juni 


Dienstag 

Portugal, Irland, Griechenland, Spani¬ 
en, nun Zypern. Fünf von siebzehn EU- 
Ländern haben Gelder aus dem Rettungs¬ 
schirmpaket beantragt. Da ist die Frage 
angebracht, wie lang das Geld noch reicht. 
750 Mrd. Euro sind aus drei Töpfen bereit¬ 
gestellt - gewesen, muss man inzwischen 
sagen. Bis auf etwa 150 Mrd. ist alles aus¬ 
gegeben oder zugesagt. Verschärft sich die 
Krise, kommt das ein oder andere Land 
hinzu, muss in neuen Dimensionen aufge¬ 
stockt werden. Wer zweifelt noch an diesem 
Szenario? 

Auf keinen Fall die weiter spekulierenden 
Banken, die mit vollen Händen das ge¬ 
schenkte Geld in den Finanzmarkt pum¬ 
pen. Sie wissen, dass Merkel, Barroso und 
Co. bis auf weiteres gewillt sind, die Millio¬ 
näre mit Steuermillionen zu versorgen. Das 
Spielchen kann noch einige Zeit anhalten. 
Je länger es dauert, desto größer wird der 
Zusammenbruch. 

Mittwoch 

„Unsere“ Justiz. Fall 1: Das Landgericht in 
Köln erklärt religiöse Beschneidungen von 
Jungen für strafbar. 

Beschnitten sind ein Viertel bis ein Drit¬ 
tel der männlichen Weltbevölkerung. Die 
Weltgesundheitsorganisation empfiehlt die 
Beschneidung als AIDS-Prophylaxe. In den 
USA wurden 2005 56 Prozent aller männ¬ 
lichen Babies beschnitten. Beschneidung ist 
der weltweit häufigste chirurgische Eingriff. 
In Deutschland sind Beschneidungen 
hauptsächlich bei Muslimen und Juden 
üblich. Die Staatsanwaltschaft Köln wurde 
im vorliegenden Fall nach Hörensagen ak¬ 
tiv, erhob Anklage und beantragte Revision 
nach einem abschlägigen Urteil in der ers¬ 
ten Instanz. 

Donnerstag 

„Unsere“ Justiz. Fall 2: Der Bundesgerichts¬ 
hof (BGH) setzt die Ermittlungsbehörden 
im Falle des Nationalsozialistischen Unter¬ 
grunds (NSU) unter Zeitdruck. Verdächti¬ 
ge werden entlassen, weil der BGH sie nicht 
verdächtig findet. 

Jetzt ist nur noch Zschäpe übrig und der 
muss bald der Prozess gemacht werden. 
Viele gefundene Beweisstücke, Papiere, 
Dateien und Aussagen - vor allem zur Ver¬ 
zahnung von faschistischem Terror und fa¬ 
schistischer Politik dürften damit unter den 
Tisch fallen. 


Fall 1 und 2 haben natürlich nichts mitei¬ 
nander zu tun. 

Freitag 

Es stand 2:0 für Italien gestern abend, als 
der Deutsch-Italiener Antonio Zampero- 
ni in der Halbzeit-Pause die Nachrichten 
verlas. Mit einem Lächeln verabschiedet 
er sich: „Und beenden möchte ich diese Ta¬ 
gesthemen - aus gegebenem und persönli¬ 
chem Anlass - mit Worten des italienischen 
Dichter-Fürsten Dante: ,Das Gesicht verrät 
die Stimmung des Herzens. Ich weiß nicht, 
was Ihnen mein Gesicht jetzt verrät, aber 
seien Sie versichert, dass ich innerlich ziem¬ 
lich zerrissen bin. In diesem Sinne: che vin- 
ca il migliore, möge der Bessere gewinnen. “ 
Zunächst: Dass Nachrichtensprecher per¬ 
sönlich werden, ist eine der größten Unsit¬ 
ten unserer schönen neuen Zeit, in der das 
fröhlich Private sich ungeniert zwischen 
Mord und Totschlag drängt, wenn die nur 
„weit hinten in der Türkei“ (Goethe) statt¬ 
finden. 

Zamperonis Bemerkung trug ihm aus an¬ 
deren Gründen üble Beschimpfungen ein - 
Waschkörbeweise, wie die TT-Redaktion 
zu berichten weiß. Tenor (harmlose Vari¬ 
ante): „Das war doch eine Unverschämt¬ 
heit diesen Mann einzusetzen. Er hat seine 
Lage leider ausgenutzt und dauergegrinst. “ 
Andere Zuschauer forderten, Herrn Z. zu 
erklären, „dass er im deutschen Fernsehen 
tätig ist“. Und Übleres. 

Da geht die Saat über denen auf, die sie 
säen. Nationalismus und Chauvinismus 
werden in den Medien nur mehr notdürftig 
kaschiert. Der Sport wird im Fall Ukraine 
unverhohlen als Vehikel von Einmischungs¬ 
politik benutzt. Abgesehen von allem an¬ 
deren trägt diese Befrachtung mit vorder- 
und hintergründigen politischen Absichten 
dazu bei, dass sich bei einem wie Löw unre¬ 
alistische Einschätzungen der eigenen Leis¬ 
tungskraft Bahn brechen. Wer sagt, „Wir 
können jedem unser Spiel auf zwingen“ und 
trotzdem Sondermaßnahmen gegen Pirlo 
trifft, ist unsicher und verunsichert. 

Da wir gerade beim Fußball sind: Be¬ 
ckenbauer und andere fordern, dass alle 
deutschen Spieler lauthals die National¬ 
hymne mitsingen müssen. Das garantiere 
den Gewinn. So wie 1974, gell Franz. Als 
keiner (Kapitän FB an der Spitze) mit¬ 
sang. Bonhof kaute Kaugummi. War echt 
locker - und erfolgreich. 

Adi Reiher 


Guernica 

Picassos Geniestreich 


Am 12. Juli 1937, vor 75 Jahren, stellt 
Pablo Picasso sein Bild „Guernica“ auf 
der Pariser Weltausstellung zum ersten 
Mal dem Publikum vor. 

Da war der Bombenangriff der Legion 
Condor auf die baskische Stadt noch 
keine drei Monate alt. Am 26. April 
hatten die faschistischen deutschen 
Flieger unter Beteiligung der italie¬ 
nischen Corpo Truppe Volontarie die 
Stadt dem Erdboden gleich gemacht. 
Die Opferzahlen schwanken zwischen 
mehreren hundert und über 1 500 To¬ 
ten. Der erste große Terrorangriff einer 
Luftflotte auf die Zivilbevölkerung lös¬ 
te weltweit große Empörung aus. 
Schon 1936 hatte Picasso von der Re¬ 
gierung Spaniens den Auftrag erhalten 
ein Bild für den spanischen Pavillon auf 
der Pariser Weltausstellung zu malen. 
Spontan verwarf Picasso sein urspüng- 
liches Sujet „Maler und Modell“. Statt- 
dessen entschloss er sich zur künstleri¬ 
schen Verarbeitung des Luftangriffes. 
Das Ergebnis war und ist eine weltwei¬ 
te Sensation. Kein anderes Bild steht im 


kollektiven Bewusstsein der Mensch¬ 
heit so gegen Krieg und Gewalt wie 
das Monumentalwerk von 349 cm Höhe 
und 777 cm Breite. Picasso verwandte 
durchweg Motive seines eigenen Kul¬ 
turkreises, den Stier, das Pferd, die Pie¬ 
ta usw. Die universale Bildsprache der 
leidenden Kreatur wurde aber in allen 
Kulturkreisen unmittelbar verstanden. 
Seine Wirksamkeit ist bis heute mit 
kaum einem anderen Bild vergleich¬ 
bar und bis heute ungebrochen. 

Als der damalige US-Außenminister 
Powell seine (gefälschten) Bilder von 
irakischen Massenvernichtungswaffen 
im UN-Gebäude von New York vor¬ 
stellte, hatte er vorher darauf bestan¬ 
den, dass eine im gleichen Raum hän¬ 
gende Kopie von „Guernica“ verhüllt 
wird. Es sei, so ein US-Diplomat, kein 
„angemessener Hintergrund“, wenn 
Powell über Krieg redete, dabei von 
schreienden Frauen, Kindern und Tie¬ 
ren umgeben seien, die das durch Bom¬ 
bardements verursachte Leid zeigten. 

AR 



Pablo Picasso, Guernica, Öl auf Leinwand (Ausschnitt) 



... hat Roman Huber, geschäftsführender Bundesvorstand des Vereins „Mehr Demokratie e.V.“ im Kofferraum seines 
Wagens verstaut. Unmittelbar nach der Entscheidung der neoliberalen Parteien vom vergangenen Freitag im Bundestag 
reicht er sie beim Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe ein. 

Klagen wurden außerdem von der Linksfraktion und vom CSU-Politiker Peter Gauweiler eingereicht (s. auch Seite 4). 


„Ein unwürdiger Sponsor“ 

Dow Chemical wirbt bei Olympia und Paralympics 


Für 7 Millionen englische Pfund darf 
sich der US Konzern Dow Chemical 
mit Bandenwerbung in den Stadien als 
Sponsor der olympischen Spiele und 
der Paralympics präsentieren. „Dies 
ist der ungeeignetste Sponsor, den man 
sich vorstellen kann“ meinen Organi- 


Protest gegen Dow Chemicals in Indien. 

sationen der Vietnam-, Friedens- und 
Umweltbewegung aus Vietnam und 
Europa. 

Mit dem Sponsoring der Olympischen 
Spiele und der Paralympics 2012 will 
sich Dow Chemical als Schutzpatron 
für den Sport und die Menschen dar¬ 
stellen. Dies kann angesichts der Taten 
von Dow Chemical nicht anders als zy¬ 
nisch bezeichnet werden. 

Dow Chemical ist nämlich eine der 
Herstellerfirmen des Entlaubungsmit¬ 
tels Agent Orange, das von 1961-1971 
durch die US-Armee über dem Süden 
Vietnams sowie Teilen von Laos und 
Kambodscha versprüht wurde. Das 
im Entlaubungsmittel enthaltene Di¬ 
oxin führte bei bisher drei Millionen 
Menschen zu Krebserkrankungen und 
Missbildungen schon in der dritten Ge¬ 
neration. Dow Chemical war auch der 
Hersteller von Napalm und hatte zu¬ 
dem die Firma Union Carbide gekauft, 
die als Verursacherin der Chemiekata¬ 
strophe von Bhopal in die Geschichte 
einging. Bis heute weigert sich der in¬ 
ternationale Chemiekonzern allerdings 
Verantwortung zu übernehmen, Ent¬ 
schädigungen zu leisten oder die ver¬ 


seuchten Landstriche zu entgiften. We¬ 
der die Opfer der Kriege noch jene der 
Chemiekatastrophen haben vom Kon¬ 
zern je eine Entschädigung erhalten. 
Proteste kommen aus aller Welt. In offe¬ 
nen Briefen an das Internationale olym¬ 
pische Komitee (IOC) in Lausanne drü¬ 


cken Organisationen, Einzelpersonen 
und Sportler aus vielen Teilen der Welt 
ihr Unverständnis und Ihr Befremden 
aus, dass das IOC Dow Chemical diese 
Möglichkeit des „Whitewashing“ gibt. 

Sportlerinitiative 

„Sportler gegen Dow Chemical“ 

Auch Sportler aus aller Welt wenden 
sich gegen Dow Chemical als Spon¬ 
sor der olympischen Spiele. In einem 
im Internat veröffentlichten Appell 
sagen sie: „... wir ehemalige und ak¬ 
tive Sportler, Mitglieder von Natio¬ 
nalmannschaften und Olympioniken 
glauben nicht, dass Dow Chemical 
den Geist und die Menschlichkeit der 
olympischen Idee verkörpert. Die vie¬ 
len Beweise für die Verletzung der Ge¬ 
sundheit durch Dow Chemical stehen 
in direktem Widerspruch zum olympi¬ 
schen Versprechen die Gesundheit von 
Athleten zu schützen ...“Zu den Un¬ 
terzeichnerinnen und Unterzeichnern 
gehören Sportler aus den USA, Ka¬ 
nada, Nepal, Haiti, Österreich, Korea, 
Malaysia, Frankreich, Spanien, Senegal 
und Zimbabwe. Quelle: http://athlete- 
sagainstdowchemical.wordpress.com 


Zwei Protestbriefe aus Vietnam 

In einem Schreiben des Ministeriums 
für Kultur, Sport und Touristik der 
Sozialistischen Republik Vietnams 
schreibt der zuständige Minister Ho- 
ang Tuan Anh klare Worte an den Prä¬ 
sidenten des IOC. „Dear Jacques Rog- 
ge ... Mit großem Bedauern muss ich 
die tiefen Bedenken der Regierung 
und der Bevölkerung Vietnams über 
die Entscheidung des Olympischen 
Komitees kundtun, Dow Chemical als 
Hauptsponsor der olympischen Bewe¬ 
gung von 2012 bis 2020 zuzulassen ... 
Da die Ziele der olympischen Bewe¬ 
gung die Förderung von guter Gesund¬ 
heit, Gleichheit und Fortschritt für alle 
Menschen sind, glauben wir, dass die 
Entscheidung des IOC für das Spon¬ 
soring durch Dow Chemical vorschnell 
war. Wir appellieren deshalb an das 
olympische Komitee die Entscheidung 
zu überdenken und sich für die Millio¬ 
nen Agent-Orange-Opfer in Vietnam 
und der ganzen Welt einzusetzen ...“ 
Als Vertretung der 300 000 Mitglieder 
der VAVA (Vietnam Association of 
Agent Orange Victims) wies der Präsi¬ 
dent der VAVA Nguyen Van Rinh in ei¬ 
nem Brief an das IOC darauf hin, dass 
Dow Chemical für das Leiden von Mil¬ 
lionen Opfern verantwortlich ist. „Es 
ist eine böse Ironie, dass es Dow Che¬ 
mical erlaubt wurde, ein Sportereignis 
einschließlich der Paralympics zu be¬ 
werben, obwohl es dafür verantwort¬ 
lich ist, dass über Generationen hin¬ 
weg schwer behinderte Kinder gebo¬ 
ren wurden ...“ 


Der rote Kanal 


Das Haus nebenan, 

F/D/CH1969 

Chronik der Stadt Clermont-Ferrand wäh¬ 
rend des Zweiten Weltkrieges zwischen 
Kollaboration und Widerstand während der 
Besatzung. 

Di., 10.7., 20.15-0.25 Uhr, arte 

Glück im Hinterhaus, 

DDR 1980 

Der Leiter einer Bibliothek verliebt sich in 
eine wesentlich jüngere Kollegin. Er verlässt 
Frau und Kinder. Doch sein zweiter Frühling 
verblüht allzu rasch... 

Di., 10.7., 22.45-0.20 Uhr, rbb 

Das weiße Band, 

D/A/F/l 2009 

Ostelbien am Vorabend des Ersten Weltkrie¬ 
ges. Porträt der (in diesem Falle dörflichen) 
Verklemmungen des Kaiserreiches. 

Di., 10.7., 23.15-1.30 Uhr,wdr 












